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106. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 22. Mai 1996 

Beginn: 12.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat als Themen der heutigen 
Kabinettssitzung mitgeteilt: Jahressteuergesetz 1997 
und Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz 1997. Das 
Wort  für den einleitenden fünfminütigen Bericht 
hat der Bundesminister der Finanzen, Dr. Theodor 
Waigel. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das Ka-
binett hat heute den Entwurf eines Jahressteuerge-
setzes 1997 beschlossen. Die Bundesregierung zieht 
mit diesem Gesetzentwurf die Folgerungen aus den 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zur 
Erbschaft- und Vermögensteuer. Außerdem werden 
steuerliche Maßnahmen des von den Koalitionsfrak-
tionen am 25. April dieses Jahres beschlossenen Pro-
gramms für mehr Wachstum und Beschäftigung um-
gesetzt. 

Der Gesetzentwurf sieht den Wegfall der Vermö-
gensteuer als eigenständiger Steuer ab 1. Januar 
1997 vor. Die private Vermögensteuer geht rechne-
risch mit 1,6 Milliarden DM in der mit Wirkung vom 
1. Januar 1996 neu zu regelnden Erbschaft- und 
Schenkungsteuer auf. 

Die Betriebe werden von der wettbewerbs- und ar-
beitsplatzfeindlichen Substanzsteuer entlastet. Auf 
eine sehr aufwendige allgemeine Neubewertung des 
Grundbesitzes kann verzichtet werden. Die Länder 
ersparen einen Großteil der Erhebungskosten, insbe-
sondere die Einstellung von zirka 5 000 Beschäftig-
ten, die für eine allgemeine Bewe rtung des Grundbe-
sitzes nötig geworden wäre. 

Bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer wird 
Grundbesitz entsprechend den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts gegenwartsnäher bewe rtet 
und damit ähnlich wie übriges Vermögen belastet. 
Der Grundbesitz wird nur für den einzelnen Veranla-
gungsfall bewertet. Es handelt sich also um eine Be-
darfsbewertung. Für bebaute Grundstücke ist zur Be

-

wertung ein Wohnnutzflächenverfahren, für Miet-
wohngrundstücke wahlweise auch ein Ertragswert

-

verfahren, für typische Industriegrundstücke ein Ku-
bikmeterverfahren vorgesehen. 

Die persönlichen Freibeträge, insbesondere im Fa-
milienbereich, werden deutlich angehoben: für Ehe-
gatten 1 Million DM, für Kinder 750 000 DM. Das üb-
liche Familienvermögen bleibt somit steuerfrei. 

Betriebsvermögen wird - durch Ansatz nur zur 
Hälfte; bisher zu 75 Prozent - stärker entlastet. In 
diese Entlastung soll auch der Wirtschaftsteil des 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens einbezo-
gen werden. 

Die Steuerklassen I und II werden zusammenge-
faßt, die Höchststeuersätze abgesenkt. 

Die eigentlichen Neuregelungen sind aufkom-
mensneutral. Allerdings wird sich das Aufkommen 
der Erbschaft- und Schenkungsteuer um 1,6 Mil-
liarden DM auf gut 5 Milliarden DM erhöhen, weil 
die private Vermögensteuer rechnerisch mit der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer zusammengefaßt wird. 
Insgesamt wird die Erbschaft- und Schenkungsteuer 
gleichwohl sozialverträglich neu geregelt. 

Von den steuerlichen Maßnahmen aus dem Pro-
gramm für mehr Wachstum und Beschäftigung sind 
hervorzuheben: stufenweise Absenkung des Solida-
ritätszuschlags von 7,5 vom Hundert ab 1997 auf 6,5 
vorn Hundert und ab 1998 auf 5,5 vom Hunde rt . Da-
mit stehen den Bürgern schon 1997 mehr als 
3,5 Milliarden DM für die private Nachfrage zur Ver-
fügung. 

Existenzgründer werden in den Anfangsjahren 
durch Verbesserung der Ansparabschreibung für 
kleine und mittlere Betriebe steuerlich gefördert. 
Durch verbesserte steuerliche Abzugsmöglichkeiten 
der Lohnkosten für Beschäftigte in Privathaushalten 
sollen Anreize zur Schaffung von Arbeitsplätzen ge-
geben werden. 

Zur Erleichterung für die p rivaten Arbeitgeber 
werden Vereinfachungen bei der Abführung von 
Steuern und Sozialabgaben eingeführt. Hervorzuhe-
ben ist die Möglichkeit, die Anmeldung, Berechnung 
und Abführung von Sozialabgaben von bestimmten 
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Einzugsstellen, zum Beispiel von der Krankenkasse 
des Arbeitnehmers, mit Hilfe eines Haushaltsscheck-
verfahrens erledigen zu lassen. 

Die schwierige Haushaltslage zwingt uns, die Er-
höhung des Kindergeldes für das erste und das 
zweite Kind, des Kinderfreibetrags und des Grund-
freibetrags jeweils um ein Jahr, also auf den 1. Januar 
1998, hinauszuschieben. 

Der Gesetzentwurf sieht die Einführung eines Ver-
anlagungswahlrechts für beschränkt Steuerpflich-
tige, die dem Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 EStG 
unterliegen, ab dem Veranlagungszeitraum 1996 vor. 
Damit sollen Überbesteuerungen im Einzelfall ver-
mieden werden. Dies soll auch Befürchtungen zer-
streuen, ausländische Künstler oder Sportler würden 
wegen der durch das Jahressteuergesetz 1996 vorge-
nommenen Erhöhung des Steuerabzugs die Bundes-
republik meiden. 

Enthalten ist auch eine Beschränkung der Sonder-
abschreibungen für Schiffe und Flugzeuge. Sie ent-
fallen bei Bau- bzw. Kaufverträgen nach dem 
30. April 1996. Ihre Wirkung ist fragwürdig gewor-
den. 

Die vorgesehenen Änderungen des Umsatzsteuer-
rechts dienen der Umsetzung von EG-Recht in deut-
sches Recht. Der Schwerpunkt liegt bei der umsatz-
steuerlichen Behandlung von innergemeinschaftli-
chen Reihengeschäften. 

Die Bundesregierung ist, was die Vermögensteuer 
anbelangt, nach den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts vorgegangen; der Spielraum für die 
Beibehaltung ist ganz eng geworden. Auf die ein-
gangs beschriebenen Entlastungen der Bet riebe 
weise ich hin. Die entsprechenden Teilkompensatio-
nen sind sozial ausgewogen. 

Vielen Dank. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke schön, Herr 
Minister. Ich bitte nun, zu diesem Themenbereich 
Fragen zu stellen. 

Als erste Frau Kollegin Ing rid Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Waigel, Sie ha-
ben eben gesagt: Die schwierige Haushaltslage 
zwingt uns, die für 1997 vorgesehene Kindergelder-
höhung zu verschieben. - Ich darf daran erinnern, 
daß wir in diesem Bundestag im letzten Jahr gemein-
sam beschlossen haben, das Kindergeld für das erste 
und das zweite Kind ab dem 1. Januar 1996 auf 
200 DM und ab 1997 auf 220 DM zu erhöhen. Gleich-
zeitig haben Sie vorgetragen, daß die Vermögen-
steuer nach Ihrem Gesetzentwurf völlig abgeschafft 
werden soll. 

Nach den neuesten Steuerschätzungen, die we-
nige Tage alt sind, sind für die Vermögensteuer im 
Jahr 1997 9,3 Milliarden DM, im Jahr 1998 
9,5 Milliarden DM, im Jahr 1999 9,7 Milliarden DM 
und im Jahr 2000 10 Milliarden DM angesetzt. Das 
heißt: Wenn Sie diese Steuer komplett abschaffen, 
fehlen jeweils diese Summen. Selbst unterstellt, Sie  

würden 1,6 Milliarden DM davon auf die Erbschaft-
steuer übernehmen, bleiben Steuerausfälle in Mil-
liardenhöhe. Wir sind der Ansicht, daß das Bundes-
verfassungsgericht mit seinem Vermögensteuer-Ur-
teil Sie keineswegs dazu zwingt. 

Selbst unterstellt, wir könnten wegen der Doppel-
belastung bei den Körperschaften und den Anteils-
eignern gemeinsam über eine Abschaffung der be-
trieblichen Vermögensteuer reden, bleiben durch 
den kompletten Wegfall der Steuer auf p rivate Ver-
mögen Steuerausfälle in Milliardenhöhe - zugunsten 
hoher und höchster p rivater, nicht betrieblicher Ver-
mögen. 

Daran schließt sich meine Frage an: Meinen Sie ei-
gentlich nicht, daß es sozial ungerecht ist, den Fami-
lien mit Kindern zu sagen „Wir haben kein Geld, um 
euch die dringend notwendige Kindergelderhöhung 
im Jahr 1997 auszuzahlen" , gleichzeitig aber viele 
Milliarden DM durch die Abschaffung der Steuer auf 
private Vermögen in Kauf zu nehmen? Ist es nicht so, 
daß dies auch verfassungsrechtlich höchst zweifel-
haft ist? Die dringend notwendige Anhebung des 
Kindergeldes ist nämlich keine Gnade des Staates, 
sondern entspricht der verfassungsrechtlich gebote-
nen Steuerfreistellung des Existenzminimums der 
Kinder. Ist die Kombination, die Vermögensteuer völ-
lig abzuschaffen und die Kindergelderhöhung zu 
verschieben, zudem nicht ökonomisch unve rnünftig? 
Stimmen Sie mir nicht zu, daß, wenn ich einer Fami-
lie mit zwei Kindern im nächsten Jahr 480 DM vor-
enthalte - 20 DM pro Monat pro Kind -, die eine 
Menge Dinge hat, wofür sie das Geld ausgeben 
könnte, dies zu einer Schwächung der Binnennach-
frage beiträgt, während die Abschaffung der Steuer 
auf private Vermögen nicht einen einzigen Arbeits-
platz schafft? 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Die Frage der Frau Kollegin Matthäus-Maier ist 
ebenso polemisch wie fast demagogisch 

(Lachen bei der SPD) 

und erinnert an ihre früheren falschen Vergleiche mit 
dem Jäger 90, die sich zwischenzeitlich hinreichend 
als lächerlich erwiesen haben. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Wer ist denn 
nun polemisch?) 

Schon Ihre Addition, Frau Kollegin Matthäus-Maier, 
ist falsch. Denn wenn Sie davon reden, daß die be-
triebliche Vermögensteuer auch Ihrerseits keine volle 
Unterstützung mehr findet, dürfen Sie sie bei der Ad-
dition auch nicht mehr hinzurechnen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das habe ich 
ja nicht getan!) 

Sie müssen dann darstellen, daß die Vermögen-
steuer unter Einbeziehung der im Privatvermögen 
gehaltenen Beteiligungen insgesamt etwa 57,8 Pro-
zent beträgt. Sie müssen dann einbeziehen, daß für 
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den Rest die engen Grenzen des Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts beachtet werden müssen, so daß 
auch diese Größenordnung nicht mehr zur Verfü-
gung steht. Wenn die Gewerbekapitalsteuer weg-
fällt, müssen Sie sich schließlich überlegen, welches 
Maß an zusätzlichem Verwaltungsaufwand notwen-
dig ist. 

Wenn man das alles betrachtet, dann scheint es mir 
sozial sehr gut vertretbar zu sein, einen Teil der pri-
vaten Vermögensteuer auf die Erbschaft- und Schen-
kungsteuer 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Die schaffen 
Sie doch ab!) 

zu übertragen, um damit den vollen verwaltungsmä-
ßigen Effekt, nämlich die Vereinfachung durch Weg-
fall zweier Steuern, zu erreichen, den Ländern damit 
die Möglichkeit zu geben, das bisher dafür benötigte 
Personal nun für Betriebsprüfungen und ähnliche 
effektive Einsätze zu verwenden und damit eine in 
manchen Zeiten - vor allen Dingen in der Zeit, in der 
keine Gewinne gemacht werden - aus der Substanz 
zu entrichtende Steuer wegfallen zu lassen. Wenn 
das so schlimm ist, dann frage ich mich nur, Frau 
Matthäus-Maier, warum Sie sich bei Ihren Genossen 
in Europa noch nicht durchgesetzt haben, wo die 
Vermögensteuer entweder in Wegfall gekommen 
oder ganz entscheidend verringert worden ist. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Aber die 
kürzen dafür nicht das Kindergeld! - 
Gegenruf von der F.D.P.: Es gibt doch gar 

keine Kürzung!) 

Zum Kindergeld: Im Wahlkampf 1994 haben wir 
zugesagt, daß wir im Jahre 1996 die Familienpolitik 
um 7 Milliarden DM verbessern würden. Natürlich 
ist unsere jetzige Maßnahme nicht schön. Wir bedau-
ern genauso wie Sie, daß die Erhöhung des Kinder-
geldes nicht stattfinden kann und um ein Jahr ver-
schoben werden muß. Aber ich bin überzeugt, daß 
die Menschen dafür Verständnis haben. Es ist unfair 
und polemisch, die Vermögensteuer und dieses 
Thema gegeneinander aufzurechnen. Wir müssen im 
Moment dafür sorgen - damit helfen wir den Fami-
lien mit Kindern am meisten -, daß mehr Arbeits-
plätze entstehen, daß mehr Investitionen getätigt 
werden und daß die Konjunktur wieder stärker an-
springt. Das kann durch die steuerpolitischen Vorha-
ben, die wir heute beschlossen haben, in Gang ge-
setzt werden. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Aber die 
SPD weiß ja nicht einmal, daß wir 1 % Ver

-

mögensteuer haben!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke schön, Herr 
Minister. Als nächster spricht Graf von Waldburg-
Zeil. 

Alois Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr 
Bundesminister, im Grunde haben Sie meine Frage 
schon beantwortet. Ich dachte, daß die Vermögen-
steuer derart  aufwendig ist und so hochqualifiziertes 
Personal benötigt, daß - bei Freiwerden dieses Perso-
nals - durch Betriebsprüfungen im Bereich der Ein-

kommensteuer erheblich mehr herauskommt, als 
wenn man die Leute ständig hinter etwas herlaufen 
läßt, was mehr kostet, als es einbringt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Die Vermögensteuer ist die aufwendungsstärkste 
Steuer. Für ihre Erhebung und Veranlagung wird 
mehr als doppelt soviel Einsatz und Personal benötigt 
wie bei anderen Steuern. Insofern wäre es für den 
Staat, für die Einziehung von Steuern und für die Be-
kämpfung von Steuerbetrug wesentlich effektiver, 
die Betriebsprüfungen zu verstärken, so wie es schon 
einige Finanzminister zum Beispiel in Bayern und 
Baden-Württemberg versucht haben. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke. Die näch-
ste Frage kommt von Herrn von Larcher. 

Detlev von Larcher (SPD): Ich habe vernommen, 
daß Sie die Vermögensteuer komplett abschaffen 
wollen. Ich habe eine andere Frage im Zusammen-
hang mit dem Thema soziale Gerechtigkeit. Hält es 
die Bundesregierung für sozial gerecht, wenn durch 
die vorgesehene Verdoppelung des Sonderausga-
benabzuges für hauswirtschaftliche Beschäftigungs-
verhältnisse ein Ehepaar mit hohem Einkommen - 
nehmen wir als Beispiel einmal ein zu versteuerndes 
Einkommen von 250 000 DM - bei Beschäftigung ei-
ner Haushaltshilfe eine steuerliche Förderung von  - 
in  diesem Beispiel - 12 700 DM erhält? 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Jetzt 
kommt wieder der Sozialneid! - Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Das klassische 

Feindbild!) 

- Moment, Moment! Vielleicht darf ich noch ausre-
den? Was hat das mit Sozialneid zu tun? Einen sol-
chen Quatsch will  ich hier nicht mehr hören. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

So etwas ist doch wirklich bescheuert, Entschuldi-
gung. Sie bringen mich nun wirk lich aus dem Häus-
chen. Man stellt hier eine vernünftige Frage, die sich 
darauf bezieht, wie sich Gesetzesvorhaben der Bun-
desregierung auswirken, und sofort kommt der Zwi-
schenruf „Sozialneid". Das werden wir innerhalb der 
Debatte noch zu klären haben. Jetzt muß ich ja fra-
gen. 

Also: Ein Ehepaar, das über ein Jahreseinkommen 
von 250 000 DM verfügt 

(Zuruf von der CDU/CSU: Klassische SPD-
Wähler!) 

und eine Haushaltshilfe einstellt, wird steuerlich mit 
einem Betrag in Höhe von 12 700 DM gefördert. Ein 
Ehepaar, das über ein Jahreseinkommen von 50 000 
DM verfügt, wird steuerlich nur mit einem Betrag in 
einer Höhe von 6 516 DM gefördert. Ist das sozial ge-
recht? 
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Ja, das ist sozial gerecht, weil dadurch neue Arbeits-
plätze entstehen. Es ist für jemanden, der aus der Ar-
beitnehmerschicht kommt, wie Sie, Herr von Larcher 
- das habe ich bisher angenommen -, ungewöhnlich, 
daß er sich gegen die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
wendet. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das tue ich ja 
gar nicht! Antworten Sie doch auf meine 

Frage!) 

Sie befinden sich damit innerhalb Ihrer eigenen Par-
tei auf einem Minoritätenflügel; denn über Sie ist die 
Entwicklung, die von Ministerpräsidenten der Län-
der vollzogen worden ist, längst hinweggegangen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Er ist ein Fossil!) 

Der alte Begriff, den die Dame links von Ihnen ge-
prägt hat, nämlich der vom Dienstmädchenprivileg, 

(Detlev von Larcher [SPD]: Herr Minister, 
ich habe eine konkrete Frage gestellt!) 

hat sich als lächerlich erwiesen. Hier geht es nicht 
um ein Privileg, sondern darum, daß einem Ehepaar, 
wenn beide erwerbstätig sein und auch Kinder ha-
ben wollen, die Möglichkeit gegeben werden muß, 
beide Ziele miteinander zu vereinbaren. Insofern ent-
spricht eine solche Regelung genau dem Trend hin 
zu einer Dienstleistungsgesellschaft; sie ist familien-
freundlich und hat mit P rivilegien für Reiche über-
haupt nichts zu tun. Wir schaffen damit in einem Be-
reich Arbeitsplätze, in dem uns andere Länder weit 
voraus sind. Was die Aufwendungen anbelangt: Wir 
wollen es mit einem Familien-Scheck regeln, der ja 
in Frankreich teilweise schon Erfolg gehabt hat. Wir 
befinden uns damit auf einem sehr guten Weg. 

Es ist sozialpolitisch auf jeden Fall dadurch ge-
rechtfertigt, daß neue Arbeitsplätze entstehen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Nur, meine 
Frage ist nicht beantwortet!) 

- Entschuldigung, ich konnte Ihre Eingangsbemer-
kungen, die verbal unverständlich waren, nicht ver-
folgen. Ich habe Ihnen schon einmal bei einer sol-
chen Gelegenheit vorgeschlagen, Sie möchten sich 
beruhigen. Ihre Sekretärin hat mir später mitgeteilt, 
Sie seien am Nachmittag wieder ganz ruhig gewe-
sen. Ich habe ihr daraufhin eine Flasche Sekt zukom-
men lassen. Wenn es zu Ihrer Beruhigung beitragen 
sollte, bin ich auch heute nachmittag wieder dazu be-
reit. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Also, das bestä

-

tige ich! - Weiterer Zuruf von der SPD: Set

-

zen Sie es von der Steuer ab!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Mir liegen noch 
eine Menge Wortmeldungen vor. - Herr Kollege 
Schulz. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Offenbar ist Ihre Haushaltslage nicht so ange-
spannt, daß Sie keine Geschenke machen könnten. 

(Heiterkeit - Bundesminister Dr. Theodor 
Waigel: Das mache ich privat!)  

Sie haben die schwierige Haushaltslage als Be-
gründung für die Verschiebung der Erhöhung des 
Kindergeldes angeführt. Wieso können Sie dann bei 
einer so schwierigen Haushaltslage ausgerechnet 
den Solidarzuschlag senken? Alle ostdeutschen Mi-
nisterpräsidenten, egal welcher Couleur, haben deut-
lich gemacht, daß der Osten gerade auf Grund der 
wirtschaftlichen Entwicklung weiterhin in hohem 
Maße auf die Solidarleistungen angewiesen ist. Im 
Rahmen Ihres Sparpaketes planen Sie, die Zuwei-
sungen an die Bundesanstalt für Arbeit zu reduzie-
ren, was im Osten dramatische Auswirkungen in be-
zug auf die Beschäftigungs-, Qualifizierungs- und 
Auffanggesellschaften haben dürfte, weil im Grunde 
genommen sehr viele AB-Maßnahmen dadurch be-
droht sind. Als finanziellen Ausgleich für den Solidar-
zuschlag haben Sie eine Umverteilung des Aufkom-
mens der Umsatzsteuer vorgeschlagen; das ist auf 
den vehementen öffentlichen Widerstand der Länder 
gestoßen. Ich frage Sie: Inwieweit ist das überhaupt 
ein realisierbares Vorhaben, es sei denn, es handelt 
sich um ein einzulösendes Wahlkampfversprechen 
Ihres Koalitionspartners? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister! 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Der Solidaritätszuschlag - das haben wir immer ge-
sagt - darf nicht zu einer Dauersteuer werden, son-
dern er ist ein Zuschlag auf Zeit. Es hat auch, wenn 
ich mich recht erinnere, in Ihrer Partei und in der 
SPD immer wieder die Forderung gegeben, den Soli-
daritätszuschlag so schnell wie möglich abzubauen. 

(Zuruf von der F.D.P.: Scharping!) 

Wir tun dies in begrenzbaren und verantwortbaren 
Schritten, weil unsere Steuer- und Abgabenlast ins-
gesamt zu hoch ist und sich leistungshemmend und 
auch investitionshemmend in den neuen Bundeslän-
dern, aber auch in ganz Deutschland, auswirkt. Wir 
halten das in der Größenordnung für vertretbar. 
Auch das, was die Länder dazu beizutragen haben, 
ist vertretbar und zumutbar. 

Nach der neuesten Steuerschätzung wird die Not-
wendigkeit, daß die Länder dazu beitragen, geringer 
sein, als das ursprünglich angesetzt worden ist. Das 
hängt mit dem verminderten Aufkommen von sieben 
Umsatzsteuerpunkten und auch mit der Abschmel-
zung in den Ostländern gegenüber der in den West-
ländern zusammen. Eine Größenordnung von etwa 
1,5 Milliarden DM in 1997 und etwa 2 Milliarden DM 
in 1998 ist vertretbar. Wir haben den Ländern, Herr 
Kollege Schulz, im Solidarpakt sieben Umsatzsteuer-
punkte gegeben. Wenn die Auffüllung auf 92 Prozent 
weniger ausmacht als die sieben Umsatzsteuer-
punkte, dann ist es gerechtfertigt, den Überschuß für 
den Bund zurückzuverlangen. Wir tun dies nicht für 
uns, sondern wir wollen dies an die Bürger zurückge- 
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ben. Das liegt auch im Interesse der Menschen in 
den neuen Bundesländern, denn nur durch mehr In-
vestitionsbereitschaft können wir die Konjunktur 
stärker beleben und damit auch der Arbeitslosigkeit 
in Ost und West stärker begegnen. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Und das 
wurde von den Ländern auch zugestanden!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich möchte noch 
sagen, daß ich die Fragesteller und Fragestellerin-
nen, die sich bis jetzt gemeldet haben, berücksich-
tige, obwohl wir für die Regierungsbefragung dann 
etwas mehr als 35 Minuten benötigen. Jetzt nehme 
ich aber keine neuen Fragesteller mehr hinzu. 

Frau Hasselfeldt. 

Gerda Hasselfeldt (CDU/CSU): Herr Minister, Sie 
sprachen davon, daß der Spielraum für eine verblei-
bende Vermögensteuer auf Grund des Beschlusses 
des Verfassungsgerichts sehr eng sei. Was hätte es 
für Konsequenzen auf den Kreis der Steuerpflichti-
gen, wenn wir die Vermögensteuer beibehalten wür-
den? Ist meine Vermutung richtig, daß davon im we-
sentlichen nur die mittleren Einkommen und der Mit-
telstandsbereich betroffen wären? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Das ist richtig, ganz abgesehen davon, daß die p ri

-vate Vermögensteuer in der Form nicht beibehalten 
werden dürfte, sondern ganz entscheidend verändert 
werden müßte, reduziert würde und dann nur noch 
wenig über das hinausginge, was mit dem Betrag 
von 1,6 Milliarden DM abzudecken ist. Darüber hin-
aus könnten natürlich die Länder ihr Einsparpoten-
tial nutzen, indem sie dafür nicht die große Zahl von 
Finanzbeamten zur Verfügung stellen müßten. 

Ein anderer Punkt noch: Was von der SPD als Ver-
mögensabgabe ins Spiel gebracht worden ist, wird 
durch die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts eigentlich ad absurdum geführt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Dr. Rössel. 

Dr. Uwe-Jens Rössel (PDS): Herr Bundesfinanzmi-
nister, Sie haben in Ihrer Berichterstattung über die 
heutige Kabinettssitzung nichts zu einer möglichen 
Verankerung der sogenannten dritten Stufe der Un-
ternehmenssteuerreform gesagt. Gehe ich richtig in 
der Annahme, daß Sie sich damit von diesem Projekt 
verabschieden werden, das vorsieht, die Gewerbeka-
pitalsteuer abzuschaffen und die Gewerbeertrag-
steuer zu reduzieren - mit Ausgleichsmaßnahmen für 
die Kommunen? Wir würden einen dera rtigen Ver-
zicht auf die dritte Stufe sehr begrüßen, zumal diese 
gerade für die Kommunen grundsätzlich keine nen-
nenswerten Verbesserungen ihrer arg gebeutelten 
kommunalen Finanzhaushalte nach sich ziehen 
würde. Offensichtlich gibt es aber auch andere Vor-
stellungen. 

Mich würde interessieren: Wie steht die Bundesre-
gierung zur parlamentarischen Behandlung dieses 

Projekts, das in Ihrem sogenannten Programm für 
Wachstum und mehr Beschäftigung enthalten war? 
Gibt es, wenn Sie an diesem Maßnahmenkomplex 
festhalten, Veränderungen im Vergleich zu dem im 
vergangenen Jahr im Parlament nicht durchsetzba-
ren Vorschlag? Denn ich weiß ja, daß insbesondere 
die kommunalen Spitzenverbände immer wieder be-
teuern, daß sie über die Abschaffung der Gewerbe-
kapitalsteuer nur mit sich reden lassen, wenn zu-
gleich grundlegende Voraussetzungen erfüllt sind, 
die beispielsweise darin bestehen, daß die Gewer-
beertragsteuer bei einer Abschaffung der Gewerbe-
kapitalsteuer grundgesetzlich als Realsteuer fest ver-
ankert würde. Mich würde die Haltung des Kabinetts 
dazu interessieren. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Abgeordneter, ich hoffe, es ist Ihrer Aufmerk-
samkeit nicht entgangen, daß dieses Gesetz dem 
Finanzausschuß vorliegt und von daher do rt  nur auf-
gegriffen werden muß. Eine erneute Einbringung ist 
also gar nicht möglich. 

Wir werden das, was damals abgekoppelt wurde, 
aufgreifen. Wir stehen dazu. Wir wollen die Gewer-
bekapitalsteuer abschaffen. Wir wollen die Gewer-
beertragsteuer mittelstandsfreundlich gestalten. Wir 
werden die Kommunen voll und fair entsprechend ih-
ren Verlusten an der Umsatzsteuer beteiligen. Dies 
steht fest. Sie kennen die Zielsetzungen: Die Beteili-
gung erfolgt nach einem endgültigen Schlüssel, der 
nach entsprechenden statistischen Erhebungen etwa 
um das Jahr 2000 zur Verfügung steht, und in einer 
Übergangslösung, wonach keine Kommune einen 
Nachteil erleiden wird. Es wird notwendig sein, das 
Grundgesetz zu ändern, um die Beteiligung an der 
Umsatzsteuer überhaupt zu ermöglichen. 

Darüber hinaus besteht bei den Kommunen und 
bei den Spitzenverbänden der Wunsch, die verblei-
bende Gewerbeertragsteuer im Grundgesetz abzusi-
chern. Dabei besteht seitens der Kommunen die 
Sorge, daß bei der verbleibenden Gewerbeertrag-
steuer der Realsteuerbezug durch die möglicher-
weise fragliche Objektbezogenheit nicht mehr gege-
ben sein könnte. Darüber werden wir zu reden ha-
ben. 

Das bedeutet nicht, daß dann die Gewerbeertrag-
steuer nicht mehr reduziert oder abgeschafft werden 
könnte, sondern nur, daß sie, wenn sie erhoben wird, 
nur den Kommunen zur Verfügung steht. Das ist, 
glaube ich, die verfassungsrechtliche Problematik, 
vor der wir stehen. Die Kommunen und auch die Län-
der fordern das. 

Es ist nicht schön, wenn wir für jede Steuerände-
rung das Grundgesetz ändern müssen. Ich will das 
ganz offen sagen. Im parlamentarischen Bereich gibt 
es erhebliche Bedenken, bei jedem Jahressteuerge-
setz das Grundgesetz zu ändern. Wir werden dar-
über, wie ich meine, mit den Kommunen und den 
Ländern ernsthaft sprechen müssen. 

Der Plan bleibt aber bestehen. Die Kommunen 
sind weitgehend auf dieser Linie. Entgegen ihrer 
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Skepsis vor einem Jahr wissen sie, daß sie sich auf 
uns verlassen können. 

(Lachen bei der SPD - Zuruf von der SPD: 
Das ist ja ganz was Neues hier!) 

Es hat sogar ein Umschwung stattgefunden. Die 
Kommunen wissen heute, daß ihre Finanzausstat-
tung damit langfristig qualitativ und quantitativ bes-
ser gewährleistet ist als bei der sehr konjunkturab-
hängigen Gewerbesteuer. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Vielen Dank. - 
Frau Kressl. 

Nicolette Kressl (SPD): Herr Minister Waigel, 
nachdem es einige Zeit gedauert hat, bis Regierung 
und Koalition erkannt haben, daß es beim Kinder-
geld sinnvoller ist, eine progressionsunabhängige 
Förderung vorzusehen, und sie sich unseren Vorstel-
lungen angepaßt haben, möchte ich Sie hinsichtlich 
der Haushaltshilfen in Privathaushalten fragen: 
Warum bleiben Sie auch in diesem Punkt bei einer 
progressionsabhängigen Förderung, wo doch erstens 
der Sachverständigenrat Ihnen sehr wohl mit auf den 
Weg gegeben hat, daß es sehr viel besser ist, pro-
gressionsunabhängige Förderungen zu geben, wo 
sich zweitens in Frankreich herausgestellt hat, daß 
Sie Beschäftigung sehr wohl effektiv fördern können, 
indem Sie - wie eben in Frankreich - progressionsun-
abhängig fördern, was auch sehr viel gerechter wäre, 
und wo drittens zum Beispiel der Sachverständigen-
rat, aber auch sehr viele andere Ihnen deutlich ma-
chen, daß Ihr Vorhaben - ein Abzug von der Bemes-
sungsgrundlage - der Diskussion einer gerechten 
und einfachen Steuerreform völlig entgegenläuft? 

(Beifall bei der SPD - Detlev von Larcher 
[SPD]: Ein bißchen mehr Phantasie - und 

nicht immer nur von Sozialneid reden!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Solange man sich zur Progression bekennt, muß man 
zur Kenntnis nehmen, daß bei der Mehrbelastung, 
zum Beispiel beim Solidaritätszuschlag, die Progres-
sion beim Besserverdienenden voll durchschlägt. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Ist ja auch rich

-

tig so!)  

Dann ist es konsequent, daß die Progression bei einer 
entsprechenden Entlastung selbstverständlich auch 
wirkt. 

Man kann die Progression nicht auf der einen 
Seite, bei der Belastung, als soziale Symmetrie feiern 
und auf der anderen Seite, bei der Entlastung, den 
Sozialneid schüren. Dann müssen Sie Abschied neh-
men vom progressiven Tarif überhaupt. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Nein!) 

Insofern ist Ihre Haltung in sich unlogisch. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Sie müssen doch froh sein, wenn auf diese A rt  und 
Weise neue Arbeitsplätze entstehen, die in der Pro-
duktion oder beim Staat in absehbarer Zeit nicht ent-
stehen können. Insofern bleiben Sie hinter der Mei-
nung der Finanzpolitiker und der Ministerpräsiden-
ten Ihrer Partei zurück, die das schon längst ange-
dacht und weiterentwickelt haben. 

(Nicolette Kressl [SPD]: Sie haben nicht 
zugehört, Herr Waigel!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Jetzt der Kollege 
Michelbach. 

Hans Michelbach (CDU/CSU): Herr Minister, die 
Opposition unternimmt hier den durchsichtigen Ver-
such - und verbreitet das auch in den Gazetten -, das 
Problem der sozialen Leistungen und die Notwendig-
keit der Maßnahmen für Wachstumsanreize, für 
mehr Beschäftigung zu verquicken. Erklären Sie ein-
mal, wie hoch die Leistungen des Staates für die Fa-
milie in unserem Land sind, wie hoch sie früher wa-
ren, als noch die SPD das Sagen hatte, 

(Zuruf von der SPD: Äpfel mit Birnen ver- 
gleichen!) 

und sagen Sie uns, in welchem Umfang Steuermin-
dereinnahmen 1996 alleine auf die Freistellung des 
Existenzminimums und die Erhöhung des Kindergel-
des zurückzuführen sind. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das ist ja 
wohl Verfassungsrecht!) 

Ich bitte Sie, zu verdeutlichen, welche Leistungen 
von der Solidargemeinschaft zu bezahlen sind, wel-
che Wirkungen diese Wachstumsanreize für die Bür-
ger haben - denn eine florierende Wi rtschaft ist noch 
immer die beste Sozialpolitik - und welche Grund-
lage wir für die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wi rt

-schaft benötigen. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Wir haben im letzten Jahr die Freistellung des Exi-
stenzminimums in der Größenordnung von etwa 
15 Milliarden DM allein für das Jahr 1996 gemein-
sam vereinbart. Wir haben weiter eine Verbesserung 
des Familienleistungsausgleichs von mehr als 6 Mil-
liarden DM - eine Leistung, die 1994 und Anfang 
1995 niemand erwartet hatte. Wir haben damit ge-
rade im Bereich der Leistungen für die Familien und 
für die Bezieher niedriger Einkommen einen Schwer-
punkt gesetzt. 

Wir haben die Gesamtaufwendungen in der Fami-
lienpolitik - durch die Gewährung des Kindergeldes, 
der Freibeträge und des Kindererziehungsgeldes - 
seit 1982 in etwa verdoppelt. In diesem Bereich ha-
ben wir also riesige Leistungen erbracht. 

Erinnern wir uns: Die SPD hatte den Kinderfreibe-
trag völlig abgeschafft. Wir mußten durch die Wie-
dereinführung des Kinderfreibetrages im Rahmen 
des Optionsmodells erst die Möglichkeit schaffen, 
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ein einheitliches Kindergeld in Höhe von 200 DM 
zahlen zu können. 

(Nicolette Kressl [SPD]: Das ist doch nicht 
wahr!) 

Wenn wir das Optionsmodell mit der steuerrechtli-
chen Freibetragsregelung nicht durchgesetzt hätten, 
wäre die Zahlung eines Kindergeldes in Höhe von 
250 DM oder mehr - was erforderlich gewesen wäre, 
um verfassungsrechtlich konform zu sein - vom Staat 
nicht finanzierbar gewesen. Insofern haben wir in ei-
ner schwierigen Finanzsituation in der Familienpoli-
tik Überproportionales geleistet. 

Vizepräsident. Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Da hier der Eindruck 
erweckt werden soll, bei der Anhebung des Grund-
freibetrages und des Kindergeldes für die Jahre 1996 
und 1997 - die wir ja gemeinsam beschlossen haben - 
handele es sich um eine A rt  soziale Wohltat, die der 
Staat gewähren kann oder auch nicht, darf ich darauf 
hinweisen, daß es zwei Urteile des Verfassungsge-
richts von 1990 und 1992 gibt - deren Inhalt ich teile -, 
mit denen der Bundesregierung bescheinigt wurde, 
daß sie den Familien mit Kindern bei den Steuern 
über Jahre hinweg in verfassungswidriger Weise in 
die Tasche gepackt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Angesichts dieser Tatsache möchte ich meine 
Frage, die Sie am Anfang nicht beantwortet haben, 
wiederholen: Sind Sie, Herr Waigel, nicht der Mei-
nung, daß es verfassungsrechtlich nicht erlaubt - so 
ist meine Sicht -, zumindest aber sehr zweifelhaft ist, 
die Kindergelderhöhung in 1997 zu verschieben, die 
ja nötig ist, um das Existenzminimum der Kinder 
steuerlich freizustellen, da das Kindergeld auf jeden 
Fall keine steuerliche Wohltat ist, wie Sie hier den 
Eindruck erwecken wollen, 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Aber be

-

zahlt werden muß es trotzdem!) 

zumal wenn man gleichzeitig Steuerausfälle in Höhe 
von 9 Milliarden DM - und in den Folgejahren sogar 
von 10 Milliarden DM - hinnimmt durch die kom-
plette Abschaffung der Vermögensteuer, wobei zu-
mindest durch die Abschaffung der Vermögensteuer 
für Privatleute kein einziger Arbeitsplatz geschaffen 
wird? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Die Regelung des Kinderfreibetrags war nicht verfas-
sungswidrig. Richtig ist, daß wir den Auftrag hatten, 
das Existenzminimum neu zu regeln. Das haben wir 
miteinander getan. Trotzdem ist es eine Leistung, die 
neben der Übernahme der Kosten wegen des Weg-
falls des Kohlepfennigs in den Bundeshaushalt - das 

war ein finanzpolitischer Kraftakt - finanziert werden 
mußte. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Sehr rich
-tig!) 

Auf der einen Seite geben Sie zu, daß die betrieb-
liche Vermögensteuer keinen Sinn mehr macht, auf 
der anderen Seite nehmen Sie ihren beabsichtigten 
Wegfall immer wieder zum Anlaß, um mit der pole-
mischen Unterstellung, das erfolge gegen die Nicht-
erhöhung des Kindergelds, draußen Stimmung zu 
machen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Nehmen Sie 
die Hälfte! Reicht immer noch!) 

Sie wissen, daß das nicht zulässig ist, Sie wissen, daß 
wir im Steuerbereich weg müssen von den Substanz-
steuern. Sie selber haben die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts sicher genau nachgelesen, 
daß die Vermögensteuer in der Form nicht aufrecht-
zuerhalten ist, daß sie keine Substanzsteuer sein soll, 
daß die Besteuerung im Rahmen einer Sollertrag-
steuer im Durchschnitt 50 Prozent nicht übersteigen 
soll und daß Vermögensteuer und Erbschaftsteuer 
aus anderen Einkünften finanzierbar sein sollen. 

Sie benutzen ein polemisches Mittel, um damit 
wieder einmal Stimmung zu machen. Sie entfernen 
sich weit von der sozialen Wirklichkeit, von der Not-
wendigkeit voranzukommen - genauso wie Sie in Ih-
rer eigenen Partei isoliert sind, was die Verschuldung 
oder Nichtverschuldung anbelangt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Kollege Fried-
rich. 

Dr. Gerhard Friedrich (CDU/CSU): Herr Bundesmi-
nister, wir haben über Familien mit Kindern und Mit-
bürger mit Vermögen, von denen es sehr viele gibt, 
geredet. Sie haben heute im Kabinett Beschlüsse für 
einen Personenkreis gefaßt, der sehr groß ist, näm-
lich für Mitbürger, die ein Kraftfahrzeug halten. Sie 
wollen eine neue Kraftfahrzeugsteuer, die im Inter-
esse unserer Umwelt etwas bewirken soll. Wir wis-
sen, daß es noch relativ viele Altfahrzeuge gibt. Ihre 
Beschlüsse bedeuten, daß diese Altfahrzeuge je 
100 Kubikzentimeter Hubraum mit 20 DM zusätzlich 
belastet werden. Wir wollen diese Mitbürger damit 
nicht nur zur Kasse bitten, sondern etwas Positives 
bewirken. 

Mich würde deshalb interessieren, ob in den Ge-
sprächen mit dem Kraftfahrzeughandwerk inzwi-
schen geklärt wurde, ob diese Mitbürger die Mög-
lichkeit der Nachrüstung mit einem Katalysator ha-
ben. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Wir haben uns heute im Kabinett darüber unterhal-
ten. Der Bundesverkehrsminister hat mitgeteilt, daß 
rund die Hälfte der etwa 11 Millionen Pkw, die zur 
Zeit noch keinen geregelten Katalysator haben, 
nachgerüstet werden können. Die entsprechende 
Technologie wird noch im Laufe des Jahres 1996 zur 
Verfügung stehen, und die voraussichtlichen Kosten 
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für die Nachrüstung werden die Steuererhöhungen 
innerhalb von etwa drei Jahren ausgleichen. 

Ich halte das für einen ganz wichtigen, innovativen 
umweltpolitischen Gesichtspunkt, bei dem unsere 
Ausrichtung des Gesetzes auf eine emissionsorien-
tierte Kfz-Steuer schon heute ihre Wirkung tut und 
bei dem es zu entscheidenden Verbesserungen kom-
men kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege von 
Larcher. 

Detlev von Larcher (SPD): Herr Minister, ich wollte 
meine Frage eigentlich mit einer fröhlichen Bemer-
kung über das damalige Geschehnis mit dem Sekt 
beginnen, worüber sich meine Mitarbeiterin, Frau Fi-
scher, sehr gefreut hat. 

Ich muß aber mit einer anderen Einleitung begin-
nen: Wir machen jedes parlamentarische Instrument 
kaputt, wenn der Vertreter der Bundesregierung die 
Antwort zu einem Debattenbeitrag benutzt, an dem 
wir sonst viel Freude haben. Wir machen es genauso 
kaputt, wenn wir Fragen stellen, die nicht den Kabi-
nettsbeschluß betreffen, sondern den „Regierungs-
sprecher" dazu veranlassen, ein Loblieb auf diese 
Bundesregierung anzustimmen. Damit bekommen 
wir jedes Instrument kaputt und können uns die Re-
gierungsbefragung schenken. 

Meine konkrete Frage ist jetzt: Welche finanziellen 
Auswirkungen hat der Entwurf der Bundesregierung 
auf Bund, Länder und Gemeinden? - Dies bitte mög-
lichst genau und konkret. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Wir haben das in der Vorlage genau dargestellt. Ich 
bitte um Verständnis. Ich stelle sie Ihnen sofort zur 
Verfügung. Wir haben das genau ausgerechnet. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, wir haben keine weiteren Fra-
gen mehr im Rahmen der Regierungsbefragung. 
Auch ist die Zeit schon ein bißchen überschritten. Ich 
bedanke mich bei dem Herrn Bundesminister. 

Damit ist die Regierungsbefragung beendet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 
- Drucksache 13/4643 - 

Zunächst kommen wir zu den Dringlichen Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 
auf der Drucksache 13/4666. 

Zur Beantwortung steht Herr Staatssekretär 
Dr. Hans-Friedrich von Ploetz bereit. 

Ich rufe Frage 1 der Kollegin Vera Lengsfeld auf: 

Wie glaubwürdig sind in den Augen der Bundesregierung 
jüngste Berichte durch einen gefangengenommenen Separati-
sten über den Tod der westlichen Geiseln in Kaschmir, und wel-
che Möglichkeiten hat die Bundesregierung, die Informationen 
über den Tod der Geiseln zu prüfen? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Herr Präsident, die Bundesre-
gierung kennt die Meldungen, auf die in der Frage 
Bezug genommen wird, und sie ist über die Meldung 
besorgt, daß die Geiseln in Kaschmir unter Umstän-
den nicht mehr am Leben sind. Die Bundesregierung 
geht diesen Meldungen nach und versucht Klarheit 
zu bekommen. Bundesminister Kinkel hat die Mutter 
von Herrn Hasert, dem Deutschen unter den Geiseln, 
vor wenigen Tagen persönlich über den derzeitigen 
Erkenntnisstand unterrichtet. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Vera Lengsfeld (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine Frage ist nicht beantwortet. Deshalb meine 
Zusatzfrage: Was hat die Bundesregierung getan, um 
die Aussagen von Nazir Mohammed unabhängig 
von den indischen Informationen zu überprüfen? 

Kann ich die zweite Zusatzfrage auch gleich stel-
len? - Wenn die Geiseln seit Dezember tot sein sol-
len: Wer organisiert nach den Erkenntnissen des 
Auswärtigen Amtes die regelmäßigen Sichtungen 
der Geiseln, die bis in die jüngste Zeit stattgefunden 
haben? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Vielleicht erlauben Sie, Herr 
Präsident, daß ich die zweite Dringliche Frage beant-
worte, weil sie einen Teil der Zusatzfragen betrifft. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Wenn Frau Kol-
legin Lengsfeld damit einverstanden ist. Sie haben 
dann noch zwei weitere Zusatzfragen. 

Ich rufe also die zweite Dringliche Frage der Abge-
ordneten Vera Lengsfeld auf: 

Trifft es zu, daß Botschafter Frank Elbe Kenntnis von einem 
Foto der Geiseln hat, das im März aufgenommen worden sein 
soll, obwohl die Geiseln nach Aussagen des festgenommenen 
Unabhängigkeitskämpfers schon seit Dezember 1995 tot sein 
sollen, und wann wurde dieses Foto den Angehörigen zur Iden-
tifizierung vorgelegt? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Es ist in der Tat so, Herr Präsi-
dent, daß es hier keine sichere Beurteilungsgrund-
lage gibt. Es gibt - danach haben Sie gefragt - ein 
Foto. Über dieses Foto hat der Hochkommissar dem 
deutschen Botschafter in Delhi vertraulich Mitteilung 
gemacht. Es ist einem britischen Vertreter im Krisen-
stab in Srinagar von indischen Vertretern kurz ge-
zeigt worden, aber nicht ausgehändigt worden. Auf 
diesem Foto waren die vier Geiseln abgebildet. Der 
britische Vertreter hat alle vier zweifelsfrei erkannt. 

Auf Grund der neuen Meldungen, auf die die erste 
Dringliche Frage Bezug nahm, wonach die Geiseln 
tot sein sollen, wird jetzt erneut von den indischen 
Behörden geprüft, ob der Zeitpunkt, an dem das Foto 
aufgenommen worden sein soll, nämlich März 1996, 
tatsächlich stimmt. Dies ist ein Teil der Bemühungen, 
Klarheit in eine bisher noch nicht abschließend zu 
beurteilende Faktenlage zu bringen. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Vera Lengsfeld (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
möchte bemerken, daß meine beiden ersten Zusatz-
fragen nicht beantwortet worden sind, stelle jetzt 
aber trotzdem meine Zusatzfragen zu der Foto-
Frage. Mich interessiert: Was unternimmt die Bun-
desregierung, um dieses Foto zu bekommen und ve-
rifizieren zu können? Zweitens: Ist der indische Offi-
zier, der dieses Foto, wie Sie bestätigt haben, gezeigt 
hat, befragt worden, wenn ja, was hat seine Befra-
gung ergeben, wenn nein, warum hat diese Befra-
gung nicht schon stattgefunden, da es seit 10 Tagen 
die unbestätigten Gerüchte über den Tod der Geiseln 
im Dezember gibt? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Frau Abgeordnete, wir tun auf 
allen Kanälen alles, was möglich ist, um Klarheit zu 
gewinnen. Dieses Foto ist den drei betroffenen Län-
dern von den indischen Behörden aus Gründen des 
Quellenschutzes nicht übergeben worden. Wir kön-
nen die indische Regierung nicht dazu zwingen, es 
zu übergeben. Die Inder tun aber, nachdem diese 
neuen Meldungen eingegangen sind, nach unseren 
Erkenntnissen und nach unserem Urteil das, was in 
dieser Situation zu tun ist, um Klarheit über die Frage 
zu erhalten, wann das Foto aufgenommen wurde. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Noch eine Zu-
satzfrage. 

Vera Lengsfeld (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ist 
Ihnen bekannt, daß die indische Botschaft die Exi-
stenz dieses Fotos bestreitet? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Nein. 

Vizepräsident 	Hans-Ulrich 	Klose: 	Frau 
Dr. Leonhard, Ihre Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Elke Leonhard (SPD): Meine Zusatzfrage ist: 
Welche Instrumentarien - außer politischen - hat die 
Bundesregierung eingesetzt oder erwogen, sie einzu-
setzen, um die Geiseln zu befreien? 

Ich habe noch eine weitere Frage, die ich gerne an-
schließen würde, und zwar: Welche Informationen 
hat die Bundesregierung über die Entführer, vor al-
len Dingen über die politischen Hintergründe, und 
hat sie versucht, an die Ideologie mit irgendwelchen 
Kontaktpersonen heranzukommen? 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Staatsse-
kretär. 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Frau Abgeordnete, wir haben es 
hier mit einem Fall zu tun, bei dem auf den Regierun-
gen und ihren Mitarbeitern eine große Verantwor

-

tung liegt. Unser oberstes Prinzip ist der Schutz des 
Lebens und die Befreiung der Geiseln. 

(Katrin Fuchs [Verl] [SPD]: Was nicht gelun-
gen ist!)  

- Wir wissen das bis zum heutigen Tage nicht. 

Wir haben bei diesem schwierigen Unterfangen, 
das sich in einem Teil dieser Welt abspielt, wo es 
keine Kontrolle im Sinne unserer Kontrolle von Terri-
torium gibt, alle Instrumente benutzt, die wir benut-
zen konnten. Wir haben dies in engster Abstimmung 
mit der britischen, der amerikanischen und der nor-
wegischen Regierung getan. Die norwegische Regie-
rung engagiert sich noch immer stark, obwohl die 
norwegische Geisel schon ermordet worden ist. 

Wir haben alle Kanäle benutzt, die wir mit der indi-
schen Regierung und über Pakistan hatten. Ich hoffe, 
daß Sie Verständnis dafür haben, daß ich über das 
Wie nicht in allen Einzelheiten hier vortragen kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es sind zwei 
Dringliche Fragen gestellt worden. Wenn Sie möch-
ten, können Sie noch eine Zusatzfrage stellen. Zu je-
der Frage haben Sie eine Zusatzfrage mit jeweils 
zwei Unterfragen. Ich habe Ihre erste Frage als eine 
Zusatzfrage mit zwei Unterfragen aufgefaßt. 

Dr. Elke Leonhard (SPD): Ich habe hinsichtlich der 
Antwort auf meine erste Zusatzfrage zur Kenntnis 
genommen, daß alle - ich unterstreiche: alle - Instru-
mentarien eingesetzt wurden. Weiteres kann man bi-
lateral klären. 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine Gruppe 
von Abgeordneten, und zwar der Amerikaner, der 
Norweger und der Briten, vorhatte, Anfang Februar 
nach Kaschmir zu reisen? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Ja. 

Dr. Elke Leonhard (SPD): Die zweite Frage, die ich 
gestellt hatte, nämlich welche Informationen Sie über 
den ideologischen Hintergrund haben und ob Klar-
heit über die Entführer herrscht, ist von Ihnen nicht 
beantwortet worden. 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Über die Entführer gibt es eine 
Reihe von Erkenntnissen. Es gibt in groben Zügen 
auch Erkenntnisse darüber, wie sie den Umgang mit 
den Geiseln regeln. Es ist auch bekannt, in welchem 
Territorium sie sich bewegen. 

Die Versuche, wie Sie das beschrieben haben, von 
der ideologischen Seite an sie heranzukommen, müs-
sen in den größeren Zusammenhang gestellt werden, 
daß die ganze Aktivität der Entführer in einem nicht 
nur geographisch und ordnungspolitisch, sondern 
auch politisch ganz außerordentlich komplizierten 
und schwierigen Umfeld - noch dazu während des 
indischen Wahlkampfes - stattgefunden hat. 



9316 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 106. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 22. Mai 1996 

Staatssekretär Dr. Hans-Friedrich von Ploetz  

Aber ich darf Ihnen versichern: Dieser Fall ist von 
Bundesminister Kinkel von Anfang an zur Chefsache 
gemacht worden. Er hat sich persönlich wiederholt 
und immer wieder eingeschaltet, um sicher zu sein, 
daß nichts unterlassen wird. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage? 

Gisela Schröter (SPD): Ich habe zwei Fragen. Die 
erste lautet: Können Sie Auskunft darüber geben, 
wer die Sichtung der Geiseln jetzt vor Ort organi-
siert? 

Die zweite: Gibt es nach Ihren Erkenntnissen Al-
Faran in diesem Gebiet noch, und wann fand der 
letzte Kontakt do rt  statt? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Um die Aufklärung sind be-
müht die Vertreter der betroffenen Länder und - als 
Inhaber der territorialen Autorität und vor allem Ver-
antwortliche - die indischen Behörden. 

Zu der zweiten Frage kann ich Ihnen aus dem 
Stand jetzt nichts sagen; aber ich verweise auf die 
Antwort zu der Frage nach dem Foto. Es ist schwer 
festzustellen und bedarf noch besonderer Anstren-
gungen, um herauszufinden, wann ein bestimmtes 
Foto, dessen Aussagekraft nicht bestritten wird, auf-
genommen wurde. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weiteren 
Zusatzfragen. Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 

Dann rufe ich jetzt den Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Arbeit und Sozialordnung auf. 
Zur Beantwortung steht bereit der Parlamentarische 
Staatssekretär Rudolf Kraus. 

Die Frage 1 wird schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort  wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 2 des Kollegen Karl Hermann 
Haack auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung beabsichtigt, für den Be-
reich der stationären medizinischen Rehabilitation in der Ren-
tenversicherung Minderausgaben von 2,4 Mrd. DM vorzusehen 
und in der gesetzlichen Krankenversicherung nochmals 
860 Mio. DM, so daß dies ein Wegfall von ca. 480 000 Reha-Maß-
nahmen und somit eine Schließung von ca. 200 Reha-Kliniken 
bedeutet, und werden die damit wahrscheinlich verbundenen 
Entlassungen zuzüglich der verlorenen Arbeitsplätze z. B. bei 
Zulieferern kostenmäßig gegengerechnet? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatsekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung. Herr Präsident! 
Herr Kollege! Es trifft zu, daß der Entwurf eines 
Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetzes 
eine Begrenzung der Gesamtausgaben für Rehabili-
tationsmaßnahmen vorsieht. Die Einsparungen sind 
erforderlich, weil es in den letzten Jahren im Bereich 
der Rehabilitation eine erhebliche Ausgabensteige-
rung gegeben hat, durch die in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung die gesetzliche Sollvorgabe deutlich  

überschritten wurde. Dies soll mit den beabsichtigten 
Regelungen korrigiert werden, wobei zugleich ge-
währleistet bleibt, daß die erforderlichen Rehabilita-
tionsleistungen auch künftig allen Versicherten zu-
gute kommen, die sie benötigen, um ihr vorzeitiges 
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben zu verhindern 
oder sie dauerhaft wieder in das Erwerbsleben ein-
zugliedern. Deshalb sind im Entwurf eines Wachs-
tums- und Beschäftigungsförderungsgesetzes im Be-
reich der Rehabilitation keine Einschränkungen für 
die Durchführung medizinisch notwendiger und er-
folgversprechender Maßnahmen vorgesehen. 

Von dem vorgesehenen Einsparbetrag von rund 
2,1 Milliarden DM im Bereich der Rentenversiche-
rung entfallen rund 0,2 Milliarden DM auf die Ver-
ringerung des Übergangsgeldes und beeinflussen so-
mit nicht die Durchführung von Rehabilitationsmaß-
nahmen. 

Die Konsolidierungsmaßnahmen in der gesetzli-
chen Krankenversicherung führen zu 800 Millionen 
DM Minderausgaben sowie zu 60 Millionen DM 
Mehreinnahmen durch die Anhebung der Zuzahlung 
bei stationärer Vorsorge- und Rehabilitationskuren. 

In welchem Umfang die Ausgabenbegrenzung zu 
einer geringeren Auslastung von Rehabilitationsein-
richtungen führt, hängt natürlich auch davon ab, wie 
die Versicherungsträger insbesondere von der vorge-
sehenen stärkeren Flexibilisierung der Maßnahme-
dauer Gebrauch machen und inwieweit es den Be-
treibern von Rehabilitationseinrichtungen sowie 
Heilbädern und Kurorten gelingt, sich gegebenen-
falls einstellende Überkapazitäten in Rehabi litations-
einrichtungen durch attraktive Angebote für andere 
Personenkreise nutzbar zu machen. 

Die Bundesregierung teilt deshalb nicht die Auf-
fassung, daß die Rückführung der Ausgaben not-
wendigerweise die Schließung von Rehabilitations-
einrichtungen oder die Entlassung von Arbeitneh-
mern in großem Umfang zur Folge haben muß. Dies 
zeigen auch die Erfahrungen Anfang der 80er Jahre, 
als die Fallzahlen in der stationären Rehabilitation in 
der Rentenversicherung von rund 850 000 im Jahre 
1981 auf 540 000 im Jahre 1983 sanken. Der Bundes-
regierung ist nicht bekannt, daß damals große Entlas-
sungswellen stattgefunden hätten oder daß Rehabili-
tationskliniken deshalb schließen mußten. 

Die Einsparmaßnahmen sind ein unverzichtbarer 
Bestandteil des Programms für mehr Wachstum und 
Beschäftigung, weil sie sich sehr schnell auf die Bei-
tragssätze zur Renten- und Krankenversicherung 
auswirken und damit die Lohnzusatzkosten direkt 
beeinflußt werden. 

Die aus diesen Maßnahmen resultierende Begren-
zung der Belastung der Wi rtschaft durch Lohnzusatz

-

kosten hat nach Auffassung der Bundesregierung 
positiven Einfluß auf die Erhaltung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen und ist damit eine der wesentli-
chen Voraussetzungen dafür, daß das Ziel, die Ar-
beitslosigkeit bis zum Jahr 2000 zu halbieren, auch 
erreicht werden kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 
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Karl Hermann Haack  (Extertal) (SPD): Herr Staats-
sekretär, 20 000 Arbeitsplätze werden durch diese 
Maßnahmen zur Disposition gestellt, rund 200 Reha-
Kliniken müssen schließen, 480 000 Reha-Maßnah

-

men fallen weg - das sind 30 Prozent weniger -, das 
ist das Ergebnis Ihres Sparkonzeptes in Höhe von 
3,1 Milliarden DM. Diese Zahlen - können Sie das 
bestätigen? - stammen aus Ihrem Hause. Sie sind in 
Vorbereitung des Sozialgesetzbuches IX, der inhaltli-
chen und formalen Neufassung des Rehabilitations-
rechtes, zugrunde gelegt worden, um ein Gesamtvo-
lumen von rund 3 Milliarden DM einzusparen. 

Ich frage also: Stammen diese drei Zahlen, die von 
Experten der Rentenversicherung, der Krankenversi-
cherung, des Deutschen Bäderverbandes und des 
Bundesverbandes der P rivaten Krankenanstalten als 
richtig bezeichnet werden, aus Ihrem Hause, und 
sind diese dem Sparpaket von 3,1 Milliarden DM zu-
grunde gelegt? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Diese Zah-
len gibt es in verschiedenen Größenordnungen. 
Mir ist beispielsweise bekannt, daß der VDR von 
150 Kliniken gesprochen hat, andere sprechen von 
100 Kliniken, wieder andere reden von 30 000 Ar-
beitsplätzen. Bei uns ist in der Tat die Zahl von 
20 000 Arbeitsplätzen aufgetaucht. 

Das Ganze, Herr Kollege Haack, hängt aber aus-
schließlich davon ab, wie es den einzelnen Einrich-
tungen gelingt - ich sagte das vorhin schon -, sozusa-
gen neue Kundenkreise zu erschließen. Das ist in der 
Vergangenheit zu einem erheblichen Teil gelungen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Karl Hermann Haack  (Extertal) (SPD): Herr Staats-
sekretär, ist auch beabsichtigt, die berufliche Reha-
bilitation über Änderungsanträge zu dem von mir 
benannten Gesetz in das Beratungsverfahren einzu-
bringen, um die berufliche Rehabilitation von einer 
Regelleistung in eine Kann-Leistung umzuwandeln? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Das ist mir im 
Augenblick nicht bekannt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es gibt keine 
weiteren Zusatzfragen. Ich danke dem Herrn Staats-
sekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend auf. 
Zur Beantwortung steht die Parlamentarische Staats-
sekretärin Gertrud Dempwolf bereit. 

Ich rufe die Frage 3 des Kollegen Klaus Hagemann 
auf: 

In welcher Weise kommt die Bundesregierung der Entschließung 
des Europäischen Parlaments aus dem Jahre 1995 nach, in den Mit-
gliedstaaten der EU einen Europäischen Freiwilligen Dienst ablei-
sten zu können, und zu welchen Bedingungen kann dieser Dienst 
in der Bundesrepublik Deutschland absolviert werden? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Präsident! Herr Kollege Hagemann, die 
EU-Kommission hat auf Grund der Entschließung 
des Europäischen Parlaments ein Pilotprojekt für ei-
nen Europäischen Freiwilligen Dienst entwickelt. 
Danach sollen 1996/97 bis zu 2 500 junge Europäer 
für sechs bis zwölf Monate vor allem in sozialen, kul-
turellen und Umweltvorhaben in einem anderen Mit-
gliedstaat ihren pädagogisch begleiteten Dienst 
beim Aufbau eines neuen nachbarschaftlichen Euro-
pas leisten. 

Die jungen Freiwilligen sollen nach einer sprachli-
chen und inhaltlichen Vorbereitung auf den Dienst in 
einem europäischen Nachbarland dieses durch ihre 
Tätigkeit besonders intensiv kennenlernen, als Multi-
plikatoren wirken und auch persönlich prägende Er-
fahrungen machen. Sie sollen angemessen gegen 
Krankheit, Unfall und Haftpflicht versichert sein. 

Die Kommission fördert das Programm mit 
50 Prozent der pro Kopf anfallenden Kosten. Unser 
Haus, das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, unterstützt dieses Pilotvorhaben 
und hat, soweit es dezentral abgewickelt wird, die 
deutsche Nationalagentur des europäischen Arbeits-
programms „Jugend für Europa" mit seiner Umset-
zung in Deutschland betraut. 

In Kürze werden gezielte Informationen und Be-
werbungsunterlagen an potentielle Trägerorganisa-
tionen zur Aufnahme von Freiwilligen in Deutsch-
land sowie zur Entsendung herausgegeben werden. 
Nach einer Vorbereitungsphase werden die ersten 
Freiwilligen Anfang 1997 ihre Tätigkeit aufnehmen 
können. 

Auf Grund von Presseveröffentlichungen nach 
Vorstellung des europäischen Pilotvorhabens sind 
seit Ende Januar 1996 bereits über 1 000 Anfragen 
eingegangen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Klaus Hagemann (SPD): Zunächst einmal vielen 
Dank, Frau Staatssekretärin, für die ausführliche Be-
antwortung. Damit hat sich ein Teil meiner Fragen 
schon erübrigt. 

Sie sprachen eben davon, daß dieser Dienst ein 
halbes Jahr lang geleistet werden kann. Habe ich Sie 
richtig verstanden? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Sechs bis zwölf Monate. 

Klaus Hagemann (SPD): Gibt es Überlegungen in 
Ihrem Hause, bei der EU-Kommission darauf hinzu-
wirken, daß man das Projekt möglichst noch auswei-
tet und dieser Dienst im europäischen Ausland an-
stelle des Zivildienstes geleistet werden kann? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
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Jugend: Herr Kollege Hagemann, diese Überlegun-
gen gibt es nicht. Aber ich bin gerne bereit, Ihnen 
die Richtlinien zu diesem Pilotprojekt zur Verfügung 
zu stellen. 

Klaus Hagemann (SPD): Danke schön. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weitere 
Zusatzfrage? - Dann danke ich der Staatssekretärin. 

Die Frage 4 aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau, die Fragen 5 und 6 aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie sowie die Frage 7 aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit 
werden schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und des Bundeskanzleramtes. 

Ich rufe die Frage 8 des Kollegen Manfred Such 
auf: 

Welche Auskunft kann die Bundesregierung hinsichtlich des - 
unter dem Briefkopf - von „Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl im 
März 1996 vor den letzten Landtagswahlen an die Rentnerinnen 
und Rentner der betreffenden Bundesländer versandten Schrei-
bens zum Thema „Renten" geben, sofern es sich hierbei tatsäch-
lich um einen Brief im Verantwortungsbereich der Bundesregie-
rung handelte, über die Herkunft, Anzahl und Verwendung der 
dafür genutzten Adressen, über eine etwaige Beteiligung von 
Bundesbediensteten an dieser Aktion sowie über die mögliche 
Kostenbelastung des Bundeshaushalts, und wie viele schriftli-
che oder telefonische Protestreaktionen von Rentnerinnen und 
Rentnern sind der Bundesregierung nach ihren aktuellen Über-
legungen zur Rentenbesteuerung insgesamt zugegangen, wel-
che möglicherweise auch durch die zuvor anderslautenden Er-
klärungen wie in jenem Schreiben des Bundeskanzlers 
(,,... erwächst für uns Ihnen gegenüber eine moralische Ver-
pflichtung. Sie können sich darauf verlassen: Ihre Rente ist und 
bleibt sicher. Unser Land braucht gerade in dieser Zeit eine ver-
läßliche Politik ... Schenken Sie ,der CDU' Ihr Vertrauen") mit 
ausgelöst wurden? 

Zur Beantwortung steht der Staatsminister Bernd 
Schmidbauer zur Verfügung. Bitte. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Such, wie der Chef des Bun-
deskanzleramtes bereits auf Fragen des Kollegen 
Dreßler vom 4. April 1996 in seiner Antwort vom 
12. April 1996, abgedruckt in der Bundestagsdruck-
sache 13/4471, mitteilte, hat der Bundeskanzler die 
Briefe in seiner Eigenschaft als Parteivorsitzender ge-
schrieben. Dies geht auch aus dem Kopf der B riefe 
hervor, entgegen Ihrer Annahme in der Frage. Die 
Vorbereitung und Durchführung lagen daher aus-
schließlich in der Verantwortung der Christlich De-
mokratischen Union Deutschlands. 

Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß in 
der Bevölkerung Verständnis für die beschlossenen 
Maßnahmen besteht, die der langfristigen Festigung 
der finanziellen Grundlagen der Rentenversicherung 
dienen. Die Anzahl der B riefe von Rentnerinnen und 
Rentnern an den Bundeskanzler und an das Bundes-
kanzleramt, die Kritik an den von der Bundesregie-
rung vorgeschlagenen Konsolidierungsmaßnahmen 

üben, ließe sich nur mit großem Aufwand genau fest-
stellen, da diese Eingaben nicht als solche erfaßt wer-
den. Insgesamt läßt sich jedoch sagen, daß sich diese 
Eingaben zahlenmäßig im Rahmen der vorangegan-
genen Monate bewegten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, teilen Sie meine Auffassung, daß 
durch die Tatsache, daß diese Protestbriefe im Bun-
deskanzleramt eingegangen sind, deutlich wird, daß 
deren Absender das Schreiben von Herrn Dr. Kohl 
als ein solches des Bundeskanzlers und damit eines 
Regierungsmitgliedes angesehen haben und inso-
fern Ihr Argument, es sei offensichtlich ein Schreiben 
der CDU gewesen, nicht stichhaltig ist? Können Sie 
etwas über die Anzahl der Protestbriefe von Rentne-
rinnen und Rentnern sagen, die im Bundeskanzler-
amt eingegangen sind, selbst wenn Sie diese Schrei-
ben noch nicht ausgewertet haben? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Such, wo diese B riefe einge-
hen, kann ich nicht feststellen. Sie werden auf jeden 
Fall an den Bundeskanzler, wo immer er sich aufhält, 
weitergeleitet. Das heißt, wir erfassen nicht, welche 
Antwortbriefe an welchen Adressaten - auch wenn 
der Bundesvorsitzende diesen B rief geschrieben hat - 
gerichtet waren. Sie erreichen ihn, und das ist für uns 
das Entscheidende. 

Ein weiterer Punkt ist, daß sich die Zahl der Ant-
wortbriefe, der Petitionen, der Beschwerden und der 
Umfang der Kritik im Rahmen der vorangegangenen 
Monate bewegt haben. Wir sortieren nicht nach ein-
zelnen Fragestellungen, sondern wir beantworten 
diese Briefe. Hier war nichts Außergewöhnliches 
feststellbar. 

Im übrigen wäre es sehr aufwendig, wenn wir die 
Briefe der letzten Monate, die an den Bundeskanzler 
gingen, im Hinblick auf Einzelfragen - wie sie hier 
gestellt wurden - auch noch statistisch auswerten 
wollten. 

(Lachen bei der PDS - Katrin Fuchs [Verl] 
[SPD]: Was machen Sie denn eigentlich im 

Bundeskanzleramt?) 

- Arbeiten, Frau Kollegin, wie Sie. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
fragen? - Herr Kollege Gansel. 

Norbert  Gansel (SPD): Herr Schmidbauer, da ich 
von vielen Rentnerinnen und Rentnern aus Schles-
wig-Holstein angesprochen worden bin, die vor der 
Landtagswahl Briefe mit dem Briefkopf „Bundes-
kanzler und CDU-Vorsitzender" erhalten haben, in 
denen ihnen die Zuverlässigkeit der finanziellen Si-
tuation der Rentenversicherung und die Beständig-
keit der Rentenleistung versichert worden sind, 
möchte ich Sie fragen, ob die Bundesregierung Zu-
schriften, die Rentnerinnen und Rentner auf Grund 
dieses Briefes an das Bundeskanzleramt schicken, an 
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Norbert Gansel 
die CDU-Geschäftsstelle zur Beantwortung weiter-
reicht oder ob diese Wahlkampfwerbung der CDU 
sozusagen in ihrem Rücklauf vom Bundeskanzleramt 
bearbeitet wird. 

Macht die Bundesregierung einen Unterschied bei 
dem Wahrheitsgehalt und Zuverlässigkeitsgrad von 
Briefen je  nachdem, ob sie unter dem Briefkopf 
„Bundeskanzler" oder „CDU-Bundesvorsitzender" 
verfaßt worden sind? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege, Ihre letzte Frage veranlaßt 
mich zu der Antwort: Unter welchem Briefkopf der 
Bundeskanzler auch immer B riefe schreibt, der Inhalt 
ist zuverlässig, richtig, und die Wirkung ist nicht ver-
fehlt worden. 

(Lachen bei der SPD - Norbe rt  Gansel 
[SPD]: In diesem Fall offenbar!) 

Ich kann Ihnen keine Auskunft geben, wer, jeweils 
welche Briefe bearbeitet. Sie werden jedenfalls alle 
vom Bundeskanzler beantwortet. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Macht er 
das selbst?) 

- Sie müssen davon ausgehen, daß der Bundeskanz-
ler dafür Sorge trägt, daß sie entsprechend beantwor-
tet werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es gibt keine 
weiteren Zusatzfragen. Ich danke Ihnen, Herr Staats-
minister. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums der Verteidigung auf. Zur Beantwortung steht 
die Parlamentarische Staatssekretärin Michaela Gei-
ger bereit. 

Ich rufe die Frage 9 des Kollegen Dieter Heister-
mann auf: 

Welche Erfahrungen liegen dem Bundesministerium der Ver-
teidigung über die Umstellung von der baren in die unbare 
Wehrsoldauszahlung vor? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Herr Kollege Heister-
mann, die jetzigen Erfahrungen beruhen auf den Er-
kenntnissen der Teilstreitkräfte bei den ersten drei 
bargeldlosen Wehrsoldzahlungen am 15. Januar, 
15. Februar und 15. März 1996 und auf den Eindrük-
ken der jüngsten Truppenbesuche des Beauftragten 
des Generalinspekteurs für Erziehung und Ausbil-
dung. Da die Umstellung auf die unbare Wehrsold-
zahlung erst zum Januar 1996 vollzogen wurde, lie-
gen bisher - wie Sie verstehen werden - erst sehr 
begrenzte Erfahrungen, basierend auf Einzeler-
kenntnissen, vor. 

Der Beauftragte des Generalinspekteurs für Erzie-
hung und Ausbildung hat bei seinen Truppenbesu-
chen die Grundwehrdienstleistenden gezielt nach ih-
rer Meinung zur unbaren Wehrsoldzahlung gefragt. 
Dabei äußerten sich die Grundwehrdienstleistenden 
grundsätzlich positiv über die unbare Wehrsoldzah-
lung, zum Beispiel auch in einem Einödstandort. Die 

Soldaten begründeten die positive Beurteilung da-
mit, daß sie jetzt keine größeren Geldbeträge mehr 
mit sich führen müßten und weniger Geld ausgäben. 

(Katrin Fuchs [Verl] [SPD]: So viel bekom-
men die doch gar nicht!) 

Herr Kollege Heistermann, ich will aber nicht ver-
schweigen, daß den Teilstreitkräften und dem Beauf-
tragten des Generalinspekteurs für Erziehung und 
Ausbildung auch Berichte über Unzufriedenheit bei 
Grundwehrdienstleistenden vorliegen, die je nach 
Teilstreitkraft und Standort unterschiedliche Ursa-
chen hat. So erhalten beispielsweise einige wenige 
Grundwehrdienstleistende kein Konto von den Ban-
ken bzw. haben ihr Konto so weit überzogen, daß sie 
keine Zahlung der Gebührnisse auf ein Konto wün-
schen. Fehlerhafte Angaben der Grundwehrdienst-
leistenden über Kontonummer, Bankleitzahl, Name 
der Bank oder Kontoinhaber können dazu führen, 
daß Überweisungen nicht ankommen. Der Rücklauf 
der Belege dauert bis zu zehn Tagen. Erst dann ist 
die Barauszahlung möglich. Noch nicht in allen Trup-
penverwaltungen gibt es darüber hinaus Datenverar-
beitungsgeräte, was teilweise zu Verzögerungen ge-
führt hat. 

Diese Anfangsschwierigkeiten erklären sich zum 
Teil aus der Umstellung und werden sich sicherlich 
großteils lösen lassen. Wo die Probleme einzelner 
Soldaten nicht gelöst werden können, werden wir 
durch Ausnahmen von der unbaren Zahlung abhel-
fen. Wir sind aber zuversichtlich, daß die Umstellung 
auf die unbare Wehrsoldzahlung insgesamt gelingen 
wird. 

Wir erhoffen uns von der Umstellung auf die un-
bare Wehrsoldzahlung Einsparungen von zirka 
30 Millionen DM jährlich. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Dieter Heistermann (SPD): Frau Staatssekretärin, 
zunächst einmal herzlichen Dank für die Beantwor-
tung. 

Ich möchte aber noch eine Frage nachschieben: 
Was gedenkt denn die Bundesregierung angesichts 
des Umstands zu tun, daß ein Wehrpflichtiger, der 
rund 400 DM Wehrsold bekommt, diesen teilweise 
mehrere Wochen lang nicht zur Verfügung hat? Oft - 
zum Beispiel, wenn die Kontoangabe nicht richtig 
war - handelt es sich um Fehlleistungen, die der ein-
zelne Wehrpflichtige nicht zu verantworten hat; 
manchmal ist es auch die EDV-Eintragung, die zu 
Unzulänglichkeiten führt. Teilweise sind den Wehr-
pflichtigen durch Kontoüberziehungen und ähnli-
ches mehr Kosten entstanden. Ist die Bundesregie-
rung bereit, in den Fällen, in denen der Wehrpflich-
tige die Verzögerung nicht selbst zu verantworten 
hat, einen Ersatz der Kosten vorzunehmen? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Herr Kollege Heister-
mann, ich habe konzediert, daß es Anlaufschwierig-
keiten gibt. Wir sind bestrebt, diese möglichst bald 
abzustellen. Es gibt eine Reihe von Ausnahmen, die 
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es uns ermöglichen, den Wehrdienstleistenden zu 
helfen, wo immer es geht. 

Ich darf Ihnen einige der Ausnahmen nennen: Das 
Entlassungsgeld wird nach wie vor bar ausgezahlt, 
auch die Zahlungen bei Stationierungen im Ausland. 
Im Einstellungsmonat werden die Vergütungen bar 
ausgezahlt, weil dies anders noch nicht möglich ist. - 
Damit ist schon ein großer Teil Ihrer Frage beantwor-
tet. 

Natürlich wird das Geld auch an Bord von schwim-
menden Einheiten bar ausgezahlt. Im Einzelfall - das 
ist mit das Wichtigste - ist nach Entscheidung des 
Kommandeurs bzw. Dienststellenleiters eine Barzah-
lung möglich, wenn keine andere Lösung gesehen 
wird. Auch wenn dem Wehrdienstleistenden aus ei-
nem wichtigen Grund die Einrichtung oder Benut-
zung des Kontos nicht zugemutet werden kann, er-
folgt die Zahlung bar. 

Sie sehen also, daß wir bemüht sind, Abhilfe zu lei-
sten, wo immer es geht. Allerdings bezahlt fast die 
gesamte Wirtschaft unbar; do rt  geht es auch. Das 
Wichtigste aber ist: Wir wollen und müssen einspa-
ren. Sie haben mitbekommen, welche neuen Kür-
zungen wir verkraften müssen. Es geht kein Weg an 
Einsparungen vorbei. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Dieter Heistermann (SPD): Frau Staatssekretärin, 
könnten Sie zu der Befürchtung von Soldaten Stel-
lung nehmen, daß man zum Beispiel Rechnungsfüh-
rer oder Zahlstellenleiter auf Grund der jetzt einge-
führten unbaren Wehrsoldzahlung in den Dienstpo-
sten herabdotiert und unter Umständen ganz ein-
spart, da ihre Aufgaben im wesentlichen entfallen 
werden? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Wir erwarten Einspa-
rungen von 30 Millionen DM jährlich. Diese sollen 
sich durch die Auflösung von Hauptzahlstellen und 
Zahlstellen und durch eine erhöhte Arbeitskapazität 
der Geldverwalter wegen geringerer Geldüber-
nahme und kürzerer Geldauszahlungszeiten sowie 
durch die Verringerung der Zahl von Geldtranspor-
ten und den damit verbundenen geringeren Einsatz 
von Kraftfahrzeugen und Begleitpersonal ergeben, 
nicht jedoch aus geringerer Arbeitsleistung oder Her-
abdotierung. 

Wir müssen natürlich zusehen, wie wir diese Ein-
sparungen aus dem neuen Verfahren erzielen kön-
nen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 10 des Kollegen Dieter Heistermann auf: 

Wurde der Gesamtvertrauenspersonenausschuß beim Bun-
desministerium der Verteidigung bei der Umstellung von der ba-
ren in die unbare Wehrsoldauszahlung beteiligt? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Das Bundesministe-
rium der Verteidigung hat am 10. Juni 1994 und am 
18. Januar 1995 Dienstbesprechungen über die beab-
sichtigte Einführung einer unbaren Wehrsoldzahlung 
und die damit verbundenen Probleme durchgeführt. 

An der Besprechung am 10. Juni 1994 hat der Ge-
samtvertrauenspersonenausschuß teilgenommen. 
Das Ergebnisprotokoll hierüber wurde ihm zuge-
sandt. Der Einladung zur Dienstbesprechung am 
18. Januar 1995 ist er nicht gefolgt. 

Der Gesamtvertrauenspersonenausschuß ist also 
über die vorgesehene Gesetzesinitiative zur Einfüh-
rung der bargeldlosen Wehrsoldzahlung informiert 
worden. Im übrigen wurde er bei den herausgegebe-
nen Verfahrensregelungen stets nachrichtlich betei-
ligt. 

Da der Gesetzgeber in § 2 Abs. 5 Satz 4 des Wehr-
soldgesetzes die grundsätzliche Entscheidung getrof-
fen hat, daß die genannten Bezüge ab 1. Januar 1996 
im Regelfall auf ein Bankkonto zu überweisen sind, 
beschränkt sich aus der Sicht des Bundesministeri-
ums der Verteidigung die Beteiligung des Gesamt-
vertrauenspersonenausschusses auf die Zumutbar-
keit der Kontoführung und die Festlegung von Aus-
nahmetatbeständen. 

Der Gesamtvertrauenspersonenausschuß wurde in 
einem Schreiben von Staatssekretär Dr. Wichert vom 
14. Februar 1996 gebeten, dazu Ergänzungsvor-
schläge aus seiner Sicht mitzuteilen. Allerdings ha-
ben wir bis heute noch keine Antwort erhalten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Dieter Heistermann (SPD): Frau Staatssekretärin, 
trifft es denn zu, daß der GVPA wegen seiner Nicht-
beteiligung beim Bundesverwaltungsgericht Klage 
erhoben hat? Könnten Sie uns den Stand des Verfah-
rens darstellen? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Der GVPA hat in die-
ser Frage einen Antrag auf Entscheidung beim Bun-
desverwaltungsgericht gestellt. Dieser Antrag liegt 
dem Bundesverwaltungsgericht jedoch noch nicht 
vor, weil er über den Bundesminister der Verteidi-
gung und mit dessen Stellungnahme vorgelegt wer-
den muß. Die Stellungnahme steht noch aus. Der 
GVPA hat aber mittlerweile angeregt, mit den zu-
ständigen Fachreferaten des Bundesverteidigungs-
ministeriums ein Gespräch mit dem Ziel nochmaliger 
mündlicher Erörterung zu führen. Ich hoffe, daß wir 
zu einer gütlichen Einigung kommen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dieter Heistermann (SPD): Wie gedenkt denn die 
Bundesregierung künftig sicherzustellen, daß der 
GVPA seine Beteiligungsrechte wahrnehmen kann? 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 106. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 22. Mai 1996 	9321 

Dieter Heistermann 

Was ist im Hause veranlaßt worden, damit in Zukunft 
von vornherein die Beteiligung - das umfaßt ja mehr 
als nur Anhörung oder Information durch B riefe - 
durch das Bundesverteidigungsministerium sicher-
gestellt wird? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Herr Kollege Heister-
mann, selbstverständlich sind wir bestrebt, den 
GVPA so einzubinden, wie es im Gesetz vorgesehen 
ist, so daß er auch zufrieden ist. Der vorliegende Fall 
beruht ja nur auf der unterschiedlichen Auffassung 
darüber, ob er noch mehr hätte einbezogen werden 
müssen - nach Ansicht unseres Ministeriums nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Die Frage 11 wird schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort  wird als Anlage abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Frau Staatssekretärin. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Gesundheit auf. Zur Beantwortung steht 
die Parlamentarische Staatssekretärin Dr. Sabine 
Bergmann-Pohl bereit. 

Ich rufe die Frage 12 der Kollegin Heidemarie 
Wright auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts der sich häufen-
den Meldungen von Erkrankungen durch das enterohämorrha-
gische Escherichia-coli-Bakterium (EHEC) eine bundesweite 
Koordination und Erfassung der Untersuchungen der Bundes-
länder, um ein Gesamtbild über das Ausmaß und die Ursachen 
der Infektion zu bekommen? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Frau Kollegin 
Wright, die bundesweite Koordination und Erfassung 
der Untersuchungen der Bundesländer zu Erkran-
kungen mit dem enterohämorrhagischen Escheri-
chia-coli-Bakterium (EHEC) ist im Rahmen des epi-
demiologischen Informationssystems zwischen Bund 
und Ländern bereits jetzt gegeben. Sie erfolgt durch 
das Robert-Koch-Institut. 

Allerdings weist die Bundesseuchenstatistik nur 
summarisch die Durchfallerkrankungen und nicht 
speziell die EHEC-Meldungen aus. Mit der beabsich-
tigten Novellierung des Bundes- Seuchengesetzes ist 
diese Erregereinzelmeldung vorgesehen. Zusammen 
mit dem vom Bundesministerium für Gesundheit ge-
förderten Nationalen Referenzzentrum für Salmonel-
losen und andere Enteritiserreger unterstützt das RKI 
die seuchenhygienischen Maßnahmen der Länder 
und koordiniert das weitere Vorgehen gegen EHEC-
Infektionen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Heidi Wright (SPD): Soweit mir bekannt ist, haben 
Sie dem Robert -Koch-Institut ein Gutachten in Auf-
trag gegeben. Ist schon ein Zeitpunkt absehbar, bis 
wann es fertiggestellt sein wird? Ich komme aus Bay-
ern und spüre eine ganz starke Verunsicherung in 
der Bevölkerung, die ich nicht nähren wi ll . Aber ich 

möchte natürlich Sicherheit haben. Sie wissen, daß 
es bereits Todesfälle gegeben hat. Daher meine 
Frage. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Frau Kollegin, 
ich weiß nicht, um welches Gutachten es sich han-
deln soll. Ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie das 
näher erklären würden. Ich könnte Ihnen dann über 
den Stand dieses Gutachtens berichten. 

Heidi Wright (SPD): Dr. Schwartländer beim Ro-
bert-Koch-Institut in Berlin ist damit befaßt. Ich 
werde das vielleicht schriftlich bei Ihnen nachfragen. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Ich kann nur - 
Herr  Präsident, wenn Sie gestatten - so weit ergän-
zen: Diese Erkrankungen in Baye rn  sind durch eine 
Häufung von Fällen in Kinderkliniken, in denen das 
hämorrhagisch-urämische Syndrom auftrat, aufgef al-
len. Man hat in Bayern sofort entsprechende Maß-
nahmen getroffen, um dieser Sache auf den Grund 
zu gehen. 

In der Novelle des Bundes-Seuchengesetzes sind 
Regelungen vorgesehen, die bezwecken sollen, daß 
spezielle Erfahrungen über diese Erreger gesammelt 
werden sollen, weil wir sie zur Zeit noch nicht erfas-
sen können. Auch die Laboratorien sind auf die Er-
fassung der EHEC-Bakterien noch nicht ausreichend 
ausgerichtet. Auch hier versuchen wir, eine Verbes-
serung der Situation herbeizuführen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Heidi Wright (SPD): Vielen Dank. Das hat mir 
schon weitergeholfen. Sie sagten, es sei ein neues 
epidemiologisches Konzept auszuarbeiten, demzu-
folge auch Einzelmeldungen von Erregern aufge-
nommen werden könnten. Wird das jetzt auf Grund 
des Vorkommens von EHEC-Bakterien, die ja haupt-
sächlich in Bayern auftraten, forciert? Vielleicht liegt 
das auch daran, daß in Bayern eine Meldepflicht be-
steht, in anderen Bundesländern dagegen nicht. Se-
hen Sie da einen dringenden Handlungsbedarf? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Frau Kollegin, 
die Novelle des Bundes-Seuchengesetzes ist bereits 
seit längerer Zeit - unabhängig von der derzeitigen 
Häufung in Baye rn  - vorgesehen, wonach auch Ein-
zelerreger gemeldet werden sollen. Eine Melde-
pflicht besteht grundsätzlich bei Durchfallerkrankun-
gen; das ist Vorschrift im existierenden Bundes-Seu-
chengesetz. Bayern hat über die bestehenden gesetz-
lichen Regelungen hinaus veranlaßt, daß gesunde 
Ausscheider von EHEC-Bakterien gesondert gemel-
det werden. Damit werden die Gesundheitsverwal-
tungen in die Lage versetzt, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Verhütung der Weiterverbreitung vor al-
len Dingen in Gemeinschaftseinrichtungen oder Le-
bensmittelbetrieben zu treffen. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 13 des Kollegen Klaus Kirschner auf: 

Trifft es zu und ist es der Bundesregierung bekannt, daß die 
gemeinsamen Wettbewerbsgrundsätze der Aufsichtsbehörden 
der gesetzlichen Krankenversicherung vom 3. November 1994 
den gesetzlichen Krankenkassen Ausgaben für allgemeine Wer-
bemaßnahmen ermöglichen bei Beachtung des Gebots der Wirt-
schaftlichkeit und der Sparsamkeit? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Kirschner, ja,, es trifft zu und ist der Bundesregierung 
bekannt, daß die gemeinsamen Wettbewerbsgrund-
sätze der Aufsichtsbehörden der gesetzlichen Kran-
kenversicherung den gesetzlichen Krankenkassen 
Ausgaben für allgemeine Werbemaßnahmen ermög-
lichen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Staatssekretärin, wie 
steht denn der Bundesgesundheitsminister zu diesen 
Wettbewerbsgrundsätzen? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Kirschner, da diese Wettbewerbsgrundsätze den Auf-
sichtsbehörden der gesetzlichen Krankenversiche-
rung vorgelegen haben und sie einstimmig zwischen 
den 16 Bundesländern und dem Bundesversiche-
rungsamt beschlossen worden sind, steht der Bun-
desminister diesen Grundsätzen sehr positiv gegen-
über. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Staatssekretärin, trifft 
es zu, daß es bei diesen Grundsätzen heißt, daß als 
Wettbewerbsfelder der Krankenkassen insbesondere 
Innovations-, Beitragssatz- und Servicewettbewerb 
sowie Vertragswettbewerb um Vergütungsab-
schlüsse genannt werden und daß auch weitere 
Möglichkeiten dazu gesehen werden? Billigt dies die 
Bundesregierung grundsätzlich? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Was Sie eben 
zitiert haben, ist mir in der Form nicht bekannt. Aber 
ich kann aus diesen Wettbewerbsgrundsätzen zitie-
ren: 

Die allgemeine Werbemaßnahme darf sich nicht 
auf eine Reklame beschränken, die lediglich auf 
den Namen der Kasse hinweist, sondern muß 
vielmehr einen sachlichen Informationsgehalt 
über den Auftrag der gesetzlichen Krankenversi-
cherung aufweisen. 

Es ist dort  insbesondere auch noch einmal auf das 
Gebot der Wirtschaftlichkeit und der Kostenbegren-
zung hingewiesen worden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 14 des Kollegen Klaus Kirschner auf: 

Trifft es zu, daß diese Wettbewerbsgrundsätze beinhalten, daß 
in der Regel dieser Grundsatz gewahrt ist, solange die jährlichen 
Ausgaben der einzelnen Krankenkassen für allgemeine Werbe-
maßnahmen - einschließlich der entsprechend auszuweisenden 
Verbandsbeitragsanteile - 0,15 % der monatlichen Bezugsgröße 
gemäß § 18 SGV IV je Mitglied nicht überschreiten? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Ja, es trifft zu, 
daß diese Wettbewerbsgrundsätze beinhalten, daß in 
der Regel dieser Grundsatz gewahrt ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Staatssekretärin, 
wenn man diese 0,15 Prozent der genannten monatli-
chen Bezugsgröße in D-Mark umrechnet, kommt 
man auf einen Betrag von 6,20 DM je Versicherten. 
Können Sie dem Parlament sagen, wie hoch nach 
den Berechnungen der Bundesregierung der Ge-
samtbetrag ist, der den Krankenkassen pro Jahr aus-
schließlich für Werbemaßnahmen zugebilligt wird? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Kirschner, soweit es uns möglich ist, entsprechende 
Kosten zu errechnen, ergibt sich: Bei Verwaltungsko-
sten von insgesamt 11,8 Milliarden DM in 1995 be-
deutet dies ein Ausgabevolumen von 305 Millionen 
DM pro Jahr für alle Krankenkassen, wobei ich er-
gänzen möchte, daß diese Kosten natürlich nicht aus-
geschöpft werden müssen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Staatssekretärin, es 
wird davon geredet, daß hier Geld für viel Unsinn 
ausgegeben wird. Wenn die Berechnungen von 
6,20 DM stimmen und 90 Prozent der Bevölkerung in 
den gesetzlichen Krankenkassen versichert sind, er-
gibt dies einen Betrag zwischen 400 und 450 Mil-
lionen DM. Ist der Bundesgesundheitsminister der 
Auffassung, daß die Gelder richtig ausgegeben wer-
den, wenn diese Grundsätze gelten und der Bundes-
gesundheitsminister diese nicht beanstandet hat? 
Warum greift der Bundesgesundheitsminister nicht 
ein, wenn dies nicht der Fall ist? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Zunächst ein-
mal, Herr Kollege Kirschner, darf ich Sie daran erin-
nern, daß die Wahlfreiheit der Versicherten auch von 
Ihnen, der SPD, mit beschlossen worden ist und den 
Krankenkassen bestimmte Werbemaßnahmen zuge-
standen wurden. Zum anderen möchte ich Ihnen sa-
gen, daß die Prüfung der Einzelausgaben den zu-
ständigen Aufsichtsbehörden obliegt. 

Werbemaßnahmen einer Krankenkasse können, 
zum Beispiel wegen eines zu hohen Mitteleinsatzes 
bei einzelnen Vorhaben, von der zuständigen Auf-
sichtsbehörde als unwi rtschaftlich angesehen und 
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entsprechend beanstandet werden. Diese Gesamt-
größe beinhaltet nicht, daß nicht doch einzelne Wer-
bemaßnahmen beanstandet werden können. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Kollege 
Duve. 

Freimut Duve (SPD): Es ist sehr interessant, wenn 
ich höre, daß die Werbeausgaben einer Kontrolle und 
einer Prüfung unterliegen sollten. Das ist auch richtig 
so. Aber warum sollen dann die Prüfungsämter nach 
§ 274 entsprechend der Planung des Ministeriums 
abgeschafft werden? 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege, 
Sie wissen, daß unsere Vorhaben in der dritten Stufe 
der Gesundheitsreform von mehr Vorfahrt für die 
Selbstverwaltung geprägt sind. Der genannte Para-
graph beinhaltet nicht, daß die Prüfungen der Kran-
kenkassen generell abgeschafft, sondern auf die or-
ganisatorischen Maßnahmen der Krankenkassen be-
schränkt werden. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr ' Kollege 
Büttner. 

Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD): Wie begründet 
der Bundesgesundheitsminister den Widerspruch, 
daß er den Krankenkassen Werbemaßnahmen bis zu 
450 Millionen DM zubilligt, gleichzeitig aber bei not-
wendigen Präventionsmaßnahmen 1,2 Milliarden 
DM einsparen will? 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege, 
ich sehe überhaupt keinen Widerspruch, weil das 
eine mit dem anderen nichts zu tun hat. Die Zahl von 
450 Millionen DM kann ich nicht bestätigen. Wir ge-
hen von einer anderen Zahl aus. 

Ferner muß ich Ihnen sagen, daß es sich hier um 
Wettbewerbsgrundsätze der Aufsichtsbehörden han-
delt und der Bundesminister primär überhaupt nichts 
damit zu tun hat. 

Des weiteren möchte ich Ihnen sagen, daß die ge-
planten Maßnahmen bei der Prävention unter ande-
rem auf ein Mißbrauchsverhalten der Krankenkassen 
zurückzuführen sind. Sie wissen, daß die Präven-
tionsmaßnahmen nicht generell abgeschafft werden, 
sondern daß die medizinisch notwendigen Präven-
tionsmaßnahmen weiterhin im Gesetz enthalten sind. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Damit haben wir 
diesen Bereich abgeschlossen. Ich danke der Frau 
Staatssekretärin. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Verkehr auf. Zur Beantwortung steht der 
Parlamentarische Staatssekretär Johannes Nitsch zur 
Verfügung. 

Die Fragen 15 und 16 werden schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 17 der Kollegin Dr. Christine 
Lucyga auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß trotz ihrer wiederholt 
gegebenen Zusagen für eine termingerechte Fertigstellung des 
Rostocker Seekanals die termingerechte Vertiefung und Ver-
breiterung ernsthaft gefährdet ist, da z. Z. noch Finanzierungs-
fragen offen sind und damit eine rechtzeitige EU-weite Aus-
schreibung des Projektes nicht mehr möglich ist, und durch wel-
che Maßnahmen will die Bundesregierung den termingerechten 
Ausbau des Seekanals dennoch sicherstellen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Präsident, Frau 
Abgeordnete, der Planfeststellungsbeschluß der 
Maßnahme Ausbau Seehafenzufahrt Rostock auf 
14,5 Meter Wassertiefe und 120 Meter Fahrrinnen-
breite ist Anfang Mai 1996 bekanntgegeben worden. 
Die europaweiten Bauausschreibungen laufen be-
reits und werden voraussichtlich Mitte des Jahres zur 
Auftragserteilung führen. Damit sind die Maßnah-
men für die Seehafenzufahrt auf dem schnellstmögli-
chen Wege. 

In Anbetracht der bisherigen Haushaltssituation ist 
die Bundesregierung durch Prioritätssetzung be-
müht, daß sich die Maßnahmen für alle Seehafenzu-
fahrten Mecklenburg-Vorpommerns nicht wesentlich 
verzögern. Auch im Falle weiterer Restriktion der 
Haushaltsmittel hat das Projekt Seehafenzufahrt Ro-
stock hohe Priorität. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Darf ich Ihre Ausfüh-
rungen, daß das Seehafenprojekt Rostock höchste 
Priorität hat, auch dahin gehend interpretieren, daß 
die für 1997 benötigten Mittel trotz der angespann-
ten Haushaltslage in entsprechender Höhe bereitge-
stellt werden und daß weiterhin mit der terminge-
rechten Fertigstellung der Maßnahme im Jahre 1998 
zu rechnen ist? Nur dann hat diese Maßnahme Sinn. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Bereitstellung von 
Haushaltsmitteln für 1997 wird das Parlament be-
schließen. Wir haben entsprechende Anträge vorbe-
reitet. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Gibt es von seiten der 
Bundesregierung darüber hinaus Bemühungen, den 
für die Nord-Süd-Verkehrsachse sehr wichtigen See-
hafen Rostock dahin gehend in weitere Maßnahmen 
aufzunehmen, daß er in der europäischen Verkehrs-
netzplanung stärkere Berücksichtigung findet als 
zuvor? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Dr. Lucyga, zu den 
„Verkehrsprojekten Deutsche Einheit" gehört das 
VDE Nr. 1, das die Schienenverbindung nach Ro-
stock sicherstellt. Über dieses VDE Nr. 1 werden so-
wohl die Verbindung nach Hamburg als auch nach 
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Berlin - also in Richtung Süden - und der Anschluß 
an die anderen Hauptstrecken gewährleistet. 

Im übrigen bauen wir die Autobahn A 20 zügig 
aus. Die Infrastrukturmaßnahmen, die für die Ge-
samtentwicklung Mecklenburg-Vorpommerns wich-
tig sind, sind demnach alle in Arbeit. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 18 der Kollegin Dr. Lucyga auf: 

Ist der Bundesregierung weiterhin bekannt, daß eine zeitliche 
Streckung des Projektes zum Ausbau des Rostocker Seekanals 
nicht nur schwere wirtschaftliche Rückschläge für die Häfen 
und den Fährverkehr der Region hätte, sondern auch dem Ziel 
einer besseren Nutzung des Ostseeraumes als künftiges euro-
päisches Binnenmeer widersprechen würde? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Im Prinzip habe ich schon 
angedeutet, daß die zeitlichen und wirtschaftlichen 
Zusammenhänge der Ausbaumaßnahme Rostock der 
Bundesregierung natürlich bestens bekannt sind. 
Wir werden alles unternehmen, um die wirtschaftli-
che Entwicklung Mecklenburg-Vorpommerns, die 
nicht nur von Rostock, sondern auch von Wismar, 
Stralsund und Wolgast abhängig ist, sicherzustellen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Ja. - Ich habe Ihrer 
vorherigen Antwort entnehmen können, daß Sie dem 
Verkehrsprojekt „Deutsche Einheit" Nr. 1 großen 
Stellenwert zumessen und möchte deshalb fragen, 
wie sich die erkennbare zeitliche Streckung des Pro-
jekts - auch hinsichtlich der Bedeutung, die der Gü-
terverkehrsknotenpunkt Rostock für die Region hat - 
verstehen läßt. 

Ich möchte nachfragen, mit welchen Infrastruktur-
maßnahmen sichergestellt werden soll, daß das mit 
erheblichem Aufwand an öffentlichen Mitteln errich-
tete Güterverkehrszentrum in Rostock nicht durch 
längeres Liegenlassen zu einer gigantischen Investi-
tionsruine wird. Das hat alles mit der Hafenproble-
matik zu tun. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ganz richtig, Frau Dr. Lu-
cyga. Wir sind für die Rahmenbedingungen zustän-
dig. Ich habe Ihnen in meiner Antwort auf Ihre erste 
Frage dargestellt, daß wir die Hauptrahmenbedin-
gungen schaffen. Inwieweit das Güterverkehrszen-
trum Rostock in Schwierigkeiten gerät, die durch die 
Stadt oder durch die verantwortlichen Landesdienst

-

stellen verursacht werden, kann ich Ihnen hier nicht 
beantworten. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Noch eine Zu-
satzfrage?  

Dr. Christine Lucyga (SPD): Sind Sie unter Umstän-
den bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß diese 
Schwierigkeiten im weitesten Sinne durch Entschei-
dungen der Deutschen Bahn AG begründet sein 
könnten, die nachweislich dazu tendiert, Güter- und 

Personenfernverkehre zunehmend an Rostock vor-
beizuleiten? Schwierigkeiten resultieren auch dar-
aus, daß der vorgesehene Gleisanschluß des Güter-
verkehrszentrums bisher noch aussteht. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Dr. Lucyga, auch Sie 
wissen, daß wir eine Bahnreform durchgeführt ha-
ben. Die Deutsche Bahn AG arbeitet eigenwirtschaft-
lich, und die Bundesregierung ist nicht in der Lage, 
irgendwelche Weisungen oder Auflagen zu erteilen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 19 des Kollegen Wolfgang Ilte auf: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, daß der in der 
Antwort auf Frage 3 der Kleinen Anfrage (Drucksache 13/3943) 
genannte Wiederaufnahmetermin des eingleisigen Betriebs der 
Gleichstrom-S-Bahn auf dem Abschnitt Tegel/Hennigsdorf 
durch die Deutsche Bahn AG schon aus jetziger Sicht nicht mehr 
gehalten werden kann, und welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung zu ergreifen, um sicherzustellen, daß eine 
Wiederinbetriebnahme spätestens 1998 erfolgen kann? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter Ilte, der 
Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber 
vor, daß der in der Antwort auf die Kleine Anfrage 
genannte Wiederinbetriebnahmetermin 1998 für die 
S-Bahn-Strecke Schönholz-Tegel-Hennigsdorf von 
der Deutschen Bahn AG nicht gehalten werden 
kann. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Wolfgang lite (SPD): Herr Staatssekretär, hält es 
die Bundesregierung in mitteleuropäischen Verhält-
nissen für normal, daß ein Zeitraum von acht Jahren 
benötigt wird, um die Wiederinbetriebnahme einer 
ehemaligen S-Bahn-Strecke zu bewerkstelligen, 
wozu sie sich im Einigungsvertrag 1990 verpflichtet 
hat? Warum wurde die ursprüngliche Planung, die 
meines Wissens von Professor Mängel gemacht wor-
den ist, nicht realisiert, und wieso ist diese ursprüng-
liche Planung in bezug auf die Zeitabläufe unreali-
stisch gewesen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter, der 
Wiederaufbau des S-Bahn-Netzes im Umfang von 
1961 wurde mit den Ländern Berlin und Branden-
burg vereinbart. Die Bundesregierung steht zu dem 
damals genannten Termin. 

Der Aufbau selbst kann entsprechend unseren fi-
nanziellen Möglichkeiten nur schrittweise erfolgen. 
In der Zeit von 1990 bis 1995 haben wir dafür bereits 
2,1 Milliarden DM aufgewendet; bis zum Jahre 2000 
werden wir weitere 2 Milliarden DM bereitstellen. 

Zu dem von Ihnen genannten ursprünglichen Ter-
min kann ich nur darauf hinweisen, daß die Bundes-
regierung nie einen anderen Termin als 1998 ge-
nannt hat, auch nicht in der Antwort auf die Kleine 
Anfrage. Wenn die PBDE früher liegende Termine 
genannt hat, so haben wir das mit Freude zur Kennt- 
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nis genommen - die Finanzierung wäre zu sichern 
gewesen -, aber wir haben an der Einhaltung eines 
früheren Termins immer Zweifel gehabt. Ich selbst 
habe mich bei einer Einwohnerversammlung im De-
zember 1995 dazu ausführlich geäußert. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Wolfgang Ilte (SPD): Herr Staatssekretär, Sie spra-
chen von 2,1 Milliarden DM. Diese Summe beziehen 
Sie sicherlich auf die Aufwendungen für das gesamte 
Berliner S-Bahn-Netz, so vermute ich jetzt, und nicht 
auf die 8,5 Kilometer lange Verbindung Hennigs-
dorf-Tegel. 

Deshalb meine zweite Zusatzfrage: Ist die Finan-
zierung dieses Stücks mit der Terminierung der Fer

-

tigstellung 1998 nun endlich, nach mittlerweile sechs 
Jahren, gesichert, und haben Sie im Finanzierungs-
konzept auch den im Zusammenhang mit dem Was-
serstraßenprojekt 17 in Erwägung gezogenen Brük-
kenneubau über den Oder-Havel-Kanal eingeplant? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter, mit der 
Finanzierungsvereinbarung zwischen den Bundes-
ministerien für Verkehr und für Finanzen einerseits 
und der Deutschen Bahn AG andererseits vom 
25. März dieses Jahres sowie der endgültigen Auf-
nahme dieses von Ihnen genannten Vorhabens in § 6 
Abs. 1 Gemeindefinanzierungsgesetz sind die finan-
ziellen Voraussetzungen für die Inbetriebnahme zu 
dem von mir genannten Termin finanziell gesichert. 

Zu dem Problem Havelbrücke: Diese Problematik 
ist dadurch entstanden, daß in der weiteren Planung 
auch der Ausbau der Wasserstraßen und der Fern-
strecken der DB AG in Betracht gezogen werden 
mußten und sich hier die Notwendigkeit ergab, eine 
Lösung für eine Brücke über die Havel zu finden. 

In dem von mir genannten Termin 1998 ist bereits 
eine endgültige Brückenlösung vorgesehen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 20 des Kollegen Ilte auf: 

Wie ist der derzeitige Planungs- und Finanzierungsstand ge-
gliedert (halbjährlich aufgeschlüsselt) der einzelnen Strecken-
abschnitte einschließlich der erforderlichen Bauwerke? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter, zustän-
dig für die Grunderneuerung der Strecke Schön-
holz-Tegel und die Wiederherstellung der Strecke 
Tegel-Hennigsdorf ist die Deutsche Bahn AG. 

Mit der Unterzeichnung der Finanzierungsverein-
barung - ich habe das bereits auf eine Zusatzfrage 
geantwortet - sind die finanziellen Voraussetzungen 
für die Wiederinbetriebnahme gegeben. Es ist jetzt 
Sache der Deutschen Bahn AG, die Planungen abzu-
schließen und beim Eisenbahn-Bundesamt Anträge 
auf Baufreigabe zu stellen. 

Für den Bereich - das werden Sie sicherlich ken-
nen - Waidmannsluster Damm bis zum ehemaligen 
Hermsdorfer Damm ist eine Plangenehmigung beim 
Eisenbahn-Bundesamt zu beantragen und eine Fi-
nanzierungsvereinbarung mit dem Land Berlin als 
Auftragsverwaltung für die Bundesfernstraßen abzu-
schließen. 

Für den Bereich der Havelbrücke ist ebenfalls 
Planrecht zu schaffen und eine Kreuzungsvereinba-
rung mit der Wasserstraßenverwaltung des Bundes 
abzuschließen. Ein Bauzeitenplan des in der Verant-
wortung der DB AG durchzuführenden Vorhabens 
liegt der Bundesregierung nicht vor. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Wolfgang llte (SPD): Bei der Zeitvorstellung, die 
Sie dankenswerterweise für 1998 bestätigt haben, ist 
natürlich nach Aussage der Länder Berlin und Bran-
denburg davon auszugehen, daß bei den erforderli-
chen Planfeststellungsverfahren auch in dem von Ih-
nen beschriebenen Abschnitt der Strecke für den 
Berliner Teil zwölf Monate und für den Brandenbur-
ger Teil zirka neun Monate vorgesehen sind. 

Wir haben jetzt Mitte 1996, und meine Frage lau-
tet: Sind die Planfeststellungszeiträume, die, bevor 
man zu bauen beginnen kann, erforderlich sind, im-
mer noch realistisch; ist es realistisch, den Strecken-
abschnitt Ende 1998 in Betrieb zu nehmen, und sind 
die Planfeststellungszeiträume in Ihrer Terminaus-
sage enthalten? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Gerade diese Differenz hat 
in der letzten Zeit eine Rolle gespielt: provisorische 
Lösung mit einem Insgesamtablauf von 18 Monaten, 
endgültige Lösung mit der Plangenehmigung von 
30 Monaten. Das ist alles enthalten. Wir haben von 
heute an gerechnet bis zum Ende des Jahres 1998 
noch mehr als 30 Monate vor uns. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Wolfgang Ilte (SPD): Welche Vorstellungen gibt es 
in Ihrem Hause zur Lösung des Problems Kreuzungs-
punkt Gorkistraße in Tegel zum Anschluß an  den  S-
Bahnhof? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Jetzt haben Sie mich er-
wischt. Das Problem Gorkistraße ist mir nicht be-
kannt. Das ist sicher ein sehr kleines Detail. 

(Wolfgang Ilte [SPD]: Das ist ein Schranken-
übergang, der ist in Berlin nicht genehmi-

gungsfähig!) 
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Ich möchte mich nicht auf irgendwelche Angaben 
beziehen, die ich nicht schriftlich vor mir habe. Ich 
reiche Ihnen das aber gern schriftlich nach. Können 
wir so verbleiben? 

(Wolfgang Ilte [SPD]: Ich wäre Ihnen ver

-

bunden!) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Es gibt keine 
weiteren Zusatzfragen. Ich danke Ihnen, Herr Staats-
sekretär. 

Die Fragen 21 bis 28 aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit werden sämtlich schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Auswärtigen 
Amtes auf. Staatssekretär von Ploetz ist anwesend. 
Ich rufe die Frage 29 des Kollegen Joachim Tappe 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die aktuelle politische Si-
tuation in Benin, und welche Konsequenzen ergeben sich dar-
aus für die bilateralen Beziehungen? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Herr Abgeordneter, zur aktuel-
len politischen Situation in Benin: Es war das erste 
Land in Schwarzafrika, in dem 1989 der Wind des 
Wechsels geweht hat. Es ist 1991 zur Demokratie zu-
rückgekehrt. Der bis dahin im Amt befindliche Mili-
tärdiktator Kérékou verlor sein Amt in Wahlen und 
trat korrekt ab und hat sich in der Amtszeit seines 
Nachfolgers Soglo politisch zurückgehalten. Dieser 
Nachfolger regierte demokratisch fünf Jahre lang. Er 
hat die Wirtschaft in Richtung Marktwirtschaft und 
Privatisierung bewegt und politisch zur Konsolidie-
rung der Demokratie beigetragen. In der Wahl im 
März 1996 erlitt er dennoch eine für Beobachter nicht 
überraschende Niederlage, die nicht nur damit zu-
sammenhängt, daß das Eintreten für Reformen bei 
den Wählern nicht unbedingt populär macht. Die 
Wahl hat sein Vorgänger Kérékou mit Unterstützung 
von insgesamt 26 Gruppen gewonnen. Die Wahl ist 
international durch die Europäische Union, auch 
durch Deutsche, beobachtet worden. Nach ihrem Ur-
teil, vor allem aber nach dem Urteil des Verfassungs-
gerichts des Landes ist die Wahl korrekt abgelaufen. 
Dieses Verfassungsgericht genießt im Lande und in-
ternational besonderes Ansehen. Deshalb ist sein 
nach der Verfassung vorgeschriebenes Urteil auch 
von besonderem Gewicht. 

Der jetzige Amtsinhaber Kérékou führt bisher die 
Politik in Kontinuität mit dem Vorgänger. Das betrifft 
die Inhalte, das betrifft auch den Respekt vor den de-
mokratischen Institutionen. Insbesondere hat er bis-
her nicht das getan, was befürchtet wurde, eine 
Hexenjagd auf Anhänger des Vorgängerregimes zu 
veranstalten. 

Die Schlußfolgerung, die wir daraus für die deut-
sche Politik in völliger Übereinstimmung mit unseren 
Partnern in der Europäischen Union ziehen, lautet: 

Wir messen die Regierung Kérékou an ihren Taten. 
Das heißt, wir beobachten sehr genau - dies weiß die 
Regierung auch -, welche Politik sie verfolgt. So-
lange sie Kurs hält, das heißt Demokratie, Wirt-
schaftsreform, Respektierung der Menschenrechte, 
sehen wir keinen Anlaß, an unserer Politik etwas zu 
ändern. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Joachim Tappe (SPD): Herr Staatssekretär, Sie wis-
sen sicherlich wie ich, daß es sehr unterschiedliche 
Einschätzungen bezüglich der Wahl des Staatspräsi-
denten gibt. Es gibt durchaus ernstzunehmende 
Stimmen, die sagen, er sei zwar mehrheitlich ge-
wählt worden, aber die Wahlen seien nicht „free and 
fair" gewesen und gerade im Vorfeld habe es alles 
andere als demokratisch zu nennende Vorgänge ge-
geben. - Wenn Sie dazu zustimmend nicken, dann 
wundert mich sehr, daß die Bundesregierung einem 
Militärdiktator, der sich zudem als unfähiger Regent 
erwiesen hat - Sie wissen, daß sein Rücktritt letztlich 
von Frankreich erzwungen worden ist, weil er sein 
Land in den Ruin getrieben hat -, in der Zwischen-
zeit Ausstattungshilfe leistet und diesem Mann, der 
für Tod und Folterung vieler, auch Oppositioneller, 
verantwortlich ist, nun Unterstützung gewährt. Mei-
nen Sie nicht, daß es ein Akt der politischen Hygiene 
wäre, diesem Staatspräsidenten gegenüber eine an-
dere politische Linie zu fahren als die, ihm und sei-
nen Militärs in den nächsten Jahren Ausstattungs-
hilfe in Höhe von rund 4,5 Millionen DM zu gewäh-
ren? 

Dr. Hans -Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Herr Abgeordneter, ich habe 
genickt, als Sie davon sprachen, daß es Zweifel gibt, 
auf die Sie hingewiesen haben. Ich habe durch das 
Nicken nicht deutlich machen wollen, daß ich sie mir 
zu eigen mache. Wir haben bei der Beurteilung des 
Wahlvorgangs zwei besondere Kronzeugen, auf die 
wir unser Urteil stützen. Das eine sind die Beobach-
ter, die wir hingeschickt haben, und das zweite ist 
die Entscheidung eines im Lande bei allen demokra-
tischen Kräften höchstangesehenen Gerichts, das 
nach der Verfassung zur Beurteilung dieser Frage 
berufen ist. 

Ich glaube, das ist eine Frage, die sich nicht nur bei 
diesem Land, sondern auch bei anderen Ländern im-
mer wieder stellt. Beurteilen wir einen Mann - oder 
eine Frau -, der in die Macht zurückkehrt, nach sei-
nen früheren Taten oder nach seinen jetzigen Taten? 
Es ist, glaube ich, eine gute und kluge Politik, zu sa-
gen: Wenn jemand durch das Volk gewählt ist, dann 
sind wir nicht diejenigen, die daran etwas auszuset-
zen haben. Wohl aber werden wir unsere Politik nach 
den Taten einrichten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Wollen Sie eine 
zweite Zusatzfrage stellen, Herr Kollege? 

Joachim Tappe (SPD): Ja. - Ich will gar nicht in Ab-
rede stellen, daß Menschen lernfähig sind, auch der 
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gewählte Staatspräsident von Benin. Nur, hielten Sie 
es nicht für angebracht, eine gewisse Schamfrist ver-
gehen zu lassen und diesen Mann zu beobachten, 
damit man ihn tatsächlich an seinen Taten und nicht 
nur an seinen Worten messen kann? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Herr Abgeordneter, wenn Sie 
mit mir den Blick in der Region schweifen lassen, 
dann stellen Sie fest, daß die jetzige Politik, so wie 
wir sie seit zwei Monaten beobachten können, sich 
wohltuend von mancher im Umfeld unterscheidet. 
Ich würde, wenn das zulässig ist, mit einer Gegen-
frage antworten: Ist es richtig, ein Regime, das sich 
auf einem Kurs befindet, den wir billigen können, zu 
entmutigen, indem wir ihm einen Teil der Hilfe, die 
wir leisten, entziehen? 

Ich wiederhole: Es ist, glaube ich, für die Regie-
rung in Benin ganz wichtig, zu wissen, daß sie von 
der Bundesregierung und den anderen Ländern, die 
in Benin stark engagiert sind - neben uns vor allen 
Dingen Frankreich -, sehr genau beobachtet wird. 
Ich nenne noch einmal die Kriterien: Respektierung 
der Demokratie, Respektierung der Menschenrechte 
und marktwirtschaftliche Entwicklung. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schuster, eine Zusatzfrage. 

Dr. R. Werner Schuster (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich beziehe mich ausschließlich auf Ihre Antwort auf 
Frage 29. Sie haben sinngemäß ausgeführt: Es war 
eine unerwartete Wahlniederlage, die nicht nur dar-
auf zurückzuführen war, daß Herr Soglo im Volk un-
populäre Demokratisierungsmaßnahmen durchge-
führt hat. Was ist der Hintergrund dieser sibyllini-
schen Ausführung? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Ich hatte, Herr Abgeordneter, 
gesagt: Der Wahlausgang hat die informierten Beob-
achter eigentlich nicht überrascht. Zu den Hinter-
gründen der Wahlniederlage von Herrn Soglo gibt es 
eine Reihe von Analysen, die ich im einzelnen nicht 
abschließend beurteilen kann. Aber es ist davon die 
Rede, daß er zunehmend eine A rt  von Sonnenkönig

-

tum  dort etabliert hat. Das könnte ich jetzt mit eini-
gen Facetten ausführen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 30 des Kollegen Tappe auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die verein-
barte Ausstattungshilfe für Benin zu suspendieren, besonders 
vor dem Hintergrund der Signalwirkung einer solchen Maß-
nahme gegenüber den Opfern des Kérékou-Regimes und ande-
rer afrikanischer Militärdiktaturen? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Die Antwort auf diese Frage, 

Herr Abgeordneter, ergibt sich aus der Antwort auf 
die vorige Frage. Auch dieser Beitrag der Bundesre-
gierung, die Ausstattungshilfe, steht, wenn Sie so 
wollen, unter dem Vorbehalt, daß die Kontinuität der 
Politik beibehalten wird. 

Ich darf darauf hinweisen, daß eine Delegation des 
Haushaltsausschusses des Bundestages im Februar 
in Benin war, ausdrücklich, um die gewährte Aus-
stattungshilfe zu begutachten. Ich habe die Informa-
tion, daß die Bilanz dieser Reise sehr positiv ausgefal-
len ist. 

Zur Erläuterung, um was es sich bei Ausstattungs-
hilfe handelt. Dabei geht es nicht etwa um Militärge-
rät, sondern um Projekte im Straßenbau und um 
Lehrwerkstätten für Mechaniker, die mit Geräten un-
terstützt werden, und es werden - das ist vielleicht 
die militärischste Komponente - Offiziere der Streit-
kräfte in Deutschland ausgebildet. Aber dieses ist 
ausdrücklich auch ein Beitrag zur Ausbildung von 
Offizieren in einem demokratischen Rahmen und da-
mit ein Beitrag zur Förderung der Demokratie. 

Das heißt, die Ausstattungshilfe ist als solche ein 
sehr gutes Instrument, und wir wollen sie weiter lei-
sten, es sei denn ... Das habe ich schon gesagt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage. 

Joachim Tappe (SPD): Herr Staatssekretär, ich un-
terstreiche und unterstütze ausdrücklich das, was Sie 
zuletzt gesagt haben. Wenn sich eine solche Hilfs-
maßnahme im Rahmen der Ausstattungshilfe auf die 
Ausbildung von Offizieren aus dem Benin hier in 
Deutschland erstreckt, finde ich das gut. Wir haben 
ja auch aus anderen Ländern dazu sehr positive Er-
fahrungen. 

Aber Sie haben mir im Zusammenhang mit der Re-
gion noch einmal ein Stichwort gegeben. In meiner 
Frage taucht ja das Wo rt  „Signalwirkung" auf. Mei-
nen Sie nicht, daß es ein negatives Signal sein 
könnte für die Verhältnisse in Nige ria, in Niger, in Li-
beria oder auch in Togo, um nur vier Länder aus die-
ser Region zu nennen, wenn beispielsweise Herr 
Eyadéma feststellt: In Benin ist ein alter Diktator wie-
der an die Macht gekommen, wenn auch durch ei-
nen Wahlakt, und nun bekommt er aus Europa und 
besonders aus Deutschland entsprechende Hilfe zur 
Ausstattung der Armee, die in der Vergangenheit 
schlimmste Verbrechen begangen hat? Meinen Sie 
nicht, daß das ein falsches Signal wäre, auch für kri-
senanfällige Länder in dieser Region? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Die Politik gegenüber den ge-
nannten Ländern ist so klar, daß ich nicht glaube, 
daß hieraus irgendein Mißverständnis entstehen 
kann. Das Signal, das von dieser Politik ausgeht, ist 
meines Erachtens im Gegensatz zu der Sorge, die Sie 
haben, ein positives. Wenn jemand seinen Kurs än-
dert, kann er auf Unterstützung rechnen. Aber das ist 
eine konditionierte Unterstützung. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine zweite Zu-
satzfrage? - Dann rufe ich jetzt die Frage 31 des Kol-
legen Dr. Werner Schuster auf: 

Wie begründet die Bundesregierung ihr Festhalten an der mit 
dem westafrikanischen Land Benin vereinbarten Ausstattungs-
hilfe, nachdem Präsident Soglo im März dieses Jahres in den 
Präsidentschaftswahlen dem ehemaligen Militärdiktator Kéré-
kou, der 1972 mit Hilfe eines Militärputsches an die Macht ge-
langte und das Land bis 1991 mit eiserner Hand regierte, unter-
lag? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Herr Abgeordneter, ein Teil der 
Frage ist, glaube ich, beantwortet. Ich kann, wenn 
Sie wollen, die Antwort noch einmal geben. Aber sie 
hat den Inhalt, den Sie schon kennen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage? - Keine. 

Dann rufe ich die Frage 32 des Kollegen Dr. We rner 
Schuster auf: 

Hält es die Bundesregierung für ratsam, die Ausstattungshilfe 
für Benin entweder vorerst zu stoppen und erst dann wieder auf-
zunehmen, wenn sichergestellt ist, daß Wahlsieger Kérékou die 
unter Soglo eingeleitete Demokratisierung Benins fortführt, 
oder aber in Form einer Demokratisierungshilfe zu gewähren, 
die in erster Linie der Bevölkerung des Landes zugute käme? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Ich darf Ihnen folgende Antwort 
geben: Da bisher keine Rückschläge im Demokrati-
sierungsprozeß zu verzeichnen sind, stellt sich die 
Frage nach einer Suspendierung der Ausstattungs-
hilfe nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage? 

Dr. R. Werner Schuster (SPD): Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bei diesem Dialog bewußt geworden, daß 
wir genau diese Einschätzung Ihres Hauses nicht tei-
len, daß es keine Rückschläge bei der Demokratisie-
rung gibt? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Herr Präsident, ich weiß nicht, 
ob es erlaubt ist, nach einer Begründung zu fragen. 
Aber vielleicht sollten wir das im bilateralen Ge-
spräch klären. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Der Kollege 
Schuster nickt freundschaftlich. Also machen Sie es 
bilateral. 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Danke sehr. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 33 des Kollegen E rich Fritz auf: 

Wie ist die Haltung der Bundesregierung zur Androhung von 
Sanktionen durch die Vereinigten Staaten von Amerika gegen-
über deutschen Unternehmen, die mit bestimmten Ländern 
Handel treiben? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Herr Abgeordneter, die ameri-
kanische handelsrechtliche Gesetzgebung, die in Ih-
rer Frage angesprochen ist, bereitet sowohl der Bun-
desregierung wie auch den anderen Regierungen in 
der Europäischen Union und der Kommission aller-
größte Sorgen. 

Durch die Betonung der Kommission möchte ich 
darauf hinweisen, daß die Sachmaterie, um die es 
hier geht, in der Kompetenz der Europäischen Union 
liegt. Deshalb ist in erster Linie die Europäische 
Union, vertreten durch die Kommission, zum Han-
deln aufgefordert - sie hat gehandelt -, aber 
auch - danach fragten Sie - die Bundesregierung als 
Vertreter des wichtigsten Landes. 

Der Rat der Europäischen Union hat am 22. Ap ril 
die Prüfung von Gegenmaßnahmen angekündigt. 
Am 30. April wurde beschlossen, bei der Welthan-
delsorganisation in Genf ein Konsultationsverfahren 
nach Art . 23 des GATT-Vertrages einzuleiten. Die 
USA haben nun 30 Tage Frist, dazu Stellung zu neh-
men. 

Am 12. Juni wird in Washington der halbjährliche 
Gipfel der Europäischen Union und der USA stattfin-
den, bei dem dieses Thema eines der wichtigen The-
men sein wird. Aus dem bilateralen deutsch-ameri-
kanischen Kontext könnte ich eine lange Liste von 
Gesprächen auf Ministerebene und auf Fachebene 
erwähnen. Herausragend dabei sind die Kontakte, 
die der Bundesminister für Wi rtschaft schon im Ja-
nuar mit dem damaligen Wirtschaftsminister Ron 
Brown aufgenommen hat. Bundesminister Kinkel 
war am 8. Mai in Washington und hat sich auch 
öffentlich zu dieser Angelegenheit geäußert. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? - 
Dann  rufe ich die Frage 34 des Kollegen F ritz auf: 

Welche bilateralen oder anderen Möglichkeiten sieht die Bun-
desregierung, die drohende Auseinandersetzung über Han-
delsfragen in bezug auf Frage 31 kurzfristig zu lösen? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Wir hoffen, daß die erwähnte 
und nicht vollständige Liste der Mitteilung von Sor-
gen an die amerikanische Seite ihre Wirkung zeigt. 
Die Regierung hat im Rahmen der Gesetzgebung 
einen gewissen Spielraum. 

Der zweite wichtige Adressat in dieser Angelegen-
heit ist aber der Kongreß. Es muß darauf ankommen, 
zu verhindern, daß aus dieser Gesetzgebung, so-
lange sie gilt, eine schwere Störung der Handelsbe-
ziehungen zwischen Europa und Amerika entsteht. 
Immerhin ist für Deutschland Amerika der wichtigste 
Handelspartner außerhalb der Europäischen Union. 
Die Weiterungen, die eine unbedachte Anwendung 
oder eine Eskalation haben könnte, sind sehr besorg-
niserregend. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 
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Erich G. Fritz (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, nun 
ist die Maßnahme der extraterritorialen Sanktionen 
im Zusammenhang mit Kuba bereits Gesetz. Ähnli-
ches ist für Iran und Libyen in Vorbereitung. Beides 
ist nur schwer mit den Beschlüssen innerhalb der 
WTO zu vereinbaren. Wenn diese Gesetze durch die 
Vereinigten Staaten tatsächlich angewendet werden, 
welche Gegenmaßnahmen kann sich die Bundesre-
gierung dann vorstellen? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Der erste Schritt ist jetzt die Prü-
lung, ob diese Gesetzgebung nach den WTO-Regeln 
Bestand haben kann. Die Kommission und die Mit-
gliedstaaten sind der Meinung, daß wir uns auf si-
cherem rechtlichem Grund befinden. 

Wenn sich erweisen sollte, daß wir auf diesem 
Wege nicht weiterkommen, dann müssen wir in der 
Tat sehen, wie wir unsere Rechte wahren. Ich bitte 
aber um Verständnis, daß ich bei Dingen, die in we-
sentlichen Teilen in die Kompetenz der Organe der 
Europäischen Union gehören, nicht ins einzelne ge-
hen kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es gibt keine 
weitere Zusatzfrage. 

Die Fragen 35 und 36 des Kollegen Robe rt  An-
tretter werden schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 37 des Kollegen Freimut Duve 
auf: 

Welche Reaktionen plant die Bundesregierung hinsichtlich des 
in der ZEIT vom 15. Mai 1996 geschilderten Vorgehens des kroa-
tischen Präsidenten Tudjman, die vom Bundesminister des Aus-
wärtigen, Dr. Klaus Kinkel, eingeladenen kroatischen oppositio-
nellen Fraktionsführer mittels einer konzertierten Medienaktion 
unter dem Stichwort „Landesverrat" so einschüchtern zu lassen, 
daß sie daraufhin aus Angst vor Repressalien ihre Reise in die 
Bundesrepublik Deutschland wieder abgesagt haben? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Herr Abgeordneter, der Bundes-
minister des Auswärtigen hat die Absage des Be-
suchs kroatischer Oppositionspolitiker in Bonn sehr 
bedauert. Nach Angaben der Eingeladenen erfolgte 
die Absage aus Termingründen. Von unserer Seite ist 
deutlich gemacht worden, daß die Einladung weiter 
Bestand hat. Die Oppositionspolitiker sind in Bonn 
willkommen. Dieses weiß auch die kroatische Regie-
rung. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatssekretär, in den 
letzten Wochen haben verschiedene Schwierigkeiten 
in den Beziehungen zwischen Deutschland und 
Kroatien die Öffentlichkeit in Kroatien sehr bewegt. 
Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um ihren 
möglichen Einfluß und den der EU zur Überwindung 
der Lähmungen des Demokratisierungsprozesses in 
Kroatien auszuüben? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Herr Abgeordneter, ich möchte 
nicht Ihre Formulierung übernehmen, es handele 
sich um Schwierigkeiten zwischen Deutschland und 
Kroatien. Vielmehr kann man - auch auf Grund der 
Erörterungen im Europarat in Straßburg - ermessen, 
daß es in der westlichen Staatengemeinschaft eine 
Reihe von Fragen zu Entwicklungen in Kroatien gibt. 
Wir haben gar keinen Zweifel, daß diese Sorgen do rt 

 angekommen sind, und hoffen, daß sie auch ernst ge-
nommen werden. 

Die Reaktion der Führung in Kroatien auf einen 
- ich sage es einmal unbürokratisch - Katalog von 
Anmerkungen des Berichterstatters des Europarates 
zeigt, daß diese Sorgen sehr ernst genommen wer-
den. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung oder die EU mit dem zur Zeit für 
die kroatische Führung wichtigsten Pa rtner, den Ver-
einigten Staaten, im Gespräch über diese Fragen der 
inneren Demokratisierung des Landes? 

Dr. Hans-Friedrich von Ploetz, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes: Ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weiteren 
Fragen? - Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundesmini-
steriums des Innern. Zur Beantwortung steht der Par-
lamentarische Staatssekretär Eduard Lintner bereit. 

Ich rufe die Frage 38 des Kollegen Thomas Krüger 
auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Mittel für die 
sog. „Trainertöpfe Ost" mit einer Fristsetzung zum 30. Juni 1996 
(Wintersport) bzw. zum 31. Dezember 1996 (Sommersport) 
auslaufen, und was gedenkt sie unterstützend für den bundes-
deutschen Sport zu unternehmen, damit einerseits vertretbare, 
athletennahe Entscheidungen getroffen und andererseits die 
ostdeutschen Trainer nicht zu Opfern verbandsinterner Prioritä-
tensetzungen werden? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Krüger, die Ant-
wort  lautet wie folgt: Die Bundesmittel für die Finan-
zierung von Trainern aus und in den neuen Bundes-
ländern werden den Spitzenverbänden ab 1996 nicht 
mehr wie bislang gesondert, sondern zusammen mit 
den Trainermitteln für die hauptberuflichen Bundes-
trainer West zugewiesen. Sie laufen also nicht aus. 

Der Bundesminister des Innern hat dies zuletzt in 
der Sitzung des Sportausschusses des Deutschen 
Bundestages am 17. April 1996 erklärt. Diese Praxis 
fördert die Autonomie des Sports, weil die Spitzen-
verbände die Trainermittel damit so verwenden kön-
nen, daß die jeweils am besten qualifizierten Trainer 
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dort  eingesetzt werden, wo und wie dies für die 
Athletinnen und Athleten am zweckmäßigsten ist. 

Der Wegfall der gesonderten Mittelzuweisung für 
die ostdeutschen Trainer, seinerzeit notwendig zur 
Weiterführung der trainerischen Betreuung der 
Athletinnen und Athleten in den leistungssportlichen 
Zentren der ehemaligen DDR, entspricht jetzt, sechs 
Jahre nach der Vereinigung des deutschen Sports, 
auch den Vorstellungen des Bereichs Leistungssport 
des Deutschen Sportbundes. Der Bundesminister des 
Innern wirkt mit der Einschaltung des Bereichs Lei-
stungssport des Deutschen Sportbundes bei der Ver-
gabe der Trainermittel darauf hin, daß der Trainer-
einsatz durch die Verbände nach sportfachlichen Ge-
sichtspunkten und Notwendigkeiten erfolgt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Thomas Krüger (SPD): Herr Staatssekretär, sehen 
Sie die Gefahr, daß auf Grund der nach wie vor an-
haltenden innerverbandlichen Auseinandersetzun-
gen wichtige Kapazitäten im Trainerbereich der ehe-
maligen DDR dem deutschen Sport möglicherweise 
verlorengehen? Ich frage dieses auch vor dem Hin-
tergrund der Erfahrungen der letzten Jahre, daß eine 
Vielzahl von Trainern mittlerweile in anderen euro-
päischen Ländern tätig ist. Sie wissen ja, daß bei den 
letzten internationalen Rudermeisterschaften 90 Pro-
zent aller Medaillengewinner von Trainern der ehe-
maligen DDR betreut worden sind, nur nicht in 
Deutschland. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Krüger, diese Ge-
fahr sehe ich nicht. Im übrigen habe ich schon darauf 
hingewiesen, daß wir in Zusammenarbeit mit dem 
Bereich Leistungssport des Deutschen Sportbundes 
noch einen gewissen Einfluß ausüben können. Im 
übrigen wundert es mich nicht, daß solche Trainer 
europaweit tätig sind, denn die Zahl war in der Bun-
desrepublik Deutschland auf Dauer nicht zu halten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage? 

Thomas Krüger (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben soeben in einem Nebensatz gesagt, daß Sie über 
die Zusammenarbeit mit dem Bundesausschuß Lei-
stungssport Einflußnahmemöglichkeiten realisieren 
wollen. Können sich denn bei entsprechenden Pro-
blemfällen betroffene Personen oder Verbände an Ihr 
Ministerium bzw. an den Bundesausschuß Leistungs-
sport wenden, wenn es solche Querelen gibt? Einige 
Fälle sind ja mittlerweile halböffentlich bekannt. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Krüger, in solchen 
Fällen vermittelnd tätig zu sein ist für das Ministe-
rium nichts Neues. Daran halten wir auch in Zukunft 
fest. 

(Thomas Krüger [SPD]: Sehr erfreulich!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 39 des Kollegen Krüger auf: 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, daß Vertragsverlän-
gerungen speziell mit ostdeutschen Trainern bereits ausge-
schlossen werden, und wie beurteilt sie Vorhaben — wie z. B. das 
der Deutschen Eislaufunion —, die darauf gerichtet sind, durch 
die Hinzuziehung ausländischer Trainer gezielt Sportlertalente 
anzuwerben, denen erst noch die deutsche Staatsangehörigkeit 
zuzuerkennen wäre, und damit die Frage aufwerfen, an wel-
chem Platz in der verbandsinternen Reihenfolge der Prioritäten 
die Förderung des eigenen Nachwuchses steht? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Der Bundesregierung sind keine 
Fälle bekannt, daß Vertragsverlängerungen speziell 
mit ostdeutschen Trainern bereits ausgeschlossen 
werden. Ebensowenig sind ihr Vorhaben von Ver-
bänden bekannt, die darauf gerichtet sein sollen, 
durch die Hinzuziehung ausländischer Trainer ge-
zielt Sporttalente anzuwerben, denen erst noch die 
deutsche Staatsangehörigkeit zuzuerkennen wäre. 

Die Nachwuchsförderung besitzt, wie in dem erst 
jüngst von allen Verbänden verabschiedeten Förder-
konzept 2000 des Deutschen Sportbundes manife-
stiert, eine sehr hohe Priorität. Die Förderung des 
eigenen Nachwuchses liegt in der Verantwortung 
der auch insoweit autonomen Verbände. 

Die Deutsche Eislaufunion habe ich um eine Stel-
lungnahme gebeten. Von der Antwort werde ich Sie 
baldmöglichst unterrichten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Thomas Krüger (SPD): Herr Staatssekretär, meine 
Zusatzfrage bezieht sich auf die in Deutschland tä-
tigen ausländischen Sportler, die sehr schnell einge-
bürgert werden. Das bezieht sich vorrangig auf Spit-
zensportler. 

Meinen Sie, daß hier nicht mit zweierlei Maß ge-
messen wird? Wie wird denn vor dem Hintergrund 
schneller Einbürgerungen von Spitzensportlern in 
der Zukunft mit Sportlern und ihren Familien umge-
gangen, die beispielsweise drei bis vier Jahre hier le-
ben, gut deutsch sprechen können und sich integrie-
ren wollen, wenn diese Sportler eben nicht Spitzen-
ergebnisse erzielen, sondern in der zweiten Liga 
spielen oder möglicherweise bei deutschen Meister-
schaften nicht den Endlauf erreichen? Beabsichtigt 
die Bundesregierung vor diesem Hintergrund gege-
benenfalls die Zuwanderungsregelung zu modifizie-
ren? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Krüger, zunächst 
einmal handelt es sich wirklich nur um einzelne 
Fälle, in denen auch nach den Kriterien des Einzel-
falls entschieden wird. Wir haben uns gerade in den. 
letzten Monaten mit dem Deutschen Sportbund noch 
einmal zusammengesetzt, um die „Richtlinien" hier-
für zu überarbeiten. Danach ist vorgesehen, daß 
künftig von dieser Möglichkeit wirklich nur auf sehr 
wenige Fälle beschränkt Gebrauch gemacht werden 
soll. 
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Der von Ihnen angesprochene Fall scheint mir 
übrigens so gelagert zu sein, daß er in diese Katego-
rie nicht eingeordnet werden kann. Sie sagen, es 
handle sich um jemanden, der in der zweiten Liga 
usw. tätig sei. Ob dieser Fall unter die überarbeiteten 
Richtlinien subsumiert werden könnte, kann ich 
ohne die entsprechenden Unterlagen nicht sagen. 

Voraussetzung ist in jedem Fall, daß der beteiligte 
Verband die Eigenschaft Spitzensportler - damit han-
delt es sich, wenn Sie so wollen, um einen einmali-
gen Fall - und die Tatsache einer einmaligen Chance 
für den deutschen Sport bestätigt. Das dürfte nach 
den getroffenen Absprachen in Fällen, so wie Sie sie 
jetzt geschildert haben, schwierig sein. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ihre zweite Zu-
satzfrage. 

Thomas Krüger (SPD): Herr Staatssekretär, das 
von mir angesprochene Beispiel hinsichtlich der Eis-
laufunion macht ja auf ein Strukturproblem aufmerk-
sam. Wenn man ausländische Kapazitäten als Trainer 
für den Spitzensport gewinnt, besteht dann nicht bei 
ausschließlichem Blick auf schnell erzielte Medaillen 
bei internationalen Meisterschaften oder Olympia-
den die Gefahr, daß der seit längerer Zeit realisierte 
Nachwuchssport und die Nachwuchsförderung - 
wenn sich ein solches Beispiel tatsächlich als richtig 
herausstellen sollte - vernachlässigt werden? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Krüger, ich kann 
die gestellte Frage eigentlich nicht seriös beantwor-
ten. Man müßte sich den Fall im einzelnen ansehen 
und den Rat von Experten dazu hören. 

Seien Sie aber versichert, daß solche Fälle im eng-
sten Einvernehmen und nach ausführlicher Beratung 
mit sportlichen Fachleuten, die einen Überblick ha-
ben, und auch gerade im Hinblick auf die betroffene 
Sportart entschieden werden. Ich glaube, nach der 
mir bekannten Praxis ausschließen zu können, daß 
sportfachliche Fehler begangen werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Frage 40 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 41 des Kollegen Manfred Such 
auf: 

Inwieweit trifft die kürzlich geäußerte Kritik des nordrhein-
westfälischen Innenministers am Einsatzverhalten des Bundes-
grenzschutzes bei den Kurdendemonstrationen Mitte März zu, 
wonach der BGS an den Grenzen zu Belgien und den Niederlan-
den in zu geringer Zahl eingesetzt gewesen sei, keine Abspra-
chen mit der Landespolizei getroffen habe, diese zu spät von der 
Ankunft der Busse mit PKK-Anhängern an den Grenzübergän-
gen Elten und Aachen informiert habe und mehrfache angeblich 
aggressionsfördernde Hubschrauberüberflüge über Demon-
stranten in Aachen erst auf wiederholte eindringliche Bitte der 
Polizei eingestellt habe (vgl. „Aachener Nachrichten" vom 
7. Mai 1996), und welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes-
regierung aus dem damaligen Einsatzablauf, etwa hinsichtlich 
notwendiger Verbesserungen eines frühzeitigen Informations-
austausches mit den Polizeien der Bundesländer sowie der 
Nachbarstaaten? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Such, die Antwort 
lautet: Der ursprüngliche Kräfteansatz des BGS rich-
tete sich nach den vorliegenden Lageerkenntnissen, 
während Ihre Frage natürlich von dem Ex-post-Infor-
mationsstand ausgeht. 

Der BGS erhielt erst in den späten Abendstunden 
am Freitag, dem 15. März 1996, eine Information 
über mögliche Anreisebewegungen aus Belgien und 
den Niederlanden. Daraufhin wurden unverzüglich 
weitere Kräfte in den Binnengrenzraum verlegt. 

Der Vorwurf, es seien keine Abstimmungen er-
folgt, ist nicht haltbar. Neben der Übersendung der 
Einsatzbefehle und telefonischer Absprachen mit 
den Polizeibehörden sind die Einsatzkonzeption und 
die Einsatzmaßnahmen mit dem Land Nordrhein-
Westfalen einvernehmlich abgestimmt worden. 

Eine Information der örtlichen Landespolizei über 
die Ankunft der Busse an den Grenzübergängen El-
ten und Aachen konnte erst mit Eintreffen der De-
monstranten an den Grenzübergängen erfolgen, weil 
die geballte Anreise der Busse aus Belgien und den 
Niederlanden auf Grund unterschiedlicher Zahlen-
angaben, der nicht bekannten Reisewege und der 
nicht bekannten Grenzübertrittsstellen so nicht er-
wartet wurde. 

Am Grenzübergang Aachen-Lichtenbusch wurden 
keine, wie Sie es formuliert haben, aggressionsför-
dernden Hubschrauberflüge durchgeführt. In unmit-
telbarer Nähe des Einsatzortes wurden lediglich 
nach einem Landeanflug Verstärkungskräfte des 
BGS abgesetzt. Damit wurde das Ziel verfolgt, die 
Kräfte angesichts der Lageentwicklung schnellst-
möglich an den Einsatzort heranzuführen. Im übri-
gen wurde einer Bitte der Landespolizei, weiter ent-
fernt zu landen, seitens des BGS entsprochen. 

Im Nachgang zu den Einsatzabläufen wurde den 
Ländern zwischenzeitlich das Einsatzkonzept des 
Bundesgrenzschutzes im Binnengrenzraum insbe-
sondere mit Blick auf die Bewältigung von Demon-
strationslagen übersandt. Ziel ist, künftig eine größt-
mögliche Kooperation auf polizeilichem Gebiet zu er-
reichen. Im Hinblick auf eine noch engere Koopera-
tion mit den Nachbarstaaten wird derzeit der Aus-
tausch grenzpolizeilicher Verbindungsbeamter for-
ciert betrieben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatssekretär, würden Sie die Kritik des nordrhein-
westfälischen Innenministers als unbegründet zu-
rückweisen, der sagte, daß eine Abstimmung zwi-
schen den Länderpolizeien und dem Bundesgrenz-
schutz nicht geklappt habe, und würden Sie auch 
seine weitere Kritik zurückweisen, in der er sagte - 
ich zitiere -: „Hier gab es deutliche Defizite, die letzt-
lich dazu geführt haben, daß nordrhein-westfälische 
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Kräfte zum Teil ohne hinreichende Vorbereitung und 
Ausstattung den BGS massiv unterstützen mußten?" 
Steht das damit im Einklang, daß eigentlich der BGS 
die Länderpolizeien bei solchen Einsätzen unterstüt-
zen sollte? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege, die Kritik, so wie 
Sie hier vorgebracht worden ist, würde ich zurück-
weisen. 

Wir sind aber gleich nach Ablauf dieser Vorfälle 
übereingekommen, daß wir - sowohl das Land als 
auch der Bund, also der BGS - die Dinge noch einmal 
aufbereiten, um dann darüber sprechen zu können, 
ob künftig im Einzelfall, bezogen auf spezielle Situa-
tionen, Verbesserungen bei der Kooperation und der 
gegenseitigen Informationsübermittlung erreicht 
werden können. 

Insbesondere den Hinweis, daß keine ausrei-
chende Unterstützung stattgefunden habe, halte ich 
für völlig neben der Sache liegend. Immerhin sind 
dem Land Nordrhein-Westfalen ganz erhebliche 
Kräfte des BGS zur Verfügung gestellt worden; im 
Endeffekt waren es insgesamt über 500 Beamte. 
Auch der BGS selbst hatte im Rahmen seiner originä-
ren Aufgaben - Grenzsicherung und Bahnpolizei - 
über 700 Beamte im Einsatz. Sie ersehen schon aus 
der Zahl, die ich hier genannt habe, daß solche Vor-
würfe, wie sie gemacht worden sind, jeder Grund-
lage entbehren. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
sagen, daß der Bundesgrenzschutz die Länderpoli-
zeien immer ausreichend unterstützt. Wie werten Sie 
dann im Hinblick auf die Vorbereitung und den Ab-
lauf eines Einsatzes die Tatsache, daß nach Erkennt-
nissen und Erfahrungen der Polizei des Landes Nord-
rhein-Westfalen der BGS regelmäßig nur eine Abtei-
lung, das heißt drei Einsatzhundertschaften zur Ver-
fügung stellt und nicht mehr? Die Zahl müßte doch 
von Fall zu Fall variieren. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Zahl der Einsatzkräfte, die 
zur Verfügung gestellt worden sind, war mit Nord-
rhein-Westfalen abgesprochen. Von dort sind erst im 
Laufe des Samstags, als sich Entwicklungen ergeben 
haben, die dies haben erforderlich scheinen lassen, 
zusätzliche Kräfte vom BGS angefordert worden. Daß 
weitere Kräfte vom Land Nordrhein-Westfalen ge-
wünscht worden sind, ist mir nicht bekannt. Im übri-
gen darf ich darauf hinweisen, daß der BGS auch nur 
beschränkte Kapazitäten hat. Das heißt: Die Länder 
müssen im wesentlichen alleine mit entsprechenden 
Lagen zurechtkommen und können sich nicht nur 
auf den BGS als Einsatzreserve für solche Situtionen 
verlassen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 42 der Kollegin Ute Vogt auf: 

Trifft es zu, daß Absprachen über denkbare Lageentwicklung, 
Unterstützungsbedarf, Einsatzkonzeption, Führung bzw. Zu-
sammenarbeit anläßlich der PKK-Veranstaltung am 16. März 
1996 vor Ort nicht stattgefunden haben? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin Vogt, die Antwort 
lautet: Das, was in der Frage angesprochen ist, trifft 
nicht zu. Solche Absprachen haben stattgefunden, 
zum Beispiel mit dem nordrhein-westfälischen In-
nenministerium. Auf örtlicher Ebene wurden neben 
der Übersendung der Einsatzbefehle die Einsatzkon-
zeption und Einsatzmaßnahmen noch am Freitag, 
dem 15. März 1996, telefonisch abgestimmt. Zudem 
befand sich am 14. März und am 16. März ein eige-
ner Verbindungsbeamter des Grenzschutzpräsidiums 
West beim Polizeipräsidenten Dortmund. Auch zwi-
schen dem zuständigen Oberkreisdirektor von Kleve 
- also der Kreispolizeibehörde - und dem Grenz-
schutzamt in Kleve bestand Kontakt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Ute Vogt (Pforzheim) (SPD): Nach Ihrer Antwort 
auf die Frage des Kollegen Such bezüglich der 
Grenzüberschreitung und der Information der Poli-
zeibehörden, die nach Ihrer Auskunft erst möglich 
gewesen ist, nachdem die Busse die Grenze passiert 
hatten, möchte ich wissen, wie sich die Bundesregie-
rung erklärt, daß die nordrhein-westfälischen Polizei-
behörden über die Ankunft der Busse erst dann infor-
miert worden sind, als die einzelnen PKK-Anhänger 
sich schon zu Fuß auf der Autobahn befunden ha-
ben. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, es war sogar so, 
daß nach den Informationen, die uns zugegangen 
waren - auch auf Grund unserer Verbindungen zu 
den ausländischen Polizeien -, nur mit etwa fünf Bus-
sen gerechnet werden mußte. Den Hinweis darauf, 
daß insgesamt mit 500 bis 1 000 aus den Niederlan-
den kommenden Demonstranten zu rechnen sei, ha-
ben wir vom Polizeipräsidium Dortmund erhalten. 
Woher diese Information letztlich stammt, weiß ich 
nicht. Aber Sie sehen: Der Informationsfluß war in 
der Tat genau umgekehrt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage, Frau Kollegin Vogt? - Nein. Dann Herr 
Kollege Kemper, bitte. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
beziehe mich auf Ihre Aussage, nach der eine Ab-
stimmung im Vorfeld stattgefunden haben soll. Ich 
darf Ihnen aus dem Lagebericht des Innenministeri-
ums des Landes Nordrhein-Westfalen kurz vorlesen 
und Sie bitten, zu beurteilen, ob diese Aussage falsch 
ist. 
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Es heißt dort  wörtlich: 

Das BMI hatte die Grenzschutzpräsidien beauf-
tragt, die angeordneten Maßnahmen der Grenz-
überwachung mit den zuständigen Landespoli-
zeibehörden abzustimmen. Eine Abstimmung ist 
jedoch nicht erfolgt; die nordrhein-westfälischen 
Behörden wurden lediglich durch Übermittlung 
eines Einsatzbefehls (am Nachmittag des 15. 3. 
1996) darüber informiert, daß der BGS Maßnah-
men zur Verhinderung der Einreise trifft. 

Ist das falsch? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Das ist ganz offenbar falsch. Zu-
treffend ist, daß beispielsweise ein Telefonkontakt 
mit einem führenden Beamten des nordrhein-westfä-
lischen Innenministeriums stattgefunden hat, bei 
dem diese Dinge noch einmal abgesprochen worden 
sind. Außerdem hat am 14. März unser Verbindungs-
beamter vor Ort die Lage mit der Polizei erörtert. Zu-
dem ist das Innenministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen laufend nachrichtlich über das, was an 
Einsatzbefehlen und dergleichen ergangen ist, unter-
richtet worden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Staatssekretär, 
es wäre doch zur weiteren Aufhellung des Sachver-
haltes sehr sinnvoll, wenn Sie nicht nur sagen wür-
den, es habe ein Telefongespräch zwischen irgend-
welchen führenden Beamten stattgefunden, sondern 
wenn Sie uns sagen würden, wer in welcher Funk-
tion mit wem in welcher Funktion diese Abstimmung 
vorgenommen hat, die der Innenminister des Landes 
Nordrhein-Westfalen bestreitet. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Hirsch, am 
15. März hat der Abteilungsleiter I des Grenzschutz-
präsidiums West mit dem verantwortlichen Ein-
satzleiter im Innenministerium Nordrhein-Westfalen, 
Herrn Glietsch, die vorgesehene Einsatzkonzeption 
und den Kräfterahmen des BGS besprochen. Herr 
Glietsch hat dabei keine Einwände erhoben. Er hat 
es vielmehr - so weist es jedenfalls der Bericht an 
mich aus - zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Graf. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, ich möchte Sie einmal ganz simpel fragen: Wie 
hat sich das denn in der Vergangenheit vor dem Hin-
tergrund gewalttätiger Kurdendemonstrationen in 
Deutschland abgespielt? Es war ja zu einer Demon-
stration nach Dortmund aufgerufen worden, die ver-
boten war. 

Ich frage: Ist es üblich, daß es im Vorfeld solcher 
Veranstaltungen keine enge, zeitgerechte Koopera-
tion zwischen den Behörden gibt, wobei der BGS für  

den grenzpolizeilichen Bereich und das Land Nord-
rhein-Westfalen für die eigentliche Veranstaltung in 
Dortmund polizeilich zuständig ist? Ist es ferner üb-
lich, daß man dann, wenn die Lage nicht klar zu er-
kennen ist und man nicht weiß, wo sich was bewegt, 
nicht entsprechend starke Reserven an Kräften bil-
det? Nur wenn letzteres geschieht, könnte man ent-
sprechend reagieren. Dies ist ja offensichtlich nicht 
der Fall gewesen. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Graf, im Gegensatz zu dem 
Eindruck, den Sie haben, war das tatsächlich der 
Fall. Ich lese Ihnen noch einmal die Chronologie vor: 
Am 14. März, also zwei Tage vor dem angekündigten 
Geschehen, Erlaß an die GS-Präsidien - nachricht-
lich an das Innenministerium von Nordrhein-Westfa-
len - zum Einsatz am 16. März; am 14. März übersen-
det Grenzschutzpräsidium West seinen Einsatzbefehl 
unter anderem auch dem Land Nordrhein-Westfalen, 
zusätzlich dem LKA und dem Polizeipräsidium Do rt

-mund, und entsendet einen Verbindungsbeamten 
zum Polizeipräsidenten Dortmund - do rt  war ja nun 
der Schwerpunkt des Geschehens zu erwarten - zur 
Vorbesprechung des Einsatzes am 16. März; am 
15. März dann Gespräch des Abteilungsleiters - dazu 
habe ich eben schon in der Antwort auf die Frage des 
Kollegen Hirsch etwas ausgeführt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 43 der Kollegin Ute Vogt auf: 

Stimmt die Bundesregierung mit der Feststellung überein, daß 
es ein unhaltbarer Zustand wäre, wenn die Bundesgrenzschutz

-

stellen nicht rechtzeitig über die anreisenden PKK-Anhänger in-
formiert waren, wodurch es zu deutlichen Defiziten in der Zu-
sammenarbeit mit den niederländischen und belgischen Behör-
den kam? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, allgemein ist zu 
bemerken, daß die Bewältigung polizeilicher Lagen 
von der aktuellen Erkenntnisgewinnung abhängt. 
Die Einsatzmaßnahmen sind auf der Grundlage des 
jeweiligen Lagebildes zu treffen und diesem gegebe-
nenfalls anzupassen. Auch die Zusammenarbeit mit 
den niederländischen und den belgischen Behörden 
ist entgegen Ihrer Vermutung gut. Es ist zu berück-
sichtigen, daß die Behörden der Nachbarstaaten al-
lerdings auch nur im Rahmen der ihnen vorliegen-
den Erkenntnisse informieren können. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Ute Vogt (Pforzheim) (SPD): Welche Aufklärungs-
maßnahmen wurden denn von seiten des Bundes-
grenzschutzes konkret im Vorfeld des Einsatzes 
durchgeführt, insbesondere im Hinblick auf die Zu-
sammenarbeit mit den belgischen und den nieder-
ländischen Behörden? Ich denke konkret an eine Ab-
sprache im Vorfeld des Einsatzes. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Wir haben im Vorfeld die jeweili-
gen Ansprechpartner nach den Erkenntnissen, die 
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dort vorlagen, gefragt. Wir haben ja in der Tat auch 
Hinweise darauf bekommen, daß beispielsweise 
rund 40 Busse aus Frankreich zur Demonstration 
nach Dortmund geschickt werden sollten. Daraufhin 
hat unser Grenzschutz entsprechend reagiert und 
das Schwergewicht seiner Einsatzkräfte am Grenz-
übergang bei Aachen stationiert. Es ist im übrigen 
ebenfalls gelungen, zusammen mit der französischen 
Polizei dafür zu sorgen, daß etliche Busse aus Paris 
gar nicht abfahren durften und weitere drei Busse, 
die aus Frankreich nach Dortmund fahren wollten, 
an der französisch-luxemburgischen Grenze ange-
halten worden sind. 

Die Zusammenarbeit hat durchaus geklappt. Das 
einzige, was wir nicht wissen konnten und was offen-
bar auch die niederländischen Behörden nicht wuß-
ten, war die Tatsache, daß aus den Niederlanden 500 
bis 1 000 Demonstranten zu erwarten waren. Die 
Meldungen besagten, daß es sich nur um wenige 
Busse handeln würde. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Ute Vogt (Pforzheim) (SPD): Gab es denn in bezug 
auf die aktive Aufklärungsarbeit im Vorfeld des Ein-
satzes nicht nur eine Abfrage bei den niederländi-
schen und den belgischen Behörden, sondern zum 
Beispiel auch in Zusammenarbeit mit anderen Län-
dern durchgeführte eigene Ermittlungen darüber, 
was bevorstehen könnte? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Soweit das möglich ist, soweit 
wir beispielsweise Verbindungsbeamte stationiert 
haben, tun wir das natürlich. Aber Sie wissen, daß 
deutsche Polizeikräfte nicht in anderen Ländern ho-
heitlich zu Aufklärungszwecken tätig sein können. 
Im übrigen verhält es sich so, daß wir dann, als die 
Buskennzeichen aus Frankreich bekannt waren, eine 
internationale Fahndung nach diesen Bussen einge-
leitet haben. Sie sehen: Im Vorfeld war die Arbeit 
zwischen den einzelnen Ländern doch recht intensiv 
und dem, was da angekündigt wurde und sich an-
deutete, durchaus angemessen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Kemper. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Wie bewertet die Bun-
desregierung die Tatsache, daß auf Grund von Infor-
mations - und Personaldefiziten am Grenzübergang 
Emmerich/Elten niederländische Kurden nicht am 
illegalen Grenzübertritt gehindert werden konnten, 
daß sie sich auf das Gebiet der Bundesrepublik bege-
ben konnten, dort Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amte verletzten, ihnen die Pistolen wegnahmen, die 
Schilde wegnahmen und sich dann ungehindert auf 
das niederländische Gebiet zurückziehen konnten? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Kemper, zunächst 
einmal darf ich daran erinnern, daß ich Ihnen gesagt 
habe: Nach den vorliegenden Informationen war zu 

erwarten, daß sich vor allem aus Frankreich in Rich-
tung Grenzübergang bei Aachen eine größere An-
zahl von Kurden per Bus bewegen würde. Deshalb 
war der Schwerpunkt der vorgehaltenen Kräfte des 
BGS dort. Als sich dann in Elten gezeigt hat, daß ent-
gegen der Information durch die Niederlande mit 
sehr viel mehr Kurden und Demonstrationsteilneh-
mern zu rechnen war, hat der BGS sofort begonnen, 
dort die Kräfte zu verstärken, einerseits aus dem 
Rückraum und andererseits durch Verlagerung an 
die Binnengrenze. 

Das zweite, was ich bemerken will: Das Konzept 
lautete nie so, daß unbedingt versucht werden sollte, 
Demonstranten, die selbst zu Fuß die Grenze über-
schreiten wollten, mit allen Mitteln an der Grenze 
festzuhalten. Das Einsatzkonzept war, zumindest die 
Busse dort anzuhalten und die Demonstranten, wenn 
sie versuchen sollten, per Fuß in die Bundesrepublik, 
sprich: in Richtung Dortmund, zu marschieren, mög-
licherweise erst langsam abzubremsen, um sie mit 
den nachgeführten Bussen wieder zurückzuschik-
ken. 

Was die Besatzung von vier nordrhein-westfäli-
schen Streifenwagen angeht, so ist dieser Vorfall 
wohl dadurch zu erklären, daß der Oberkreisdirektor 
Kleve, nachdem die Kurden die Busse verlassen hat-
ten und auf der Autobahn zu Fuß weitermarschiert 
sind, diesen Vorgang als sogenannte Spontandemon-
stration eingestuft und nordrhein-westfälische Strei-
fenpolizisten veranlaßt hat, diese Spontandemonstra-
tion zu begleiten. Das scheint dann aber von den 
Kurden mißverstanden worden zu sein. Die haben of-
fenbar den Eindruck gehabt, daß diese Streifenbe-
amten sie aufhalten wollten, und da kam es dann 
erstmals zu Gewalttätigkeiten. 

Wenn Sie mir jetzt eine Wertung erlauben, würde 
ich sagen: Wenn dieser Marsch nicht fälschlicher-
weise juristisch so eingestuft worden wäre und damit 
Streifenwagenpolizisten ohne die notwendige Ausrü-
stung nicht in diese Situation gebracht worden wä-
ren, wäre es möglicherweise gar nicht zu Ausschrei-
tungen gekommen; denn der Beginn der Ausschrei-
tung liegt in diesem Vorfall. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Graf. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, Ich schließe noch einmal an meine vorherige 
Frage an: Wie waren die Führungsverantwortlichkei-
ten geregelt, davon ausgehend, daß es um zwei ver-
schiedene Einsatzlagen ging, einmal um den grenz-
polizeilichen Bereich als Aufgabe des Bundesgrenz-
schutzes und zum anderen um den Einsatz der Lan-
despolizei, die verbotene Demonstration in Dort-
mund zu beenden? Wie waren die Führungsverhält-
nisse und die Unterstellungsverhältnisse zwischen 
den beiden genannten Bereichen geregelt? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Zunächst einmal war es so, daß 
beim Grenzübergang in Elten ein BGS-Vollzugsbe-
amter anwesend war, der Zugführerqualität hatte. Es 
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sind dann aber dauernd Kräfte nachgeführt worden, 
so daß in der Tat vorübergehend eine adäquate Poli-
zeiführung auf seiten der BGS-Kräfte nicht vorhan-
den war. Die konnte nachträglich erst gegen 14 Uhr 
hinzugeführt werden. 

Allerdings war ein Leitender Kriminaldirektor der 
nordrhein-westfälischen Polizei vor Ort, der gebeten 
worden ist, die Führung zu übernehmen, was er nach 
einer Polizeidienstvorschrift aus dem Jahre 1975 
hätte tun müssen. Er hat es aber abgelehnt, und spä-
ter hat er die Führung auf Weisung seiner vorgesetz-
ten Behörde doch übernommen. Gegen 15 Uhr ist 
ihm die Einsatzleitung übertragen worden. 

Hätte also, muß ich sagen, der vorhandene lei-
tende Polizeiführer der nordrhein-westfälischen Lan-
despolizei so wie vereinbart seine Zuständigkeit ak-
zeptiert, dann wäre die Lücke nicht entstanden. 
Beim BGS ist die Situation deshalb entstanden, weil 
nicht erwartet worden war, daß sich in Elten ein sol-
cher Schwerpunkt ergeben würde. Es mußten dann 
ständig Kräfte nachgeführt werden, und deshalb hat 
es bis 14 Uhr gedauert, bis ein adäquat ausgebildeter 
Polizeiführer vor Ort war. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
Herr Kollege Such. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatssekretär, ich möchte auf die Spontandemon-
stration in Lichtenbusch zurückkommen. Welches 
Einsatzkonzept lag eigentlich zugrunde? An der 
Grenze nach Aachen wurden 30 Busse gezählt, die 
aus Frankreich kamen. Trotz Grenzkontrollen des 
BGS konnten 13 Busse die Grenze passieren. Von 
den Bussen, die an der Grenze festgehalten wurden, 
marschierten 700 Demonstrantinnen und Demon-
stranten über die Autobahn und wurden dabei vom 
BGS begleitet. Das ist nach meiner Ansicht ein sehr 
seltsames Einsatzkonzept und läßt Schlüsse darauf 
zu - würden Sie mir da widersprechen? -, daß es in 
der Grenzkontrolle des Bundesgrenzschutzes Lük-
ken gegeben hat; denn 13 Busse konnten durch die 
Grenzkontrolle schlüpfen. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Such, soviel ich 
weiß, sind sie nicht durch die Grenzkontrolle ge-
schlüpft, sondern durchgelassen worden, um die De-
monstranten, die zu Fuß gingen, wieder aufzuneh-
men und zurückzubringen. Das entsprach genau 
dem Einsatzkonzept. 

Im übrigen wundert mich Ihre kritische Frage et-
was; 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

denn Sie plädieren immer dafür und drängen uns 
dazu, nicht gleich mit aller Gewalt zuzufassen, son-
dern eine Art  sanfte Strategie anzuwenden. Aber 
was kann sanfter sein, als daß die Leute die Busse 
verlassen, also die Transportmittel zurücklassen müs-
sen, ansonsten aber nur mit sanfter Gewalt am Ein-
dringen gehindert werden? Die Sache verläuft sich, 
weil der Weg von Aachen nach Dortmund bekann

-

terweise zu weit ist, um ihn zu Fuß zurücklegen zu 
können. Auf die Art und Weise haben wir die Vor-
gänge in Aachen ohne große Komplikationen in den 
Griff bekommen und im Griff behalten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 44 des Kollegen Hans-Peter Kemper auf: 

Wie erklärt sich die Bundesregierung die in der „Welt" vom 
7. Mai 1996 gemeldete Tatsache, daß während der gesamten 
Einsatzzeit keine klaren Führungsverhältnisse bei der Zusam-
menarbeit zwischen dem Bundesgrenzschutz und der Länder-
polizei an den Einsatzorten an der deutsch-niederländischen 
Grenze anläßlich der PKK-Veranstaltung am 16. Mai 1996 ge-
herrscht haben, und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um bei künftigen Einsätzen eine einheitliche Führung zu ge-
währleisten? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Kemper, die Frage 
wird wie folgt beantwortet: Es kann nicht generell 
davon gesprochen werden, daß an den Einsatzorten 
an der deutsch-niederländischen Grenze keine kla-
ren Führungsverhältnisse gegeben waren. Bezogen 
auf Elten dauerte die Kräftezuführung des BGS meh-
rere Stunden, da wegen der Bindung der Kräfte in 
Aachen-Lichtenbusch Teile der im Binnengrenzein-
satz befindlichen Einheiten verschoben sowie wei-
tere Zusatzkräfte aus anderen Grenzschutzpräsidien 
herangeführt werden mußten. 

Das erstmals an der Grenze in dieser Art aufgetre-
tene militante Verhalten der Kurden und der schritt-
weise Kräfteaufwuchs stellten dabei hohe Anforde-
rungen an die Polizeikräfte. Es trifft zu, daß am 
16. März bis 14 Uhr infolge dieser Kräfteverlagerung 
beim BGS in Elten kein adäquater Führungsbeamter 
des BGS eingesetzt war. Ein anwesender leitender 
Beamter des höheren Dienstes der Landespolizei hat 
die Übernahme der Führung leider abgelehnt, ob-
wohl er nach der gemeinsamen Dienstvorschrift des 
Bundes und der Länder, PDV 100, als ranghöchster 
anwesender Polizeibeamter die Führung hätte über-
nehmen müssen. Diese Einsatzabläufe - das habe ich 
schon vorhin angemerkt - werden im übrigen inten-
siv nachbereitet, um daraus Lehren für die Zukunft 
zu ziehen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Hans-Peter Kemper (SPD): Ich denke, eine Zusatz-
frage ist erforderlich, um diese Geschichte richtig 
nachzubereiten. Ich hatte schon an der Stelle, als Sie 
Herrn Graf geantwortet haben, eine Zusatzfrage vor-
bereitet. 

Zunächst einmal bleibt festzuhalten, daß nach § 2 
des Bundesgrenzschutzgesetzes der grenzpolizei-
liche Schutz des Bundesgebietes eine originäre Auf-
gabe des BGS ist. Von daher hätte eine Führungsper-
son in Elten vor Ort sein müssen. Das sage ich nur als 
Vorbemerkung. 

Gestatten Sie mir, daß ich aus dem Lagebericht 
zitiere; denn der steht Ihrer Aussage - - 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Kemper, es steht in der Anlage zur Geschäftsord-
nung: Fragen sollen sehr kurz und präzise sein. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Das ist sehr kurz und 
präzise. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Fragen sol-
len kurz und präzise sein, nicht die Zitate aus irgend-
welchen Berichten. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Ich frage Sie, Herr 
Staatssekretär: Wie kann es passieren, daß sich Füh-
rungskräfte des Bundesgrenzschutzes während des 
Einsatzes wie unterstellte Kräfte verhielten, eine for-
melle Unterstellung unter die Länderhoheit jedoch 
ebenso ablehnten wie die Übernahme der Führungs-
verantwortung und die angebotene Unterstellung 
der Länderpolizeien? Exakt das geht aus dem Lage-
bericht des nordrhein-westfälischen Innenministe-
riums hervor. Danach hat das Innenministerium an-
geboten, a) die Führungsverantwortung zu überneh-
men, b) auch 'die nordrhein-westfälischen Kräfte der 
Führung des BGS zu unterstellen. Beides ist abge-
lehnt worden.  

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-) 
minister des Innern: Herr Kollege Kemper, ich bleibe 
exakt bei der gegebenen Auskunft: Der anwesende 
höhere Polizeibeamte der Landespolizei Nordrhein-
Westfalen hat es abgelehnt, entsprechend der gege-
benen Vorschrift die Führung zu übernehmen. 
Später hat er die Führung dann auf Weisung des 
Innenministeriums Nordrhein-Westfalen übernom

-

men, und zwar so gegen 15 Uhr, nachdem inzwi-
schen übrigens ein entsprechender Führungsbeam-
ter des BGS anwesend war. 

Die Darstellung, die hier gegeben wurde, kann mit 
den Tatsachen also nicht in Einklang gebracht wer-
den. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, die Fragestunde ist jetzt abge-
laufen; sie ist sogar schon überschritten. Alle weite-
ren mündlich zu beantwortenden Fragen aus diesem 
Geschäftsbereich, nämlich die Fragen 45, 46 und 47, 
werden schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. Das gilt auch für die 
weiteren Fragen, soweit schriftliche Beantwortung 
erbeten worden ist und die Fragen nicht zurückge-
zogen worden sind. Die Fragen 54 (E rnst Schwan-
hold), 55 (Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk), 58 (Dr. Diet rich 
Sperling), 61 (Ernst Schwanhold) 62 (Dr. Sigrid 
Skarpelis-Sperk) und 63 (Dr. Diet rich Sperling) wur-
den von den Fragestellern zurückgezogen. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deut -
schen Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 
23. Mai, 9 Uhr ein. 

Ich weise darauf hin, daß um 16 Uhr der südafrika-
nische Staatspräsident Nelson Mandela eine Anspra-
che vor den Mitgliedern des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates hier im Plenum halten wird. Die 
Einladung dazu ist Ihnen bereits zugegangen. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.41 Uhr) 
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Dr. Hoyer, Werner F.D.P. 22. 5. 96 

Kanther, Manfred CDU/CSU 22. 5. 96 

Michels, Meinolf CDU/CSU 22. 5. 96 

Petzold, Ulrich CDU/CSU 22. 5. 96 

Schlauch, Rezzo BÜNDNIS 22. 5. 96 
90/DIE 
GRÜNEN 

Schönberger, Ursula BÜNDNIS 22. 5. 96 
90/DIE 
GRÜNEN 

Steenblock, Rainder BÜNDNIS 22. 5. 96 
90/DIE 
GRÜNEN 

Wittmann (Tännesberg), CDU/CSU 22. 5. 96 
Simon 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Frage 
des Abgeordneten Benno Zierer (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/4643 Frage 1): 

In welcher Reihenfolge und in welcher Gewichtung stehen die 
Gründe für die Arbeitslosigkeit in Deutschland nach Auffassung 
der Bundesregierung jeweils im einzelnen zueinander? 

Die Gründe für die Arbeitslosigkeit in Deutschland 
sind vielfältig. Neben friktionellen und saisonalen 
Gründen sind weitere zahlreiche Einflußfaktoren so-
wohl auf der Angebots- als auch auf der Nachfrage-
seite des Arbeitsmarktes für die Entwicklung von Be-
schäftigung und Arbeitslosigkeit von Bedeutung. 
Veränderungen des Erwerbspersonenangebotes, bei-
spielsweise hinsichtlich der Zahl der Arbeitskräfte, 
ihrer Alters- oder Qualifikationsstruktur, können sich 

u. a. infolge von demographischen Einflüssen, Wan-
derungsbewegungen oder infolge einer zu- oder ab-
nehmenden Erwerbsneigung ergeben. Die Arbeits-
kräftenachfrage wird von den Investitions- und Pro-
duktionsplänen der Unternehmen, mithin insbeson-
dere von ihren Ertragserwartungen bestimmt, die 
ihrerseits wiederum von einer Vielzahl von Einflüs-
sen - vor allem vom Preis der Arbeit, also den Ar-
beitskosten (einschließlich Lohnnebenkosten), und 
von der Nachfragesituation - abhängen. 

Entscheidend sind aus Sicht der Bundesregierung 
nicht die - kaum beeinflußbaren - friktionellen Fak-
toren und kurzfristigen Schwankungen von Angebot 
und Nachfrage am Arbeitsmarkt; die eigentlichen 
Gründe für die besorgniserregende Arbeitslosigkeit 
in Deutschland sind struktureller Art . Zwar lassen 
sich die Anteile konjunktureller und struktureller Ur-
sachen für die Unterbeschäftigung nicht beziffern. 
Die Bundesregierung geht wie alle Experten jedoch 
davon aus, daß allein mit wieder anziehender Kon-
junktur die Beschäftigungsprobleme noch keines-
wegs gelöst sein werden. 

Ziel der Politik der Bundesregierung ist deshalb - 
neben der Verbesserung der generellen Vorausset-
zungen für ein dauerhaftes Wachstum - die Korrek-
tur der spezifischen Mechanismen und Strukturen, 
die für die Verhärtung der Arbeitslosigkeit verant-
wortlich sind. Hierauf richten sich die leistungs- und 
flexibilitätssteigernden sowie kostensenkenden Re-
formen, die die Bundesregierung mit dem „Aktions-
programm für Investitionen und Arbeitsplätze" sowie 
mit dem „Programm für mehr Wachstum und Be-
schäftigung" auf den Weg gebracht hat. Ein wesent-
licher Beitrag zur Verbesserung der Beschäftigungs-
situation muß allerdings von den Tarifpartnern kom-
men, denn Arbeitgeber und Gewerkschaften tragen 
mit ihren Entscheidungen über Löhne, Arbeitszeiten 
und andere tariflich vereinbarten Arbeitsbedingun-
gen eine hohe Verantwortung sowohl für die Arbeits-
kosten als auch für die Flexibilität und Funktionsfä-
higkeit des Arbeitsmarktes. 

Anlage 3 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer auf die Frage 
des Abgeordneten Wolfgang Behrendt (SPD) 
(Drucksache 13/4643 Frage 4): 

Trifft die Meldung des Nachrichtenmagazins „Spiegel" (s. 
Ausgabe 1996 vom 6. Mai 1996) zu, daß die Berliner Regierungs-
bauten 800 Mio. DM teurer als geplant werden, und wenn nein, 
wie soll die vom Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau angekündigte Senkung der bisher veranschlag-
ten Kosten erreicht werden? 

Nein. 

Die Kosten für die Verlagerung der Regierungs-
funktionen nach Berlin liegen nach dem derzeiti- 
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gen Stand im Zeit- und Kostenrahmen des 1994 fest-
geschriebenen sog. „20-Milliarden-Pakets" (BT

-

Drucksache 12/6615). In diesem 20-Milliarden-Paket 
sind für die eigentlichen Baumaßnahmen der Bun-
desregierung insgesamt 3,480 Milliarden DM enthal-
ten. 

Anlage 4 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Cornelia Yzer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/4643 Fragen 5 und 6): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, angesichts 
der zunehmenden Europäisierung von Wirtschaft und Bildung 
und angesichts bisher guter Erfahrungen, weitere Anreize zur 
Einrichtung hinationaler Studienprogramme mit fest integrier-
tem Auslandsaufenthalt an deutschen Hochschulen zu schaf-
fen? 

Was unternimmt die Bundesregierung, damit ein weiterer 
Rückgang der Bewilligungen für deutsche Studenten zur Teil-
nahme am Sokrates/Erasmus-Programm vermieden wird? 

Zu Frage 5: 

Die Bundesregierung begrüßt die Einrichtung von 
Studiengängen an deutschen Hochschulen mit fest-
integriertem Auslandsaufenthalt als eine inzwischen 
in verschiedenen Fachrichtungen bewährte Möglich-
keit, während der Ausbildung Auslandserfahrungen 
zu sammeln. 

Eine wachsende Anzahl von Hochschulen bietet 
international ausgerichtete, grundständige Studien-
gänge an, bei denen aufgrund der Prüfungsordnung 
ein Teil des Studiums im Rahmen von Kooperations-
abkommen an der jeweiligen Partnerhochschule im 
Ausland absolviert werden muß. Gute Kenntnisse in 
der jeweiligen Landessprache sind Voraussetzung 
für ein solches Studium. Bei erfolgreichem Absolvie-
ren dieser Studiengänge kann ein doppelter Studien-
abschluß (ein deutscher und ein ausländischer) er-
worben werden. 

Die Einrichtung neuer integrierter Studiengänge 
kann von Bund und Ländern im Rahmen des Modell-
versuchsprogramms gefördert werden. In den letzten 
drei Jahren wurden dera rtige Modellversuche an 
den Universitäten Bremen, Dresden und Jena sowie 
an den Fachhochschulen Ludwigshafen und Lübeck 
gefördert. 

Informationen über das Angebot an europäischen 
Studiengängen enthält die von der Bundesregierung 
geförderte, jährlich aktualisierte Informationsschrift 
„Studien- und Berufswahl" , herausgegeben von der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung und der Bundesanstalt für Ar-
beit. 

Hauptaufgabe des 1988 eingerichteten binatio-
nalen Deutsch-Französischen Hochschulkollegs 
(DFHK) ist es, integrierte Studiengänge deutscher 
und französischer Hochschulen zu fördern. Diese 
Studiengänge sehen ein alternierendes Studieren 
an einer deutschen und an einer französischen 
Hochschule vor mit der Möglichkeit, bei Abschluß 
des Studiums die Diplome beider Hochschulen zu 
erwerben. Seit 1988 wurden ca. 50 integrierte 
deutsch-französische Studiengänge in verschiede-
nen Fächern eingerichtet. Der Schwerpunkt liegt 
auf Studiengängen, die mit der Entwicklung der 
Technik und den Bedürfnissen der Volkswirtschaft 
beider Länder verbunden sind. Je etwa 400 deut-
sche und französische Studenten studieren jährlich 
im Rahmen dieser Studiengänge an der jeweiligen 
Partnerhochschule. 

Zu Frage 6: 

Seit Bestehen des ERASMUS-Programms 1987 ist 
die Zahl der bewilligten und auch der tatsächlich 
realisierten Stipendien stetig angestiegen. Für 1996/ 
97 wurden erstmals europaweit weniger Stipendien 
bewilligt und zwar 150 000 gegenüber 160 000 
1995/96. Gründe für den Rückgang waren u. a. 
strukturelle Veränderungen, die im Programm vor-
genommen wurden sowie das Ausscheiden der 
Schweiz aus dem Programm. Der europaweite 
Rückgang spiegelt sich auch in den Zahlen für 
Deutschland wider. Die bewilligte Stipendienzahl 
ging von 24 000 auf rund 22 700 zurück. Relativ ge-
sehen kann Deutschland aber einen leichten Zu-
wachs verzeichnen: 15,06 % der europaweit verge-
benen Stipendien gingen nach Deutschland gegen-
über 14,91 % im Vorjahr. 

Unbefriedigend ist, daß die von der Europäischen 
Kommission für Stipendien zur Verfügung gestellten 
Mittel über die Laufzeit des Programms nicht in dem 
Maße angestiegen sind wie die Zahl der nominell be-
willigten Stipendien. Das hat dazu geführt, daß die 
monatliche Höhe der Stipendien pro Student von 
560,- DM im Jahr 1988/89 auf rund 220,- DM im Jahr 
1995/96 zurückgegangen ist. Um die Stipendienhöhe 
nicht noch weiter absinken zu lassen, haben die 
deutschen Hochschulen mit den zur Verfügung ge-
stellten Stipendienmitteln in den letzten Jahren nur 
etwa 60 % bis 70 % der von der Kommission bewillig-
ten Stipendien tatsächlich vergeben und finanzieren 
können. Das waren z. B. 1994/95 12 852 Einzelstipen-
dien gegenüber 20 480 von der Kommission bewillig-
ten Stipendien. Im Vergleich mit anderen europäi-
schen Staaten, deren Realisationsraten noch niedri-
ger liegen, nimmt Deutschland aber immer noch 
einen Spitzenplatz ein. 

Die Bundesregierung wird sich im SOKRATES-
Ausschuß und im SOKRATES-Unterausschuß 
„Hochschulbildung" gemeinsam mit den Ländern 
für die bedarfsgerechte Weiterentwicklung des be-
währten ERASMUS-Mobilitätsstipendienprogramms 
einsetzen. Sie ist dabei an den zwischen Rat und Par-
lament der Europäischen Union ausgehandelten 
Finanzbetrag für das SOKRATES-Programm gebun-
den. 
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Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Klaus-Jürgen Hedrich auf 
die Frage des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) 
(Drucksache 13/4643 Frage 7): 

Wie ist die Finanzierung des Entwicklungshilfeprojektes der In-
ternationalen Arbeitsorganisation (IAO) in Uruguay, bei dem ein 
ehemaliger Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt als Leiter 
vorgesehen ist, mit bereits existierenden ähnlichen Projekten 
der Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) in der 
Region zu vereinbaren, und welche Empfehlung hat die Bundes-
regierung zur Besetzung der Leiterposition ausgesprochen? 

Das ILO-Projekt in Uruguay ist mit anderen laufen-
den und geplanten Projekten zur Berufsbildung, die 
von der GTZ und anderen internationalen Institutio-
nen in Lateinamerika durchgeführt werden, abge-
stimmt. 

Die Bundesregierung äußert sich nicht öffentlich zu 
Personalentscheidungen internationaler Organisatio-
nen. 

Anlage 6 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Frage des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) 
(Drucksache 13/4643 Frage 11): 

Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (inklusive der ab-
kommandierten Soldatinnen und Soldaten) des Bundesministe-
riums der Verteidigung sind für dessen zwei zukünftige Dienst-
sitze Bonn und Berlin jeweils vorgesehen, und trifft es in diesem 
Zusammenhang zu, daß der Bundesminister der Verteidigung 
hinsichtlich der Ausgestaltung des zweiten Dienstsitzes nicht 
die von der Bundesregierung am 3. Juni 1992 beschlossenen 
Festlegungen teilt? 

Im Zuge der Reorganisation des Bundesministeri-
ums der Verteidigung wird die Zahl der Dienstposten 
von ursprünglich rund 5 300 auf circa 3 340 reduziert. 
Von diesen sind rund 350 Dienstposten für den 
2. Dienstsitz in Berlin vorgesehen. 

Der 2. Teil der Frage wird mit „nein" beantwortet. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die 
Fragen des Abgeordneten Konrad Kunick (SPD) 
(Drucksache 13/4643 Fragen 15 und 16): 

Welchen Rang mißt die Bundesregierung dem Kombinierten 
Ladeverkehr von und nach Rostock im Rahmen der Transeuro-
päischen Netze bei? 

Wann ist mit dem Beginn des Ausbaus des Seekanals zum 
Rostocker Überseehafen zu rechnen? 

Zu Frage 15: 

Vorbehaltlich des von der Bundesregierung ange-
strebten und im Rahmen ihrer Möglichkeiten unter-
stützten positiven Abschlusses des Vermittlungsver-
fahrens zwischen Rat und Europäischem Parlament 
beziehen die Leitlinien für den Aufbau eines transeu-
ropäischen Verkehrsnetzes alle den Kombinierten 
Verkehr betreffenden Knotenpunkte ein. 

Diese Knotenpunkte einschließlich ihrer Anbin-
dung und Verknüpfung durch Schiene, Straße, Was-
serstraße bzw. den Seeverkehr werden durch Spezifi-
kationen im Anhang II zu den Leitlinien eindeutig 
beschrieben. In diesem Zusammenhang ist auch die 
Einbindung des Knotenpunktes Rostock in das trans-
europäische Verkehrsnetz zu sehen. Als bedeutend-
ster Ostseeknotenpunkt der neuen Bundesländer im 
Verkehr von Skandinavien nach Deutschland und 
weiter Richtung Süden mißt die Bundesregierung 
dem Standort Rostock eine große Bedeutung als Eck-
pfeiler im Transitkonzept zur weiteren Entwicklung 
des Gütertransitverkehrs durch Deutschland bei. 

Zu Frage 16: 

Mit dem Baubeginn des Ausbaus der Seehafenzu-
fahrt Rostock ist im Juli 1996 zu rechnen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Ul rich Klinkert auf die Fra-
gen des Abgeordneten Helmut Lamp (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/4643 Fragen 21 und 22): 

Wird die Bundesregierung den Entwurf einer Kompostverord-
nung rechtzeitig vorlegen, damit ihre Ankündigung vom De-
zember 1995 erfüllt werden kann, wonach die Kompostverord-
nung zum Zeitpunkt des vollen Wirksamwerdens des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes am 7. Oktober 1996 in Kraft tritt, und wann 
wird die Bundesregierung den Entwurf einer Kompostverord-
nung vorlegen? 

Welche Gründe haben dazu geführt, daß die Bundesregierung 
zweieinhalb Jahre nach der Bitte der Umweltministerkonferenz 
eine Kompostverordnung vorzulegen, diese Bitte noch nicht er-
füllt hat? 

Zu Frage 21: 

Die bereits seit längerem laufenden Gespräche zur 
Vorbereitung der Verordnung selbst sowie zur Vor-
bereitung der umfassenden technischen Vorgaben in 
den Verordnungsanhängen befinden sich vor dem 
Abschluß. Es wird angestrebt, die Verordnung im 
Herbst diesen Jahres, parallel zu entsprechenden 
Änderungen im Düngerecht, zu verkünden. 

Zu Frage 22: 

Die Umweltministerkonferenz (UMK) hat am Jah-
resende 1993 die Bundesregierung gebeten, die 
Arbeiten an einer Kompostverordnung zu beginnen. 
Ein Zeitpunkt, zu dem ein Verordnungsentwurf 
seitens der UMK erwartet wird, ist in dem Beschluß 
nicht enthalten. - 
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Die Erarbeitung von Entwürfen zur Kompostver-
ordnung sind zahlreiche fachliche Erörterungen so-
wie Beratungen in einer Bund-/Länder-Arbeits-
gruppe vorausgegangen. Die Durchführung dieser 
Gespräche sowie die Erarbeitung und fachlichen 
Vorabstimmungen für die Anhänge zur Verordnung 
erfordern einen hohen zeitlichen Aufwand. In den 
Anhängen werden dabei u. a. die seuchen- und phy-
tohygienischen Anforderungen für Komposte und 
andere Bioabfälle sowie die Vorgaben zur Analytik 
festgelegt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Ul rich Klinkert auf die Fra-
gen der Abgeordneten Dr. Angelica Schwall-Düren 
(SPD) (Drucksache 13/4643 Fragen 23 und 24): 

Welche Konsequenzen will die Bundesregierung aus der Tat-
sache ziehen, daß es nach dem im Juli 1995 in Kraft getretenen 
„Ozongesetz" seit 1990 trotz hoher Ozonwerte nur zweimal zu 
Fahrverboten gekommen wäre, obwohl nach einer neueren Stu-
die im Auftrag von Greenpeace nachgewiesen ist, daß es bereits 
bei Ozonwerten weit unterhalb der bundesdeutschen Grenz-
werte zu einem drastischen Anstieg von Asthmaanfällen und 
Allergieerkrankungen kommt? 

Wie rechtfertigt die Bundesregierung unter den Gesichts-
punkten des vorsorgenden Gesundheitsschutzes die Konse-
quenz aus den vielen Ausnahmetatbeständen für ein Fahrverbot 
bei Ozonalarm, daß nämlich die Ozonwerte wegen der nur ge-
ringen Einschränkungen des Verkehrs kaum abzusenken sind? 

Zu Frage 23: 

Es ist unstrittig, daß das Reizgas Ozon beim Men-
schen gesundheitliche Beeinträchtigungen hervorru-
fen kann. Obwohl Gesundheitsschäden durch die in 
Deutschland auftretenden Konzentrationen nicht 
auftreten, wurden aus Vorsorgegründen bereits ent-
scheidende Schritte unternommen, um - unabhängig 
von der aktuellen Diskussion des Ozongesetzes - die 
Emissionen der Ozon-Vorläufersubstanzen insbeson-
dere durch ordnungsrechtliche Maßnahmen an den 
Quellen dauerhaft zu senken. 

Die von „Greenpeace" vorgestellte Studie enthält 
keine neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse. Die 
Schlußfolgerung der Studie, daß „die Gesundheits-
schäden als Folge jährlich steigender Ozonkonzen-
trationen immer dramatischere Ausmaße anneh-
men" , ist unzutreffend. Weder steigen die Ozonkon-
zentrationen jährlich an, noch gibt es den geringsten 
Hinweis auf die behaupteten „Gesundheitsschäden 
dramatischen Ausmaßes". Die Bundesregierung 
sieht daher keine Veranlassung, weitergehende Kon-
sequenzen aus der genannten Studie von „Green-
peace" zu ziehen. 

Zu Frage 24: 

Um vorsorglich mögliche gesundheitliche Beein-
trächtigungen durch bodennahes Ozon soweit wie 
möglich zu verringern, hat die Bundesregierung eine 
Reihe langfristiger Maßnahmen zur Reduzierung der 
Emissionen der Ozon-Vorläuferstoffe Stickstoffoxide 

und flüchtige organische Verbindungen vor allem im 
Bereich stationärer Anlagen, im Straßenverkehr und 
bei der Lösemittelverwendung ergriffen. 

Die Ozonregelung im Bundes-Immissionsschutzge-
setz ist hingegen ein ergänzendes Instrument zur Be-
kämpfung kurzfristiger Ozonspitzenkonzentrationen 
während akuter Sommersmog-Episoden. Diese Re-
gelung ist die weltweit schärfste ihrer A rt . Dabei 
müssen zur Aufrechterhaltung des Produktionsab-
laufes und zur Versorgung der Bevölkerung mit le-
bensnotwendigen Gütern und Dienstleistungen so-
wie für andere unabweisbar erforderliche Fahrten 
auch für schadstoffreiche Fahrzeuge Ausnahmen zu-
gelassen werden. Die Ausnahmeregelungen sind im 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens gegenüber 
dem ursprünglichen Gesetzentwurf auch auf Wunsch 
der Bundesländer erweitert worden. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Ul rich Klinkert auf die Fra-
gen der Abgeordneten Petra Ernstberger (SPD) 
(Drucksache 13/4643 Fragen 25 und 26): 

Schätzt die Bundesregierung den in Deutschland seit 1995 be-
schlossenen Ozongrenzwert von 240 µg/m 3  als ausreichend ein, 
vor dem Hintergrund wissenschaftlicher Erkenntnisse, die aus-
sagen, daß ca. 10 % der Kinder bereits auf Ozonkonzentrationen 
um 120 µg/m 3  mit einer Einschränkung der Lungenfunktion rea-
gieren? 

Besteht für die Bundesregierung Handlungsbedarf bezüglich ei-
ner Herabsetzung des Ozongrenzwertes von 240 p.g/m 3 , wenn 
man berücksichtigt, daß die entzündliche Reaktion der Atem-
wege bei niedrigeren Konzentrationen bereits sicher nachge-
wiesen ist, und daß eine Ozonexposition in der Regel über meh-
rere Tage besteht und somit die Reaktion akkumuliert? 

Zu Frage 25: 

Es ist unstrittig, daß das Reizgas Ozon beim Men-
schen gesundheitliche Beeinträchtigungen hervorru-
fen kann. Obwohl Gesundheitsschäden durch die in 
Deutschland auftretenden Konzentrationen nicht 
auftreten, wurden aus Vorsorgegründen bereits ent-
scheidende Schritte unternommen, um - unabhängig 
von der aktuellen Diskussion des Ozongesetzes - die . 

 Emissionen der Ozon-Vorläufersubstanzen insbeson-
dere durch ordnungsrechtliche Maßnahmen an den 
Quellen dauerhaft zu senken. 

Um mögliche Gesundheitsschäden abzuwehren, 
wurde im Ozon-Gesetz ein Wert von 240 µg/m 3  (1 h) 
als Eingriffswert für Verkehrsbeschränkungen fest-
gelegt. Bei Konzentrationen unterhalb von 240 µg/m 3 

 (1-stündige Exposition) ist nicht zu erwarten (auch 
nicht bei kurzfristiger Überschreitung von 240 µg/ 
m3), daß Gesundheitsschäden auftreten. Es gibt 
keine wissenschaftlichen Anhaltspunkte dafür, daß 
bereits Ozonkonzentrationen von 120 µg/m 3  zu Ein-
schränkungen der Lungenfunktion führen. 
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Zu Frage 26: 

Die deutsche Gesetzgebung orientiert sich bei den 
Ozon-Schwellenwerten an den Regelungen der 
Europäischen Union, die in der EG-Richtlinie 92/72/ 
EWG bestimmte Ozonkonzentrationen festgelegt 
hat. Nach diesen Regelungen, die mit der 
22. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (22. BImSchV) in nationales 
Recht umgesetzt wurden, gelten zwei Konzentrati-
onswerte als Stundenmittelwert: der Schwellenwert 
für die Unterrichtung der Bevölkerung bei 180 µg/m 3 

 und der Schwellenwert für die Auslösung des Warn-
systems bei 360 

µ

g/m3 . Die Maßnahmen des Ozonge-
setzes, die ab 240 

µ

g/m3  ergriffen werden, sind in 
Deutschland vorgeschaltet, um zu verhindern, daß 
der Wert zur Auslösung des Warnsystems erreicht 
wird. Dies ist eine Vorsorgemaßnahme, die innerhalb 
der Europäischen Union einzigartig ist. Die Bundes-
regierung sieht daher derzeit keine Veranlassung zur 
Herabsetzung des Wertes von 240 µg/m 3 . 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Ul rich Klinkert auf die Fra-
gen des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) 
(Drucksache 13/4643 Fragen 27 und 28): 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die Bedenken des Bun-
deskartellamtes gegen die Selbstverpflichtung für Altautos, und 
welche Auswirkungen haben diese Bedenken auf die in Vorbe-
reitung befindliche Altautoverordnung der Bundesregierung? 

Warum hat die Bundesregierung bisher noch keine Verord-
nungsentwürfe zur Rücknahme und Verwertung von Großgerä-
ten der „Weißen Ware" und von Fernsehern vorgelegt, obwohl 
der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Walter Hirche, 
auf die Frage 66 in Drucksache 13/2279 angekündigt hat, dies 
würde „in Kürze" geschehen? 

Zu Frage 27: 

Aus der Sicht des Bundeskartellamtes besteht hin-
sichtlich der „Freiwilligen Selbstverpflichtung zur 
umweltgerechten Altautoverwertung (Pkw) im Rah-
men des Kreislaufwirtschaftsgesetzes" in einigen 
Punkten noch Aufklärungsbedarf. Es ist zu erwarten, 
daß die noch offenen kartellrechtlichen Fragen zwi-
schen VDA und Bundeskartellamt geklärt werden 
können. 

Mit der in Arbeit befindlichen Altautoverordnung 
soll ergänzend zu der in Aussicht genommenen 
Selbstverpflichtung der rechtliche Rahmen geschaf-
fen werden, damit die Selbstverpflichtung zum Tra-
gen kommt und weitergehende abfallwirtschaftliche 
Zielsetzungen erreicht werden können. 

Zu Frage 28: 

Wie in der Antwort auf Ihre schriftliche Frage vom 
27. März 1996 bereits ausgeführt, hat das Bundesum-
weltministerium mit dem bereits 1991 vorgelegten 
Entwurf einer Elektronik-Schrott-Verordnung u. a.  

den Anstoß zur Entwicklung recyclingfreundlicher 
Elektrogeräte gegeben. 

Besondere Berücksichtigung fand dieser Vorstoß 
im Bereich der Geräte der Informations- und Kommu-
nikationstechnik. Aber auch führende Hersteller der 
sogenannten „Weißen Ware" haben durch freiwillige 
Maßnahmen die Rücknahme und Verwertung ihrer 
Geräte eingeführt. Allerdings ist es über dera rtige 
freiwillige Maßnahmen bisher nicht gelungen, die 
Produktverantwortung bis hin zur Internalisierung 
der Entsorgungskosten in den Produktpreis zu ver-
wirklichen. 

Eine derartig weitergehende Regelung wurde nun-
mehr erstmals im November 1995 angeboten, und 
zwar von zahlreichen inte rnational tätigen Her-
stellern von Geräten der Informationstechnik, unter 
dem Dach der „Arbeitsgemeinschaft CYCLE" beim 
VDMA. 

Da sich nicht die Hersteller oder Importeure an 
einem derartigen freiwilligen System beteiligen wol-
len, soll eine schlanke Rahmenverordnung dafür 
sorgen, daß gleiche Wettbewerbsbedingungen herr-
schen; die ihre Geräte umweltbewußt entsorgenden 
Firmen sollen gegenüber denjenigen Firmen, die 
sich nicht zur Produktverantwortung bekennen, kei-
nen Wettbewerbsnachteil haben. 

Mit dieser Verordnung sollen erstmals alle Herstel-
ler und Importeure verpflichtet werden, die von 
ihnen in Verkehr gebrachten Geräte der Informa-
tionstechnik zurückzunehmen und zu verwerten. 

Die weitere Umsetzung der Produktverantwortung 
soll schrittweise erfolgen. 

Für den Bereich der „Weißen Ware " und der 
„Braunen Ware" verhandelt die Bundesregierung 
seit längerem über freiwillige Maßnahmen mit der 
Wirtschaft. Die Gespräche mit den betroffenen Un-
ternehmen und Verbänden werden fortgesetzt. 

Entsprechend ihren Aussagen in den Koalitions-
vereinbarungen beabsichtigt die Bundesregierung, 
zum Aufbau umweltverträglicher Verwertungs- und 
Entsorgungsstrukturen für sämtliche Elektro- und 
Elektronikgeräte Regelungen zur Rücknahme und 
Verwertung in dieser Legislaturperiode herbeizufüh-
ren. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz auf 
die Fragen des Abgeordneten Robert  Antretter 
(SPD) (Drucksache 13/4643 Fragen 35 und 36): 

Mit welchen Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung auf 
Presseberichte zu reagieren, wonach in Kroatien die Pressefrei-
heit durch wirtschaftliche und strafrechtliche Restriktionen ein-
geschränkt werden soll? 

Hält die Bundesregierung die Einhaltung der von der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates in ihrer Stellung-
nahme vom 24. April 1996 aufgelisteten Bedingungen für einen 
Beitritt Kroatiens zum Europarat für juristisch verbindlich? 
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Zu Frage 35: 

Die Bundesregierung beobachtet die Lage der 
Medien und den Stand der Verwirklichung der 
Meinungs- und Pressefreiheit in Südosteuropa mit 
besonderer Aufmerksamkeit. Dies gilt auch für 
Kroatien. 

Die Bundesregierung befindet sich hinsichtlich 
dieser Thematik in einem intensiven Dialog mit den 
Regierungen der Region. Die Regierung Kroatiens 
hat vor wenigen Tagen der Bundesregierung mitge-
teilt, daß die Redaktion des Nachrichtenmagazins 
„Panorama" wiedereröffnet sei. 

Die Bundesregierung erwartet im übrigen, daß die 
Staatsorgane Kroatiens gegenüber allen Mediener-
zeugnissen die in westlichen Demokratien üblichen 
Maßstäbe anwenden. 

Zu Frage 36: 

Artikel 4 der Satzung des Europarats überträgt 
die Entscheidung in Beitrittsfragen dem Minister-
komitee. Voraussetzung für die Einladung zum Bei-
tritt ist ein Prüfungsverfahren der Parlamentarischen 
Versammlung. Sie kann am Ende des Verfahrens 
eine Beitrittsempfehlung aussprechen. Diese Emp-
fehlung bindet das Ministerkomitee nicht. 

Die Bedingungen, die die Parlamentarische Ver-
sammlung in ihrer Stellungnahme vom 24. Ap ril 1996 
in bezug auf Kroatien aufgestellt hat, sind Teil der 
Beitrittsempfehlung. Bei den Beratungen über den 
Beitritt mißt das Ministerkomitee Kroatien unter an-
derem daran, in welchem Maße das Land den von 
der Versammlung gestellten Forderungen Folge lei-
stet. 

Der kroatische Präsident Tudjman und Parlaments-
präsident Pavletic haben mit Schreiben vom 15. März 
1996 die Einhaltung eines Forderungskatalogs der 
Parlamentarischen Versammlung förmlich zugesagt, 
der die wesentlichen Bedingungen der Stellung-
nahme vom 24. April 1996 enthält. Damit entfalten 
sie gegenüber Kroatien Bindungswirkung. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Erwin Marschewski (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/4643 Frage 40): 

Wie viele Jäger, Sportschützen und andere berechtigte Waf-
fenbesitzer gibt es in der Bundesrepublik Deutschland, und wie 
viele Schußwaffen entfallen jeweils auf sie? 

Genaue Zahlen liegen der Bundesregierung nicht 
vor. Sie ließen sich von den Ländern, die für den Voll-
zug des Waffengesetzes zuständig sind, nur mit ei-
nem unverhältnismäßig zeitraubenden und kostspie-
ligen Aufwand exakt ermitteln. 

Es ist von etwa 1,6 Millionen Sportschützen, 
350 000 Jägern sowie jeweils einigen Tausend Waf-
fensammlern und besonders gefährdeten Personen 
mit Waffenerlaubnissen auszugehen. Hinzu kommt 
die Gruppe „sonstiger Waffenberechtigter" von min-
destens 2 Millionen; dieser Personenkreis setzt sich 
im wesentlichen zusammen aus Waffenberechtigten 
mit kraft Amnestie legalisiertem Waffenbesitz oder 
kraft Erbschaft erworbenem Waffenbesitz. 

Über die Anzahl der Schußwaffen kann nur eine 
ganz grobe Schätzung vorgenommen werden: Da 
das Waffengesetz für Jäger/Sportschützen den prak-
tisch unbegrenzten Erwerb und Besitz von Langwaf-
fen/Einzelladerlangwaffen zuläßt (während der Er-
werb von Kurzwaffen auf grundsätzlich zwei Pisto-
len/Revolver beschränkt ist), ist von mindestens 
10 Millionen Schußwaffen in legalem Privatbesitz 
auszugehen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Hans Peter Kemper (SPD) 
(Drucksache 13/4643 Frage 45): 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung auch vor dem 
Hintergrund des gerade erst verabschiedeten Schengener Ab-
kommens aus dem Verhalten der belgischen Behörden, die nach 
einem Pressebericht in der „Welt" vom 7. Mai 1996 deutsche 
Einsatzbeamte nachdrücklich aufgefordert haben, sich vom bel-
gischen Hoheitsgebiet zurückzuziehen und das Eingreifen deut-
scher Polizeikräfte auch dann nicht erlaubten, als ihnen gegen-
über Straftaten von belgischem Boden aus verübt wurden? 

Am Nachmittag des 16. März kam es zwischen 
15.30 Uhr und 16.00 Uhr unmittelbar am Grenzüber-
gang Aachen zu Auseinandersetzungen mit PKK-An-
hängern. Während kurdische Frauen und Kinder 
wieder ihre Busse bestiegen, gingen die Männer ge-
walttätig gegen die dortigen Einsatzkräfte vor. Da-
durch wurden die Polizeikräfte gezwungen in Rich-
tung belgisches Hoheitsgebiet zu räumen, um an-
schließend an der Grenzlinie eine Absperrung zu er-
richten. Das weitere massive Vorgehen der Demon-
stranten erforderte die Fortsetzung der Räumung. 
Dabei kam es zu Grenzübertritten auf belgisches Ho-
heitsgebiet. 

Hiergegen wandte sich die belgische Seite. 

Auch diese Einsatzabläufe werden im Rahmen der 
Einsatznachbereitung überprüft. 

Im übrigen steht eine bilaterale Vereinbarung mit 
Belgien über die polizeiliche Zusammenarbeit im 
Grenzgebiet vor dem Abschluß. Die betroffenen 
Bundesländer Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz sind in die Verhandlungen mit einbezogen. Mit 
Luxemburg, Frankreich und den Niederlanden be-
stehen bereits dera rtige Abkommen. 
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Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Günter Graf (Friesoythe) 
(SPD) (Drucksache 13/4643 Fragen 46 und 47): 

Welche Maßnahmen hat das Bundesministerium des Innern 
im Vorfeld der PKK-Veranstaltung am 16. März 1996 getroffen, 
um eine derartige Eskalation und unerlaubte Grenzüberschritte, 
so wie sie zwischen den Niederlanden und der Bundesrepublik 
Deutschland, insbesondere im Bereich Elten-Emmerich, erfolgt 
sind, zu verhindern? 

Trifft es zu (siehe „Die Welt" vom 7. Mai 1996), daß das Bun-
desministerium des Innern im Vorfeld dieses Einsatzes die 
Grenzschutzpräsidien beauftragt hat, die angeordneten Maß-
nahmen der Grenzüberwachung mit den zuständigen Landes-
polizeien abzustimmen, daß aber eine solche Abstimmung zwi-
schen Bundesgrenzschutz und Länderpolizeien nicht erfolgt ist 
und den nordrhein-westfälischen Polizeibehörden lediglich am 
Nachmittag des 15. März 1996 ein Einsatzbefehl übermittelt 
wurde, aus dem hervorging, daß der Bundesgrenzschutz Maß-
nahmen zur Verhinderung der Einreise trifft? 

Zu Frage 46: 

Das Bundesministerium des Innern (BMI) hat am 
14. März 1996 den Grenzschutzpräsidien seine Ein-
satzweisungen erteilt. Dieser Erlaß wurde dem 
IM NW nachrichtlich zur Kenntnis gegeben. 

Ziel war, gewaltbereite Demonstrationsteilnehmer 
möglichst frühzeitig zu stoppen und - soweit sie aus 
dem Ausland angereist waren - wieder außer Landes 
zu schaffen. Erforderlichenfalls sollte zur Vermei-
dung von Gewaltanwendung oder zusätzlicher Ge-
fährdungen in Kauf genommen werden, die Störer 
zunächst unter Polizeibegleitung (möglichst unter 
Beteiligung der Landespolizei) kurzfristig von der 
Grenzlinie aus in den Grenzraum einfließen zu las-
sen, um sie später an taktisch günstigen Punkten zur 
Umkehr zu bewegen. 

Diese Einsatzkonzeption wurde am 15. März 1996 
mit dem IM NW einvernehmlich abgestimmt. 

Zu Frage 47: 

Es trifft zu, daß das BMI die Grenzschutzpräsidien 
beauftragt hat, die angeordneten Maßnahmen mit 
den benachbarten Behörden der betroffenen Bundes-
länder abzustimmen. 

Es trifft nicht zu, daß dera rtige Absprachen nicht 
stattgefunden haben. Auf örtlicher Ebene wurden 
neben der Übersendung des Einsatzbefehls die Ein-
satzkonzeption und Einsatzmaßnahmen noch am 
Freitag, dem 15. März 1996, telefonisch abgestimmt. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Otto Schily (SPD) (Drucksa-
che 13/4643 Fragen 48 und 49): 

Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, daß angesichts 
der am 16. März 1996 erwarteten illegalen Einreise potentieller 
Teilnehmer der verbotenen PKK-Veranstaltung in Do rtmund die 
Zahl der für die Aufgabenerfüllung an den Grenzübergängen 
Aachen-Lichtenbusch und Emmerich-Elten bereitgestellten 
Kräfte des Bundesgrenzschutzes von Anfang an nicht ausrei-
chend war und deshalb nicht hinreichend vorbereitete und aus-
gestattete Kräfte der nordrhein-westfälischen Polizei in einem 
Notzugriff den Bundesgrenzschutz massiv unterstützen muß-
ten? 

Wie erklärt die Bundesregierung die Fehleinschätzung des 
Personalbedarfs, insbesondere im Bereich Elten, als dessen 
Folge eine junge Polizeibeamtin und ein junger Polizeibeamter 
massiv von aus den Niederlanden kommenden Kurden verletzt 
wurden, die zuvor von den Kräften des Bundesgrenzschutzes 
nicht an der illegalen Einreise gehindert werden konnten? 

Zu Frage 48: 

Der ursprüngliche Kräfteansatz des BGS richtete 
sich nach den vorliegenden Lageerkenntnissen. 

Der BGS erhielt erst in den späten Abendstunden 
am Freitag, dem 15. März 1996, eine Information 
über mögliche Anreisebewegungen aus Belgien und 
den Niederlanden. Daraufhin wurden unverzüglich 
weitere Kräfte in den Binnengrenzraum verlegt. 

Zu Frage 49: 

Von einer generellen Fehleinschätzung des Perso-
nalbedarfs kann nicht gesprochen werden. Die Ein-
satzmaßnahmen des BGS richteten sich - wie bereits 
ausgeführt - nach den jeweiligen Lageerkenntnis-
sen. 

Aufgrund des Einsatzschwerpunktes in Aachen-
Lichtenbusch mußten Teile der im Binnengrenzein-
satz befindlichen Kräfte verschoben und weitere Ver-
stärkungskräfte herangeführt werden. 

Die bedauerlichen Verletzungen lner jungen Poli-
zeibeamtin und eines jungen Polizeibeamten waren 
Folge des brutalen Vorgehens der PKK-Anhänger. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dietmar Schlee (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/4643 Fragen 50 und 51): 

Welche politischen, rechtlichen und tatsächlichen Möglich-
keiten sieht die Bundesregierung, um ggf. bundesrechtlich zu 
erreichen, daß die Polizeikosten bei Einsätzen im Zusammen-
hang mit gewalttätigen Demonstrationen dem Veranstalter der 
Demonstration auferlegt und gegen ihn auch mit Erfolg geltend 
gemacht werden? 

Wird die Bundesregierung, nachdem nunmehr auch das Bun-
desverfassungsgericht die Rechtmäßigkeit des Asylkompromis-
ses bestätigt hat, stärker auf die „säumigen" Bundesländer ein-
wirken, ihrer verfassungsmäßigen Pflicht zur Abschiebung ab-
gelehnter Asylbewerber konsequenter nachzukommen? 

Zu Frage 50: 

Eine bundesrechtliche Möglichkeit, Polizeikosten 
bei Einsätzen im Zusammenhang mit gewalttätigen 
Demonstrationen dem Veranstalter der Demonstra- 
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tion aufzuerlegen, besteht nicht, da die Frage der Er-
stattung von Polizeikosten nicht in den Bereich des 
Bundes fällt. Die Durchführung von Polizeivollzugs-
maßnahmen bei Demonstrationen fällt in den Bereich 
der Länder, so daß auch nur diese die Frage der Ko-
stenerstattung regeln können. Die Einführung einer 
solchen Kostenerstattung wird derzeit in den Län-
dern diskutiert. Ohne dem Ergebnis der Diskussion 
der Länder vorgreifen zu wollen, vertritt die Bundes-
regierung die Auffassung, daß eine Kostenerhebung 
für Maßnahmen des Polizeivollzugsdienstes durch 
den Landesgesetzgeber verfassungskonform ausge-
staltet werden kann. 

Zu Frage 51: 

Die Durchsetzung der Ausreisepflicht eines rechts-
kräftig abgelehnten Asylbewerbers wird den Auslän-
derbehörden der Länder nach den Bestimmungen 
des Ausländergesetzes zwingend aufgegeben. Die 
Möglichkeit einer Duldung ist auf Fälle beschränkt, 
in denen einer der im Gesetz genannten Duldungs-
gründe vorliegt. Die Länder haben wiederholt versi-
chert, daß sie alle Möglichkeiten ausschöpfen, den 
Aufenthalt abgelehnter Asylbewerber zu beenden. 

Die Bundesregierung sieht daher derzeit keinen 
Anlaß, auf einzelne Länder einzuwirken, die auslän-
dergesetzlichen Vorschriften über die Aufenthalts-
beendigung vollziehbar ausreisepflichtiger Auslän-
der korrekt durchzuführen. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Rössel 
(PDS) (Drucksache 13/4643 Fragen 52 und 53): 

Ist der Bundesregierung eine Pressemitteilung der „Mittel-
deutschen Zeitung", Lokalredaktion Sangerhausen, vom 3. Mai 
1996 bekannt, wonach bei einer erneuten Privatisierung der in 
Gesamtvollstreckung befindlichen Sangerhäuser Maschinenfa-
brik S. der Verkauf des Unternehmens an den Dessauer Unter-
nehmer L. B. favorisiert werde? 

Welche Initiativen wird die Bundesregierung evtl. zur Unter-
stützung der Wiederaufnahme der Produktion in der Sangerhäu-
ser Maschinenfabrik in der am meisten von Arbeitslosigkeit be-
troffenen Sangerhäuser Region ergreifen? 

Zu Frage 52: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß seit Eröff-
nung des Gesamtvollstreckungsverfahrens im Juni 
1994 der allein für das Unternehmen zuständige Ge-
samtvollstreckungsverwalter seit längerer Zeit mit 
dem Unternehmer Lutz Brüning aus Dessau in Kon-
takt steht. Nach den vorliegenden Informationen ist 
die Firma Brüning GmbH, Dessau, z. Z. der einzige 
ernsthafte Interessent für die Fortführung der Ma-
schinenfabrik Sangerhäusen. 

Zu Frage 53: 

Die Bundesregierung hat zusammen mit der Bun-
desanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufga-
ben, der BvS, bereits in der Vergangenheit darauf 
hingewirkt, daß eine Auffanglösung für die Maschi-
nenfabrik Sangerhäusen ermöglicht wird. So hat die 
THA im Dezember 1994 vom Gesamtvollstreckungs-
verwalter der SAMAG - wie die Sangerhäuser Ma-
schinenfabrik seit ihrer Privatisierung firmiert - die 
Betriebsgrundstücke des Unternehmens herausge-
kauft und eine Sicherheitsverwertung der Maschi-
nen durch die Banken verhindert. Zuletzt hat die BvS 
die Kosten für die Heizung der Produktionshallen in 
der Heizperiode 1995/1996 übernommen - Kosten 
über 800 TDM -, damit die vorhandenen Maschinen 
bei einer evtl. Wiederaufnahme der Produktion wei-
ter genutzt werden können. Die Bundesregierung 
wird weiter die Bemühungen um einen Neuanfang 
für die Maschinenfabrik Sangerhäusen unterstützen. 
Verantwortlich für das Zustandekommen einer Auf-
fanglösung sind jedoch in erster Linie der Gesamt-
vollstreckungsverwalter der SAMAG und die Lan-
desregierung von Sachsen-Anhalt. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Fragen der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) 
(Drucksache 13/4643 Fragen 56 und 57): 

Welche Gebäude von Auslandsvertretungen der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik, die nach der Vereinigung 
in das Eigentum der Bundesrepublik Deutschland übergingen, 
wurden nach Kenntnis der Bundesregierung zwischenzeitlich 
veräußert (Aufschlüsselung nach Vertretung, Lage des Objekts, 
erzieltem Erlös und Verwendungszweck nach Veräußerung)? 

Welche Subventionen (Aufschlüsselung nach A rt  der Subven-
tion und jeweiligem Volumen) werden nach Kenntnis der Bun-
desregierung gegenwärtig aus Bundesmitteln gewährt, und auf 
welcher Rechtsgrundlage beruht die Gewährung der jeweiligen 
Subventionen? 

Zu Frage 56: 

Ich habe hier eine Zusammenstellung über die ver-
kauften Objekte und Grundstücke der ehemaligen 
DDR. Um die umfangreichen Angaben zu den hier 
dokumentierten 74 Verkaufsfällen nicht verlesen zu 
müssen, schlage ich vor, Ihnen diese Zusammenstel-
lung zu übergeben. Aus dieser ergeben sich die Ant-
worten zu den von Ihnen gestellten Fragen. 

Zu Frage 57: 

Die Bundesregierung legt nach § 12 des Stabilitäts-  
und Wachstumsgesetzes alle zwei Jahre einen 
Bericht über die Finanzhilfen des Bundes und die 
Steuervergünstigungen Bundestag und Bundesrat 
vor. In dem Subventionsbericht werden Volumen, 
Zielsetzung und Rechtsgrundlage der einzelnen 
Finanzhilfen und Steuervergünstigungen - also die 
von Ihnen erbetenen Informationen - detail liert  dar-
gestellt. 
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Der 15. Subventionsbericht ist im September 1995 
von der Bundesregierung verabschiedet und dem 
Parlament zugeleitet worden (BT-Drucksache 13/ 
2230). Der Bericht ist vor kurzem in den zuständigen 
Ausschüssen des Bundestages beraten worden. So 
haben der Wirtschaftsausschuß, der Finanzausschuß 
und der federführende Haushaltsausschuß den 
15. Subventionsbericht am 8. Mai 1996 zur Kenntnis 
genommen. 

Wenn Sie es wünschen, lasse ich Ihnen selbstver-
ständlich ein Exemplar des Berichts zukommen. Ich 
bitte um Ihr Verständnis dafür, wenn ich Sie zur Be-
antwortung Ihrer Frage auf den Subventionsbericht 
verweise. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Fragen des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) 
(Drucksache 13/4643 Fragen 59 und 60): 

Hat die Bundesregierung vor der Neuregelung der Besteue-
rung ausländischer Künstler geprüft, welche Auswirkungen die 
Änderungen für inländische Veranstalter mit ausländischen 
Künstlern haben, bei denen in der Regel Agenturverträge zu-
grunde liegen, nach denen die inländischen Veranstalter die 
deutschen Steuern zu zahlen haben, und zu welchem Ergebnis 
ist diese Prüfung gelangt? 

Wie wird die Bundesregierung verhindern, daß die aus der 
Neuregelung der Künstlerbesteuerung erwachsenden Mehr-
belastungen dazu führen, daß inländische Veranstalter mit aus-
ländischen Künstlern zum Schaden der Kulturpolitik ihre Aktivi-
täten einschränken, mit dem Effekt, daß dadurch gar keine Steu-
erabführungen mehr anfallen? 

Zu Frage 59: 

Schon vor der Änderung der Besteuerung be-
schränkt steuerpflichtiger Künstler durch das Jahres

-steuergesetz 1996 hatte der Schuldner der Vergü-
tung (z. B. ein inländischer Veranstalter) für Rech-
nung des beschränkt steuerpflichtigen Künstlers den 
Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 EStG vorzunehmen. 
Es handelt sich nicht um eine Steuer des Veranstal-
ters, sondern um eine Steuer des beschränkt steuer-
pflichtigen Künstlers. Schließt der Veranstalter mit 
dem beschränkt steuerpflichtigen Künstler eine 
Netto-Vereinbarung ab, d. h. übernimmt er im Innen-
verhältnis in vollem Umfang die Steuer des be-
schränkt steuerpflichtigen Künstlers, muß er sich 
auch der steuerlichen Konsequenzen bei möglichen 
Änderungen der Steuergesetze bewußt sein. 

Zu Frage 60: 

Der Gesetzgeber hat sich bei der Änderung der 
Künstlerbesteuerung nicht von kulturpolitischen 
Aspekten, sondern von dem Grundsatz der „Steuer-
gerechtigkeit" leiten lassen. Im Rahmen der parla-
mentarischen Beratungen zum Jahressteuergesetz 
1996 war im übrigen von seiten Ihrer Fraktion vorge-
schlagen worden, den Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 
EStG von ehemals 15 Prozent nicht nur auf 25 Pro-
zent, sondern sogar auf 30 Prozent zu erhöhen. 
Künstler, deren tatsächliche Aufwendungen erheb-
lich höher sind als die im Rahmen des Steuerabzugs 
unterstellten 50 Prozent der Einnahmen, können be-
reits nach geltendem Recht in einem Billigkeitsver-
fahren die tatsächlichen Aufwendungen geltend ma-
chen. Darüber hinaus ist vorgesehen, im Rahmen des 
Jahressteuergesetzes 1997 noch für den Veranla-
gungszeitraum 1996 ein Veranlagungswahlrecht ein-
zuführen. Die betroffene Personengruppe, bei der 
bisher durch den Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 
EStG die Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer 
abgegolten war, soll also künftig, unabhängig von 
den Voraussetzungen eines Billigkeitsverfahrens, 
Aufwendungen, die höher sind als die bereits vom 
Gesetzgeber beim Steuerabzug unterstellten 50 Pro-
zent der Einnahmen, im Veranlagungsverfahren gel-
tend machen können. 
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